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Freitag, den 29. Juni 1973 

Tagesordnungspunkt: 

Eröffnung des Kolloquiums 

Kahn- Ackermann (SPD): Meine sehr verehr- 
ten Damen und Herren! Ich habe das große Vergnü- 
gen und die Freude, Sie heute hier zu dem Kollo- 
quium des Ausschusses für Kultur und Erziehung 
der Beratenden Versammlung des Europarates be- 
grüßen zu können. Es ist mir eine ganz besondere 
Freude, daß der Präsident der Beratenden Ver- 
sammlung, der Kollege Vedovato, der hier zu mei- 
ner Rechten sitzt, zu dieser Eröffnungssitzung heute 
morgen erschienen ist. Ich muß dann entschuldigen 
für den heutigen Tag Herrn Minister Druon, der in 
Angelegenheiten seines eigenen Hauses und seines 
Budgets heute in der Nationalversammlung gefor- 
dert ist und deswegen nicht kommen konnte und an 
seiner Stelle Herrn Prof. Cazeneuve geschickt hat, 
der nachher eine Adresse des Ministers hier vortra- 
gen wird. Es ist mir außerdem eine große Freude, 
hier die Staatssekretäre Cluskey aus Irland, St. 
John-Stevas aus dem Vereinigten Königreich zu be- 
grüßen und darüber hinaus eine große Zahl von Vor- 
sitzenden der Parlamentsausschüsse in unseren Mit- 
gliedstaaten, die für das Thema, das wir hier in die- 
sen zwei Tagen diskutieren, sozusagen die politische 
Verantwortung tragen hinsichtlich der Maßnahmen, 
die bei uns getroffen werden. Ich möchte dazu sagen, 
daß es ja eine der Hauptaufgaben der Beratenden 
Versammlung des Europarates ist, in unseren Mit- 
gliedstaaten jeweils mit den betroffenen Gruppen 
eine Unterhaltung mit den Politikern zu ermögli- 
chen. Dies hat dieser Ausschuß unter dem Vorsitz 
meines Vorgängers, Herrn Rektor Capelle, in vor- 
züglicher Weise auf dem Gebiet der Erziehung in 
den vergangenen Jahren getan. Und ich kann nur 
hoffen, daß das Kolloquium, das wir heute begin- 
nen, genauso fruchtbar sein wird. Ich darf dann be- 
grüßen die drei Herren, die hier ein Referat zum 
Thema halten werden: Herrn Günter Grass, der 
heute morgen sprechen wird, Herrn Piovene, der 
heute nachmittag sprechen wird, und Herrn Prof. 
Dupuy, der das Referat morgen vormittag halten 
wird, und ich darf dann noch einmal besonders 
herzlich begrüßen meinen Vorgänger im Amt, den 
ich eben erwähnt habe, Herrn Capelle, der eine Zu- 
sammenfassung unserer Diskussion morgen nach- 
mittag versuchen wird. Schließlich möchte ich den 
Teilnehmern noch ganz besonders vorstellen Herrn 
Karasek, den Generalberichterstatter dieses Themas 
für die Beratende Versammlung. Wir hoffen, daß 
dieser Bericht doch Folgen haben wird und in dem 
Unterfangen, in das wir eingetreten sind, nämlich 
im Zuge der Entspannungspolitik zwischen Ost und 
West einen schwierigen Dialog zu führen, der auf 
dem Gebiet aller kulturellen Beziehungen zu Klä- 
rungen führen wird. Ich betone den schwierigen 
Dialog, weil wir uns durchaus bewußt sind, daß es 


gerade dieses Gebiet ist, auf dem für unseren Part- 
ner ganz brisante Situationen entstehen. Daher 
möchte er gerne dieses Gespräch so führen, wie das 
bisher geschehen ist und wir haben ja auf der 
UNESCO-Konferenz in Helsinki einiges erlebt. Ich 
darf bei dieser Gelegenheit daran erinnern, daß 
auch der Vertreter der UNESCO, Herr Botbol, hier 
unter uns ist. Er hatte einen großen Anteil auch an 
der Organisation in Helsinki, wo wir zum ersten 
Mal versucht haben, ein Gespräch zwischen Ost 
und West auf diesem spezifischen Gebiet zustande 
zu bringen. Dort haben wir auch eine Menge über 
die Freiheit des Künstlers in Europa geredet und 
dort zeigte sich ganz deutlich der Anlaß, der uns 
heute zusamnienführt, nämlich, daß wir, um unse- 
ren eigenen Standpunkt ganz genau festlegen zu 
können und mit der anderen Seite auch aus unse- 
rem Selbstverständnis heraus aufrichtig reden kön- 
nen, wir einmal mit den Vertretern der Schriftstel- 
ler und der bildenden Künstler und den Politikern 
darüber reden müssen, von welcher Art die Freiheit 
auf diesem Gebiet in unseren demokratischen Staa- 
ten wirklich ist, was sie für Grenzen hat und wie 
wir in diesem Zusammenhang für das Gespräch mit 
der anderen Seite gerüstet sind. Das ist der wesent- 
liche Inhalt dieser beiden Tage, und da wir die Zeit 
heute vormittag notwendig brauchen werden, 
möchte ich jetzt gleich in die Tagesordnung eintre- 
ten, aber, Herr Präsident, ich wäre Ihnen dankbar, 
wenn Sie als der Präsident der Beratenden Ver- 
sammlung auch ein paar Worte der Begrüßung hier 
zu den Teilnehmern des Kolloquiums äußern wür- 
den. 

Professor Cazeneuve *) : Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Was gibt Europa seinen Namen 
und läßt es zu mehr als einer geographischen Ein- 
heit werden, wenn nicht sein kulturelles Erbe, das 
es durch die grandiosen Wechselfälle seiner Ge- 
schichte hindurch mühsam und ruhmreich zugleich 
zusammengetragen hat? 

Was bestimmt Europa und führt es zu seiner Ei- 
nigung, wenn nicht die in jener riesigen geistigen 
Werkstätte, auf jenem Gipfel, wo der Mensch be- 
flügelt durch den Glauben, den Erfordernissen der 
Vernunft Rechnung tragend, über sich selbst hin- 
ausgeht, entstandenen Vereinbarungen. 

Was rechtfertigt den Willen Europas, sich zusam- 
menzuschließen, um weiterhin sein Schicksal selbst 
zu bestimmen, wenn nicht die Botschaft, wenn 
nicht die Signale, die es wieder und wieder seit 
dreitausend Jahren an die Menschheit richtet und 
die die Welt zu dem gemacht haben, was sie ist? 

Noch nie waren die Grenzen der Politik so ver- 
schieden von den Grenzen des Geistes wie heute, 
am Ende des 20. Jahrhunderts. 


•) überbrachte die Grußadresse des an der Teilnahme 
verhinderten französischen Kultusministers Maurice 
Druon, Original französisch 
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Europa hat seine Truppen aus den anderen Konti- 
nenten abgezogen und darauf verzichtet, dort wei- 
terhin seine Fahnen zu hissen. Aber jetzt, da die 
Entkolonisierung abgeschlossen ist, wie man einen 
sinnlos gewordenen Vorhang aufzieht, der den 
Menschen ihre neue Wahrheit verbirgt, stellt Euro- 
pa seinen augenfälligsten Erfolg unter Beweis. Al- 
les, was in der Welt gesagt und getan wird, ge- 
schieht nach dem Vorbild Europas. Europa hat der 
modernen Welt ihre Leitsätze, Verfahrensweisen 
und Methoden gegeben. Es hat seine manchmal 
auch widersprüchlichen Gedanken aller Welt ver- 
kündet und welchem Ursprung sie auch entstam- 
men, sei er liberal oder marxistisch, das weltweite 
Bewußtsein wird von unserem Kontinent geprägt. 
Europa hat seine Werke und seinen Genius überall 
hingetragen, alle Kunst wird zuerst nach europä- 
ischen Maßstäben bewertet. Europa hat die Men- 
schen eine bestimmte Art zu leben und auch eine 
bestimmte Art um großer Dinge willen zu sterben, 
gelehrt, und wenn auch keine Religion von Europa 
ausgegangen ist, so kennen doch die großen Moral- 
philosophen keine andere Heimat. Kurz gesagt ist 
es heute wie gestern Europas Aufgabe, den Geist 
der Zeit nach seinen Gesetzen auszurichten. 

Freiheit; das ist das Schlüsselwort Europas und 
der in seinem Rat vertretenen Nationen. Ein Dich- 
ter, der uns teuer war, und mit vielen von uns für 
Europa kämpfte, schrieb es einst in seine Schulhef- 
te, in den Sand und in den Schnee. Europa scheint 
dafür bestimmt zu sein, dieses Wort erfunden und 
ihm seit Solon seinen politischen, seit dem Stoiker 
Zenon seinen ethischen und seit den ersten christli- 
chen Gelehrten seinen metaphysischen Gehalt ge- 
geben zu haben. 

Die Erfordernisse der Freiheit sind jedoch nicht 
immer die gleichen. Im 18. Jahrhundert war ent- 
scheidend, daß der einzelne frei über seine Person 
und seine Rechte verfügen konnte. Im letzten Jahr- 
hundert lag der Akzent auf dem Recht auf freien 
Ausdruck. Im 20. Jahrhundert, das jetzt in sein letz- 
tes Viertel eintritt, reicht das Recht auf freien Aus- 
druck nicht mehr aus. In unserer in Gruppen orga- 
nisierten Gesellschaft, wo alle, selbst die vornehm- 
sten Tätigkeiten, den Gesetzen der Marktwirtschaft 
und des Massenkonsums unterliegen, hat die Frei- 
heit nur dann Sinn, wenn gleichzeitig ihre konkrete 
Ausübung gewährleistet wird. Und ich behaupte 
sogar, selbst wenn es paradox klingen mag, daß 
sich aus der Interpretation dieses Grundrechts für 
den schöpferisch Tätigen wie für den Staat eine 
Reihe von Pflichten ergeben. 

Aufgabe des Staates ist es zunächst, dem Künst- 
ler den wirtschaftlichen und sozialen Status zu ge- 
ben, der seiner Rolle in der Gesellschaft entspricht. 
Die Vorstellung, daß ein Künstler seinen Genius 
zwangsläufig im Elend entfalten muß, wie einige 
romantische Gemüter es gerne wollten, ist auf alle 
Zeiten untragbar geworden. Der Künstler in unserer 
Gesellschaft, die die Sozialfürsorge erfunden hat, 
hat in gleicher Weise wie die übrigen Mitglieder 
der staatlichen Gemeinschaft das Recht, in den Ge- 
nuß der für ihn wie für seine Familie vorgesehenen 
Sicherheiten zu kommen. Hier muß der Staat zu- 
sammen mit den Künstlern selbst fest und ent- 


schlossen Vorgehen. Wenn einige Künstler Isolie- 
rung und Elend wünschen, so aus freiem Willen 
und nicht infolge widriger sozialer Umstände. 

Der Staat muß jedoch noch weiter gehen. Er 
kann selbstverständlich nicht jedem Erfolg garan- 
tieren, das entspräche einer reichlich absurden 
Vorstellung, er muß jedoch die technischen Mittel, 
die der Künstler braucht, um mit dem Publikum 
Kontakt aufzunehmen, erhalten und vergrößern. 
Das Publikum ist und bleibt gemäß seiner eigenen 
Freiheit — der Urteilsfreiheit — der oberste Richter 
über den Erfolg. Wie die Politiker ist auch der 
Künstler einer Abstimmung unterworfen. Dem Staat 
fällt es zu, die Voraussetzungen und technischen 
Mittel zu schaffen, damit sich der Künstler in ange- 
messener Weise dieser Abstimmung unterziehen 
kann. 

Zweifellos wird man uns immer vorwerfen, nicht 
genug für diejenigen zu tun, die sich zum Künstler 
berufen fühlen. Es genügt jedoch nicht, den Feder- 
halter oder den Pinsel in die Hand zu nehmen, um 
einen Anspruch auf Veröffentlichung oder Ausstel- 
lungen zu haben. Es leuchtet sicherlich ein — Frei- 
heit verpflichtet — , daß es nicht dem Staat zusteht, 
willkürlich zwischen einzelnen Werken und Künst- 
lern zu unterscheiden, es möge jedoch ebenfalls 
einleuchten — der Haushalt verpflichtet — , daß es 
immer Einschränkungen und Grenzen geben wird. 
Und das ist auch gut so. Künstlerisches Schaffen ist 
zuerst einmal ein riskantes und mühsames Hand- 
werk. Der Adel des Künstlers ist sicherlich nicht 
mit den Bequemlichkeiten des Beamtentums verein- 
bar, doch dürfen künstlerische Berufe auch keine 
Zuflucht für solche darstellen, die unsicher sind 
oder Arbeit und Taten scheuen. Andererseits stellt 
die Kunst eines der wesentlichen Mittel dar, die 
sich der Mensch zu eigen gemacht hat, um sein Le- 
ben auszukosten und zu verschönern, deshalb muß 
der Staat den Kunstunterricht so weit wie möglich 
fördern, und das nicht nur, um zu künstlerischem 
Schaffen anzuregen, sondern auch, um die Öffent- 
lichkeit, für die das künstlerische Schaffen be- 
stimmt ist, entsprechend vorzubereiten. 

Das waren die Pflichten des Staates, kommen wir 
jetzt zu den Pflichten des Künstlers. Diese Pflichten 
können nicht anders sein als die, die das Gesetz 
uns allen auferlegt. Ich sehe durchaus keinen 
Grund dafür, den Künstlern das Vorrecht zu geben, 
ungestraft Dinge zu tun, die bei jedem anderen 
Staatsbürger selbstverständlich bestraft würden. 
Umgekehrt darf es in unserer liberalen Gesellschaft 
keinen Platz für einen politischen und moralischen 
Zensor zwischen dem Künstler und dem Gesetz ge- 
ben: bevormundet oder kontrolliert wäre der 
Künstler nur noch ein Staatsbürger zweiter Klasse. 
Der Künstler muß sich als freier Bürger seiner Ver- 
antwortung bewußt sein. 

Ich weiß sehr wohl, daß ein Kultusminister zuerst 
nach seiner Einstellung zu solchen Künstlern beur- 
teilt wird, die sich gegen das politische System sei- 
nes Landes auflehnen. Ich werde dieser Frage nicht 
aus dem Wege gehen und darauf antworten, daß in 
unseren Demokratien das politische Leben durch 
Gesetze geregelt wird, an deren oberster Stelle ein 
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Richter steht. Ich verabscheue Regime, die den 
Künstlern nur die Wahl zwischen Verfolgung und 
Erniedrigung lassen. Ich lasse es jedoch nicht zu, 
daß der Künstler mit seinen staatsbürgerlichen 
Pflichten spielt und zugleich das Recht auf Provo- 
kation und Dienstfertigkeit fordert. Rebellion gibt 
es nur, wo wirkliche Verbote bestehen, und die 
Größe des Rebellen bemißt sich nach dem Risiko, 
das er eingeht. Es ist jedoch nicht statthaft, schein- 
bare Verbote zu erfinden, um sich mit dem Ruhm 
einer falschen Revolte zu schmücken. Ist die Kühn- 
heit in der Politik wie in der Kunst nicht wirklich 
mutig und mühevoll, läuft sie auf reine Dreistigkeit 
hinaus. Zahlt sie sich grundsätzlich aus, ist sie Be- 
rechnung und Konformismus. 

Außerdem, wenn auch das Recht auf freie Kritik 
an unseren Institutionen durch alle Ausdrucksmit- 
tel eine der Grundregeln unserer liberalen Gesell- 
schaften ist, darf die Kunst keinen Deckmantel oder 
kein Alibi für Zusammenschlüsse oder Gruppen lie- 
fern, die zu anderen Zwecken gebildet wurden. Und 
hier verlange ich von den Teilnehmern an diesem 
Kolloquium sicherlich nicht allzuviel, wenn ich sie 
bitte, sich an die Artikel des UNO-Vertrages von 
1966 über die Ausdrucksfreiheit oder an die Texte 
und Erklärungen des Europarates zum gleichen 
Thema zu erinnern. 

Mit diesen kurzen Ausführungen behaupte ich 
keineswegs, dieses schwierige Thema erschöpft zu 
haben, ganz im Gegenteil. Es ging mir nur darum. 
Ihnen das Interesse zu beweisen, das ich an Ihren 
Aussprachen habe und Ihnen zu sagen, wie leid es 
mir tut, nicht dabei sein zu können. In meinem 
Land wie in Ihren Ländern stellen die Sorge um die 
Lebensbedingungen des Künstlers, der Wunsch, den 
Zugang zur Kultur für alle Bürger zu verbessern 
und schließlich die leidenschaftliche Liebe zur Frei- 
heit wichtige Fragen, die beantwortet werden müs- 
sen, und sie stellen sogar Herausforderungen an 
uns, denen wir begegnen müssen. Ich bin Europäer 
seit 1943, da Churchill Europa diesen Rat versprach 
und da de Gaulle bereits eine europäische Konfö- 
deration anstrebte, als Europäer habe ich Vertrau- 
en, daß Europa uns hier noch einmal als Beispiel 
dienen wird. Europa, davon gilt es uns zu überzeu- 
gen, kann nur es selbst sein, wenn es anderen als 
Beispiel dient. 

Kahn- Ackermann (SPD): Sehr verehrter Herr 
Professor! Im Namen der Mitglieder dieses Aus- 
schusses darf ich Sie bitten, dem Minister unseren 
herzlichen Dank zu übermitteln und ihm zu sagen, 
wie sehr wir bedauern, daß er an dieser Diskussion 
nicht persönlich teilnehmen kann. Frankreich spielt 
in Europa eine große und bedeutsame Rolle, und ge- 
rade aus diesem Grunde und auch, weil Ihr Mini- 
ster in dieser Hinsicht eine Persönlichkeit des Zeit- 
geschehens ist, der sich ja mit diesen Problemen 
bereits in seinem eigenen Lande auseinandergesetzt 
hat in einer Art und Weise, die weit über Frank- 
reichs Grenzen hinausgedrungen ist, hätten wir 
hier gern eine solche Diskussion geführt. Aber ich 
bitte Sie nochmals, Ihrem Minister unseren herzli- 
chen Dank zu sagen und ihm alles Gute für seine 
Aufgabe zu wünschen. Wir hoffen, daß er bei näch- 


ster Gelegenheit die Möglichkeit haben wird, bei 
einer der Sessionen des Europarates anwesend zu 
sein und uns zu sprechen, wenn wir wieder, und 
das wird im Herbst der Fall sein, über kulturelle 
Fragen beraten. 


Tagesordnungspunkt; 

Die Meinungsfreiheit des Künstlers 
in unserer Gesellschaft 

Günter Grass: Meine Damen und Herren! Der 
Europarat und sein Komitee für Kultur und Erzie- 
hung veranstalten ein Symposium, das sich das 
weitläufige und zu Gratisappellen verführende The- 
ma der Meinungsfreiheit, desgleichen die Situation 
des Künstlers in unserer Gesellschaft zum Diskus- 
sionsgegenstand gewählt hat. Ich danke für Ihre 
Einladung. Sie erwarten gewiß zu Recht, daß ich Ih- 
nen meine Privatmeinung vortrage; doch so persön- 
lich mich das von Ihnen gegebene Thema an- 
spricht, ich werde stellvertretend auch für jene 
Künstler — sei es in Griechenland, sei es in der 
Tschechoslowakei — sprechen müssen, denen die 
Freiheit der Meinung verwehrt oder bis zur Zellen- 
größe beschränkt worden ist und deren kühle Skep- 
sis ich zu spüren meine, sobald hier in angenehmer 
Konferenzatmosphäre von allseits bekannten Tatsa- 
chen die Rede sein muß. 

Weil die mir gestellte Aufgabe zuallererst eine 
politische ist, und weil sich die Künstler in allen 
Staaten Europas — ob sie es wollen oder nicht — 
in politische Zusammenhänge und Abhängigkeiten 
gestellt sehen, will ich Ihnen zu Beginn meinen po- 
litischen Standort beschreiben, der kein ideologisch 
fixierter ist. 

Nach Ende des zweiten Weltkrieges, also behaf- 
tet mit den schuldhaften Folgen deutscher Politik, 
habe ich im Verlauf meiner Arbeit, zuerst als Bild- 
hauer, dann als Schriftsteller erkennen müssen, daß 
die angeblich freischaffende Position des Künstlers 
Fiktion ist, ja, daß der Künstler, gleich welcher 
Disziplin er folgt, im gleichen Maße wie er — und 
sei es auch nur am Rande — die Gesellschaft prägt 
und seiner Zeit Ausdruck gibt, gleichwohl Produkt 
der Gesellschaft und Kind seiner Zeit ist: verwöhn- 
tes Kind, Stiefkind, hier uneheliches, dort von 
Staats wegen adoptiertes Kind. 

So wurde es für mich selbstverständlich, neben 
der Arbeit am Schreibtisch auch jenen Teil politi- 
scher Arbeit zu leisten, zu der ich mich als Bürger 
verpflichtet sah. 

Der Künstler als Bürger? Ein Widerspruch in 
sich? Ist die Rolle des Künstlers, antibürgerlich zu 
sein, ideologisch fixiert? Oder kann eine gesell- 
schaftspolitische Zielsetzung, die den Bürger als 
mündig erklärt — und die auch meine Zielsetzung 
ist — - den Künstler ausschließen, ihm also aus 
Gründen herablassender Toleranz ein Freigehege 
einräumen, in dem das Geniegehabe des 19. Jahr- 
hunderts — damit der Bürger auf seinen Schreck 
nicht verzichten muß — zur Schau gestellt wird? 
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Ich sagte vorhin, daß ich als Schriftsteller gleich- 
wohl Bürger bin, deshalb beschränkte sich meine 
politische Arbeit nicht auf das wohlfeile Verfassen 
und Unterschreiben von Resolutionen, sondern rieb 
sich, oft bis zum Verschleiß, am politischen Alltag 
und seinen Wechselfällen. 

Von keinerlei Glauben geschlagen und ohne 
Heilslehre auf der Zunge, begann ich nach nüch- 
terner Prüfung der Alternativen, die sozialdemo- 
kratische Partei zu unterstützen. Demnach ent- 
schied ich mich für den langsamen, parlamentari- 
schen Weg, für das unveräußerliche Recht auf Op- 
position und handelte aus der Erkenntnis, daß es 
nicht nur eine Wahrheit und eine Wirklichkeit 
gibt, daß vielmehr mehrere, demnach relative 
Wahrheiten und Wirklichkeiten miteinander Wett- 
streiten und sich tolerieren müssen. 

Solch liberale Einsicht schloß nicht aus, daß sich 
im Verlauf langjähriger politischer Nebenarbeit die 
Einsicht festigte, es könne, mit Vorrang, der demo- 
kratische Sozialismus in der Lage sein, dem Men- 
schen jenes Mehr an sozialer Gerechtigkeit, also 
die gesetzliche Garantie chancengleicher Entwick- 
lung und das Recht auf Mitbestimmung erkämpfen, 
das ihm bislang von den vorherrschenden Syste- 
men, hier vom privatkapitalistischen westlicher 
Prägung, dort vom staatskapitalistischen kommu- 
nistischer Prägung vorenthalten worden ist. 

Deshalb sei einleitend gesagt: die Freiheit der 
Künste ist nur dort möglich, wo die sozialen und 
individuellen Menschenrechte geachtet werden; 
überall dort, wo eine relative Freiheit der Kunst 
oder ein privilegierter Status der Künstler erkauft 
werden, indem sich die Künstler den gesellschaftli- 
chen Zuständen, die in der Regel latente Mißstände 
sind, entheben, isolieren sie sich als Elite, begnü- 
gen sie sich mit einer Spielwiesenfreiheit, schmückt 
ihre Kunst, blendend und kaschierend, unfrei ma- 
chende Verhältnisse, ist der Künstler die Hure 
wechselnder Mächte. 

Sie werden bemerkt haben, daß ich, obgleich 
durch den Genuß begünstigt, hier freie Aussprache 
üben zu können, nicht vorhabe, das klischierte Bild 
vom „freien Westen“ mit Ornamenten zu rahmen. 
Die Verhältnisse in Westeuropa erlauben es nicht, 
mit nacktem Finger auf die Unfreiheit der Künste 
und Künstler in den kommunistischen Staaten ohne 
Rückverweis zu deuten. In Spanien, Portugal und 
Griechenland herrscht die Diktatur. In den genann- 
ten Ländern ist die Folterung politischer Gefange- 
ner tägliche Praxis. Doch auch in westlichen Staa- 
ten, deren Verfassungen die Freiheit der Meinung 
garantieren, widerspricht die Verfassungswirklich- 
keit. In Frankreich und Italien wird das Fernsehen 
vom Staat kontrolliert, in der Bundesrepublik 
Deutschland beherrscht der Springer-Konzern nach 
wie vor den Zeitungsmarkt. Hinzu kommt, daß die 
Macht der Wirtschaft in allen europäischen demo- 
kratischen Staaten in der Lage ist, durch Inseraten- 
vergabe und Inseratenstopp sogenannte unabhängige 
Zeitungen einseitig zu beeinflussen. Die Konzentra- 
tion des Kapitals und die Monopolstellung von 
Großkonzernen sind ausreichender demokratischer 


Kontrolle enthoben, Beispiele der Ohnmacht frei 
gewählter Parlamente. 

Diese von mir nur skizzierte relative Freiheit 
oder auch Unfreiheit mag zwar in den demokra- 
tisch regierten Ländern erträglich sein, doch gewiß 
erlaubt sie nicht, selbstherrlich und, im Gegensatz 
zur offensichtlichen Unfreiheit im Osten, von west- 
licher Meinungsfreiheit zu sprechen. Denn was in 
den Ostblockstaaten tägliche Praxis ist: die partei- 
linienfromme Reglementierung der Kunst und die 
stupide Bevormundung aus Funktionärssicht — ist 
im Westen zumindest latente Gefahr. 

Hinzu kommt, daß sich im Verlauf der Entspan- 
nungspolitik die Koexistenz der Ideologien und 
Machtgefüge rascher und folgenreicher als in je- 
dem anderen Bereich, auf wirtschaftspolitischem In- 
teressenfeld vollziehen wird. Mit anderen Worten: 
der westliche Privatkapitalismus wird mit dem 
kommunistischen Staatskapitalismus schneller ins 
Geschäft kommen, als sich in Helsinki das Thema 
„freier Austausch von Informationen" in Arbeits- 
gruppen zerreden läßt. Ja, um das große Ost-West- 
Geschäft nicht zu gefährden, wird man in Sachen 
„Meinungsfreiheit" geneigt sein, fünfe gerade sein 
zu lassen. Ein in allen ost- wie westeuropäischen 
Gremien sitzender Metternich könnte eine gesamteu- 
ropäische Entwicklung fördern wollen, deren Ten- 
denz ordungsstaatlich, deren Praxis — weil in Ent- 
spannungszeiten Ruhe herrschen muß — - polizei- 
staatlich wäre. 

Das reglementierende Handwerkszeug liegt be- 
reit. Merkwürdig und nicht frei von Komik ist für 
mich die überprüfbare Tatsache, daß immer dann, 
wenn das Wort Humanismus gebraucht wird, in 
Ost und West ideologische Indoktrination der 
Kunst und den Künstlern den Anspruch auf Vielfalt 
und den Hang zum Widerspruch austreiben möchte. 
Ob wieder einmal die Grundwerte des christlichen 
Abendlandes oder die reine Lehre des Kommunis- 
mus gegen zersetzende Elemente — Dekadenz und 
Nihilismus — verteidigt werden müssen, ob in der 
Sowjetunion Solsdienizyn gemaßregelt oder in 
Frankreich den Künstlern und Künsten Subventio- 
nen nur noch unter Bedingungen zuteil werden sol- 
len, das Wort Humanismus muß stramm stehen und 
mit scheußlichem Widersinn Intoleranz praktizie- 
ren. 

Wenn Humus, human und Humor den gleichen 
Wortstamm haben und auf belebende Feuchtigkeit 
bestehen, so lehrt die politische Anwendung jener 
bis heute gültigen Forderung der europäischen Re- 
naissance, daß immer dann vom Humanismus die 
Rede ist, wenn die administrative Humorlosigkeit 
ihre trockenen Erlasse in Sandboden pflanzt. Nicht 
nur die Künstler in den Ostblockstaaten, auch wir 
im Westen haben Grund, zu erschrecken oder spott- 
gewürzten Einspruch zu erheben, wenn mit dem Be- 
griff Humanismus Schindluder getrieben wird, sei 
es auch nur mit der pompösen, die Kunst und die 
Künstler belehrenden Behauptung des französi- 
schen Kulturministers: sein Staatspräsident sei ein 
wahrer Humanist. 

Doch weil diese grandios-törichte, dabei den 
Knüppel nur halb im Sack lassende Belehrung nicht 
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etwa von einem Minister üblicher Machart neben 
anderen staatsautoritären Äußerungen getan wor- 
den ist, sich also nicht abermals und wie es 
schwarzweiß malende Schuldbuchweisheit gern 
möchte, Geist und Macht unversöhnlich gegenüber- 
stehen, vielmehr ein gefeierter Schriftsteller in sei- 
ner neuerlichen Funktion als Minister, demnach der 
Künstler der Kunst und den Künstlern seine Intole- 
ranz einpauken möchte, wird hier zu untersuchen 
sein, ob die Gefährdung der Meinungsfreiheit a) 
nur von Staats wegen, b) aus bloßem Wirtschaftsin- 
teresse, c) aus klerikaler oder parteilicher Engstir- 
nigkeit betrieben wird, oder ob Intoleranz und die 
Beschränkung der Meinungsfreiheit auch von 
Künstlern im Interesse ausschließlicher Kunstideo- 
logie gefördert werden. 

Nun, mein französisches Beispiel macht deutlich, | 
daß ich der schön übersichtlichen Lehrtafel, welche 
besagen will, daß sich die freiheitsliebenden, in 
harmonischer Toleranz geeinten Künstler den bösen 
und freiheitsbeschränkenden Mächten des Staates, 
der Wirtschaft etc. säuberlich getrennt gegenüber- 
sehen, keinen Glauben schenke. Einige desperate 
und zeitlose Beispiele: Als John Orwell desillusio- 
niert aus dem Spanischen Bürgerkrieg nach Eng- 
land heimkehrte, ignorierten und boykottierten ihn ; 
viele Kollegen und auch sein Verleger. Den infam- | 
sten Angriffen auf Alexander Solschenizyn haben i 
sowjetische Schriftsteller die Spitze geschärft. Der | 
Lyriker und Sänger Wolf Biermann wird in der i 
DDR von opportunistischen Literaturgrößen — ob 
sie Kant oder Hacks heißen — wie die Pest gemie- 
den. In seinem Buch „Der neue Staat und die Intel- | 
lektuellen" hat Gottfried Benn ein für allemal be- 
wiesen, daß auch der Faschismus seinen intellektu- | 
eilen Ausdruck zu finden imstande ist; und selbst | 
das Ressentiment eines Josef Goebbels der Kultur 
und den Intellektuellen gegenüber schlug sich in 
Artikeln nieder, die des Autors intellektuelle Befä- 
higung nicht zu verdecken mochten. Ganze Kunst- 
richtungen, wie etwa der italienische Futurismus, 
waren, dank ihrer Intoleranz, nicht nur Mitläufer, i 
sondern auch Wegbereiter totalitärer Ideen. ; 

Mit anderen Worten: der allbeliebte Gegensatz | 
zwischen Geist und Macht ist nicht stichhaltig. Oft 
genug haben sich der Geist und seine Vertreter 
mächtig genug erwiesen, die Freiheit der Meinung 
im Bereich der Künste selbsttätig zu beschneiden 
und im Bereich der Politik abermals einengend be- 
hilflich zu sein. Und konträr gefolgert: oft genug 
haben Politiker demokratischer Gesinnung den in- 
tolerant verfeindeten Künstlern und Erbpächtern des 
Geistes Toleranz gebieten und Respekt vor der 
Freiheit der Meinung abfordern müssen. 

Um den Wirrwarr anzureichern: die Europäische 
Aufklärung, sie, die im 18. Jahrhundert jene Ideen 
geboren hat, die uns bis heutzutage als Ideologien 
fordern — den Sozialismus, den Liberalismus und 
auch den Kapitalismus — hat gleichzeitig den Be- 
griff der Toleranz geformt und dennoch von Anbe- j 
ginn im Widerstreit ihrer Ideen Intoleranz bewie- I 
sen. i 

Wer bereit ist, Michel de Montaigne als Stamm- 
vater der Europäischen Aufklärung zu akzeptieren. 


den mag es zwar heute belustigen, wie aberwitzig 
ihn seine Kinder entweder als reaktionär be- 
schimpft oder als Fortschrittsapostel in stramme Li- 
nie gebracht haben; doch nicht zu verkennen ist, 
daß die Doppelgeburt von Toleranz und Intoleranz 
zur Frühzeit der Europäischen Aufklärung ihren 
Widerspruch bis heutzutage austrägt: immer im 
aufklärenden Jargon, manchmal mit mörderischem 
Ausgang. 

Ob zur Zeit der Französischen Revolution die 
Guillotine dem Fortschritt und der revolutionären 
Tugend zu dienen hatte, oder ob heute, nachdem 
sich die Methode stalinistischer Säuberungsprozes- 
se abgenutzt hat, mißliebige Künstler und Wissen- 
schaftler in geschlossene psychiatrische Anstalten 
überwiesen werden, immer war und ist es die frei- 
heitsbeschwörende Sprache der Aufklärung, die im 
Namen abstrakter Freiheit der Menschen Rechte 
beschneidet und auf dem Weg zur großen Gerechtig- 
keit Unrecht pflanzt, fortsetzt und wiederholt. 

Dieses alles sei ohne Häme und nur zur Ernüch- 
terung gesagt. Denn nirgendwo steht geschrieben 
und keine Wissenschaft hat bewiesen, daß Künstler 
oder auch Intellektuelle bessere oder gar tolerante- 
re Menschen sind als anderer Bürger. 

Man lese Streitschriften, Ausstellungskataloge 
und deren Vorworte, die die Richtungskämpfe der 
Künstler gegeneinander in ideologisches Kauder- 
welsch ummünzen, und vergleiche sie mit den in- 
doktrinierenden Broschüren alleinherrschender Par- 
teien oder auch mit der Traktatliteratur alleinselig- 
machender Kirchen, und schon hat die Intoleranz 
zwar nicht ihr Esperanto aber, den harten und un- 
duldsamen Duktus betreffend, doch wohl ihre ange- 
näherte Sprache gefunden. 

Für die Meinungsfreiheit sprechen — und das tue 
ich hier — heißt: für Vielfalt plädieren, heißt; den 
verzweifelt-blasphemischen Ausbruch zu schützen, 
heißt; den allzeit blühenden Kitsch zu erdulden, 
heißt: dem notwendigerweise zersetzenden Zweifel 
überall und auch dort, wo der Glaube gewohnt ist, 
als geschlossene Gesellschaft aufzutreten, jederzeit 
Eintritt zu gewähren, heißt: jene Widersprüche aus- 
zuhalten, die die menschliche Gesellschaft kenn- 
zeichnen; also auch mit jener trüben Erfahrung zu 
leben, daß es zumeist die Unduldsamen sind, die 
für sich und ihren ausschließlichen Anspruch be- 
dingungslose Toleranz fordern. 

Doch da ich hier nicht vor einer wohlwollenden 
Akademie, sondern vor Vertretern des Europarates, 
also vor westeuropäischen Parlamentariern spre- 
che, die politische Verantwortung tragen, will ich 
mit meinem Plädoyer für die Freiheit der Meinung 
nicht Ihr Kopfnicken, sondern gegebenenfalls Ihren 
Widerspruch hervorrufen. 

Und weil ich nicht vor Künstlern über die Künste 
und deren Freiheit, also auch nicht ausschließlich 
über die Intoleranz der Künstler im Verhältnis zu- 
einander referiere, muß jetzt wieder von politischer 
Macht und ihrem Mißbrauch die Rede sein, wes- 
halb ich mich, um nicht im allgemeinen Mißbrauch 
der Macht zu ertrinken, auf die Verhältnisse in ei- 
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westeuropäischen und in einem osteuropäi- 
schen Land konzentriere. 

Ich spreche von der Unterdrückung der Mei- 
nungsfreiheit im Machtbereich der griechischen Mi- 
litärdiktatur und von der neustalinistischen Unter- 
drückung in der Tchedioslawakei nach der Inter- 
vention der fünf Warschauer-Pakt-Mächte. 

Ihnen ist bekannt, daß in Griechenland wie in 
der Tschechoslowakei neben vielen anderen Bür- 
gern eine Reihe von Künstlern, Schriftstellern, 
Journalisten und Wissenschaftlern eingekerkert, 
den übelsten Verhörmethoden in der Tschechoslo- 
wakei und der Folter in Griechenland ausgesetzt 
sind. Sie wissen, daß Hunderte von Künstlern und 
Wissenschaftlern in der Tchechoslowakei ohne ma- 
terielle Existenzgrundlage zu leben versuchen; Ihnen 
konnte nicht unbekannt bleiben, welchem nichtswür- 
digen Druck die Studenten in Saloniki und Athen 
ausgesetzt wurden. Stalinistischer und faschistischer 
Terror sind in der Methode austauschbar; keine ideo- 
logische Zielsetzung, kein pragmatisches Interesse 
— sei es der Nato, sei es des Warschauer Paktes 
oder gar das wirtschaftliche Interesse privat- wie 
staatskapitalistischer Großkonzerne — können 
dieses alltägliche Doppelverbrechen relativieren 
oder durch den Hinweis auf realpolitische Gege- 
benheiten entschuldigen. Mit den Fällen Griechen- 
land und Tschechoslowakei liegen die schmutzigen 
Kehrseiten beider Blocksysteme auf dem europä- 
ischen Tisch. 

Mir kommt es nicht darauf an. Altbekanntes zu 
wiederholen und wohlfeil-rhetorisch Freiheit für 
Griechenland, Freiheit für die Tschechoslowakei zu 
fordern, vielmehr ersuche ich Sie, im Europarat, 
aber auch auf der bevorstehenden Konferenz in 
Helsinki, jenen in Griechenland und in der Tsche- 
choslowakei herrschenden Zuständen mit politi- 
scher Tatkraft zu begegnen. 

So beschämend der Ausbruch des Neustalinismus 
in der Tschechoslowakei für den Ostblock ist, der 
Fortbestand der Militärdiktatur in Griechenland be- 
deutet westeuropäische Verantwortung. Die politi- 
schen Gefangenen in beiden Blocksystemen lassen 
sich nicht aufrechnen. Das Sicherheitsbedürfnis bei- 
der Blocksysteme vermag keine Rückfälle in stali- 
nistische, in faschistische Barbarei zu entschuldi- 
gen. Tolerenaz darf nicht zur zynischen Übung wer- 
den, indem die ideologischen Blöcke aus vorder- 
gründigem Interesse das Unrecht im jeweils ande- 
ren Block tolerieren und solch komplizenhafte 
Duldsamkeit — weil eine sprichwörtliche Krähe 
der anderen kein Auge aushackt — womöglich als 
Erfolg der Entspannungspolitik feiern. 

Unrecht und Unfreiheit in den Ostblockstaaten 
sind kein Alibi für das Verhalten der westeuropä- 
ischen Demokratien der griechischen Militärdiktatur 
gegenüber. Indem ich die Gelegenheit meiner Rede 
nutze, sei gesagt: solange Sie nicht unüberhörbar 
und immer wieder — sei es zu Hause als Parlamen- 
tarier, sei es im Europarat — die Wiederherstellung 
der Demokratie in Griechenland fordern, hat West- 
europa nur halbwegs Anlaß, in Helsinki demokra- 
tische Töne zu spucken. 


Hier spricht jemand zu Ihnen, der den Kalten 
Krieg, seine Freund-Feind-Ideologie und deren mili- 
tärische Konsequenzen immer verurteilt hat und 
der behilflich gewesen ist, als es darum ging, die 
Sicherung des Friedens auf dem Weg der Entspan- 
nungspolitik zu erreichen. Dieser Weg ist gegen 
Widerstände vorerst erfolgreich beschritten wor- 
den. Verträge liegen zugrunde. Jene noch gestern 
besetzten Grabenstellungen sind, wenn noch nicht 
zugeschüttet, dann doch immerhin verkrautet, weil 
unnütz geworden. Beide Blocksysteme haben ideo- 
logische Federn gelassen. Noch traut man der neu- 
en Übung nicht. Verunsichert, weil des Feindbil- 
des beraubt, stehen sich Ost und West bis an die 
Zähne bewaffnet gegenüber und müssen entspan- 
nend säuseln, wo sie nach altem Brauch kraftmei- 
ern möchten. 

Also klammert man Gegensätze aus. Also sucht 
man den gemeinsamen Nenner, vergleicht man das 
gemeinsame Interesse, kommt man überein, wo ge- 
meinsam der Schuh drückt, ja, beginnt man, ge- 
meinsame Front zu machen gegen all jene, die der 
neuen, noch oberflächlichen und deshalb in Praxis 
nivellierenden Übereinkunft skeptisch und mit Kri- 
tik begegnen. 

Zum Beispiel: Verblüfft stellen die Pragmatiker 
und Technokraten zweier ideologisch gegensätz- 
lich organisierter Leistungsgesellschaften fest, daß 
in beiden Systemen das hehre Prinzip Leistung 
nicht mehr tabu ist, sondern, besonders von jungen 
Menschen grundsätzlich in Frage gestellt wird: sei 
es kokett aus Überdruß, sei es aus vorsorgender 
politischer Überlegung, sei es aus ethischem An- 
spruch. 

Da wagt es, entgegengesetzt der privatkapita- 
listischen und auch der staatskapitalistischen Kate- 
chismuslehre, eine in Friedenszeiten herangewachse- 
ne Jugend, am Leistungsprinzip zu rütteln. Eine Ge- 
neration meldet sich also, die, die wie es heranwach- 
sende Generationen an sich haben, noch nichts ge- 
leistet hat, unverschämterweise schuldlos ist, weil 
sie sich noch nichts geleistet hat. 

Soviel Unschuld kränkt. Wehleidig, weil betrof- 
fen, beginnen sich die kapitalistischen und kommu* 
nistischen Väter die Schulter zu klopfen. Es steht 
zu befürchten, daß sich dieselben staatserhaltenden 
Kräfte beider Blocksysteme, die ihre wechselseitige 
Feindschaft gestern noch bis zum Exzeß betrieben 
hatten, heute schon einig sind, daß es primäre Auf- 
gabe der Entspannungspolitik sein muß, das Lei- 
stungsprinzip hochzuhalten, notfalls mit drastischen 
Mitteln. 

Und ein zweites Beispiel für jene möglich Fehl- 
entwicklung der Entspannungspolitik, die ihre Ur- 
sache in der Übereinkunft der prinzipiell autoritä- 
ren und zur Intoleranz neigenden Kräfte haben 
könnte: Da gibt es in beiden Blocksystemen Künst- 
ler, Intellektuelle und Wissenschaftler, die in den 
fünfziger und sechziger Jahren Prügel nach ideolo- 
gisch unterschiedlichen Prinzipien bezogen haben, 
weil sie den Kalten Krieg nicht mitmachen und der 
Koexistenz der Systeme eine Chance erkämpfen 
wollten. Doch nun, seitdem diese Vorreiter der Ent- 
spannungspolitik meinen, ihren Anteil geleistet und 
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sich ein Recht auf die unibehinderte Begegnung der 
Künstler, auf den freien Austausch von Information 
und Erfahrung verdient zu halben — denn schließ- 
lich ist der Kalte Krieg beendet, die unversöhnli- 
chen Feinde haben sich zu respektierbaren Gegnern 
gemausert — nun, sage ich, seitdem sich westliche 
Privatkapitalisten und kommunistische Staatskapi- 
talisten Geschäfte schließend und mit Küssen frei-^ 
gibig in den Armen liegen, zeichnet sich ernüch- 
ternd ab, daß die Entspannungspolitik zuallererst 
großwirtschaftliches Format gewinnt, zudem an den 
bekannten militärischen Sicherheitsfragen Interesse 
nimmt und jetzt schon auf die Kulturpolitik einen 
entsprechenden Schatten wirft; sie ist das Stiefkind 
am Rande und das Kompromißfutter gefräßiger In- 
teressenpolitik, zumal die Kultur — und mit ihr die 
Kunst und die Künstler — im Westen aus technolo- 
gischer Verblendung unterschätzt und mit gelang- 
weiltem Gähnen abgetan, im Osten aus ideologi- 
scher Engstirnigkeit überschätzt und ängstlich ge- 
schulmeistert wird. 

Umworben und geschmäht, kaum oder oft genug 
gegeneinander organisiert, bilden die Künstler mit 
ihren Produkten eine nur schwer zu berechnende 
Größe: ihr Standpunkt ist nicht zu orten, die Stati- 
stik verzweifelt an ihnen, immerzu machen sie Ar- 
ger, fortwährend kommen sie mit Moral. 

Wann werden, so fragen sich kopftschüttelnd 
und nicht ohne drohenden Unterton die Auswärti- 
gen Ämter beider Blocksysteme, diese Solscheni- 
zyns und Bölls endlich einsehen, daß die vitalen In- 
teressen der entspannungsfreundlichen Mächte er- 
stens, zweitens und drittens wirtschaftlicher Art 
sind, ja, daß es müßig und entspannungsfeindlich 
ist, permanent und lästig auf die leider notwendi- 
gen Folgen der Normalisierung in der Tschechoslo- 
wakei, auf die aus Sicherheitsgründen zu tolerie- 
rende Militärdiktatur in Griechenland anklagend 
hinzuweisen? 

Ziemlich undemokratisch sei es, so wird beteuert, 
die Bedürfnisse der werktätigen Bevölkerung in 
beiden Blocksystemen nach gesicherten Arbeits- 
plätzen, nach gesteigertem Konsumgüteraustausch, 
nach friedfertiger Problemlosigkeit unbeachtet zu 
lassen oder gar dem Bedürfnis einer exaltierten 
Minderheit zu opfern, die immer noch meint, die 
Freiheit der Meinung sei das A und O und kenne 
keine Grenzen. 

Habe ich übertrieben? Ich glaube nicht oder al- 
lenfalls nicht genug. Mir kam es darauf an, die 
Wunden Prag und Athen offenzuhalten. Denn was 
dort passiert, schlägt dem einen wie dem anderen 
System beispielhaft zu Buch. Mit fiel die Aufgabe 
zu, in Frage zu stellen; Aufgabe der Politiker muß es 
sein, die hier geäußerten und begründeten Befürch- 
tungen tätig zu entkräften. 

Wenn wir am Anfang einer Epoche stehen, die 
man vorläufig „die entspannte der Koexistenz" nen- 
nen mag, ja, wenn sich die Systeme durch schritt- 
weise Annäherung tatsächlich wandeln sollten, 
dann gilt es, rechtzeitig auf jene Gefahr hinzuwei- 
sen, die in der staatsautoritären und primär Ökono- 
mischen Anpassung beider Systeme liegen könnte; 
sie ginge allseits auf Kosten der Meinungsfreiheit; 


sie würde die Kultur, also den notwendigerweise 
sperrigen Ausdruck unserer Epoche, einebnen und 
so verflacht praktikabel machen; nicht nur die 
Kunst und die Künstler, sondern auch die Angepaß- 
ten hätten den Schaden. 

Kahn-Ackermanil (SPD) : Lieber Herr Grass, ich 
danke Ihnen. Dies war sicherlich ein guter Anfang 
und Sie haben sicherlich auch recht gehabt, wenn 
Sie geglaubt haben, manches in Ihren Ausführun- 
gen werde bei einer Reihe von unseren Kollegen 
Widerspruch hervorrufen. Obwohl es einige Punkte 
gibt, von denen ich Ihnen versichern kann, daß ge- 
rade wir als Vertreter des Europarates mit Ihnen 
einer Meinung sind und wo es keinen Dissens gibt. 
Sie haben auch sicherlich recht, wenn Sie sagen, 
daß wir vielleicht beim Offenhalten bestimmter 
Wunden zu wenig tun. Aber da muß ich Ihnen nun 
wieder sagen, manches in unserem Geschäft als 
Parlamentarier läßt sich nicht so wirkungsvoll be- 
treiben, wie Sie das wünschen mögen und manch- 
mal können gerade Sie als prominenter Schriftstel- 
ler wirkungsvoller in diesen Punkten das Gewissen, 
das demokratische Gewissen unserer Mitbürger an- 
rühren, als wir das können, von denen man gele- 
gentlich sagt, na ja, da hat er wieder sein Routine- 
Soll an öffentlichen Appellen erfüllt. Ich möchte 
also wiederholen, Herr Grass, ich bin außerordent- 
lich dankbar für das, was Sie mit großer Offenheit 
gesagt haben, auch hinsichtlich dessen, was Sie 
über die besondere Position und die Stellung des 
Künstlers in unserer Gesellschaft geäußert haben, 
auch hierüber wird es sicherlich unter den hier 
Versammelten sehr kontroverse Meinungen ge- 
ben. 

Bevor ich jetzt Herrn Mendelson das Wort gebe, 
erlaube ich mir die Freiheit zu nehmen, Herrn Ka- 
rasek noch in einem Punkt zu ergänzen, weil wir 
das in unserer Diskussion, glaube ich, nicht überse- 
hen sollten. 

Wir sprechen ja hier also auch von künftigen Be- 
ziehungen zwischen unserer freiheitlichen Welt 
und ideologisch determinierten Staaten, aber, und 
hier wird immer gesagt, bei uns herrscht im we- 
sentlichen diese Freiheit, ja sie herrscht so lange, 
so lange der Staat nicht selbst sie interpretieren 
muß. Was ich meine, ist folgendes: In dem Augen- 
blick, in dem wir darüber sprechen, daß wir via di- 
plomatische Beziehungen, kulturellen Austausch 
auf dem Gebiet der Kunst, der Wissenschaft, der Li- 
teratur mit anderen Systemen halben wollen, ver- 
gessen wir, daß sehr häufig, auf dieser Ebene gese- 
hen, selbst unsere gelobten demokratischen Staa- 
ten, — mein eigenes Land und auch unser Nachbar- 
land Frankreich, wenn ich das sagen darf, und auch 
das Gastland Italien, wenn ich das hier bemerken 
darf, sind dafür sprechende Beispiele — aus Grün- 
den der Staatsraison Zensur auszuüben. Unsere Au- 
ßenministerien beispielsweise haben sehr wohl eine 
Auswahlliste für offizielle Anlässe, wo sie sagen, 
ja, der darf da reden und der darf da nicht reden 
und den möchten wir nicht so gern haben. Inwie- 
weit das legitim ist oder nicht legitim ist, ist eine 
Frage, die wir hier diskutieren können. Ich wollte 
bloß darauf hinweisen, daß so groß die Libertinage 
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in unserer demokratischen Gesellschaft, soweit die 
Staatsorgane vertreten sind, nun wieder nicht ist, 
daß hier ein Stück Zensur tagtäglich stattfindet, das 
sollten wir nicht vergessen. 

Dr. Gölter (CDU/CSU): Die Kontroverse, -die 
sich zwischen der Grußbotschaft von Herrn Mini- 
ster Druon und Herrn Jacobson entwickelt hat, ver- 
anlaßt mich zu einer kleinen Ergänzung und zu 
dem Hinweis auf ein — wie ich finde — äußerst 
bedeutendes Buch, das der deutsche Soziologe Ro- 
senstock-Hüssy nach seiner erzwungenen Emigra- 
tion in die Vereinigten Staaten geschrieben hat. 
Rosenstock-Hüssy hat dort im einzelnen einen Ge- 
danken dargelegt, den auch Frey er in seiner „Welt- 
geschichte Europas" ausgearbeitet hat, daß sich die 
großen Revolutionen der Geschichte der Mensch- 
heit in Europa vollzogen haben. Nur in Europa sei 
es möglich gewesen, daß der Mensch den Mittel- 
punkt weltgeschichtlicher Entwicklungen abgege- 
ben habe; In Athen sei sein Denken von übergeord- 
neten Autoritäten freigeworden, in Florenz sei der 
Mensch in den Mittelpunkt der Kunst getreten; in 
Florenz habe sich also die zweite große weltge- 
schichtliche Revolution vollzogen. Rosenstock-Hüs- 
sy sieht dann in der Reformation die dritte weltge- 
sdiiditlidie Bewegung, die vierte in der Französi- 
schen Revolution, vorbereitet durch die politischen 
Denker in England, die fünfte Revolution ist die 
von Lenin, die sich von allen vorhergehenden gera- 
de dadurch unterscheidet, daß e(ben nicht mehr die 
Freiheit des einzelnen Individuums im Mittelpunkt 
steht. Durch diesen entscheidenden Unterschied sei 
sie auch eis erste überhaupt exportierbar gewor- 
den. Ich wollte daran erinnern, zumal ja für uns in 
der Arbeit des Europarates der Gedanke der Frei- 
heit im Mittelpunkt steht, vor allen Dingen dann, 
wenn wir dies exemplifiziert an der Freiheit des 
Künstlers bereden. 

Ich möchte mich, wie Herr Kollege Karasek, dar- 
auf beschränken, einige Anmerkungen zu dem Re- 
ferat von Ihnen, Herr Grass, zu machen, die meinen 
Widerspruch gefunden haben. Ich finde, daß Sie die 
Behandlung dieses Themas des heutigen Morgens 
„La nature de la liberte d'expression" ein wenig 
verkürzt dargestellt haben. Ich glaube, daß Sie 
mehr über die „neccessite de la liberte d'expres- 
sion" gesprochen haben. Aber wenn wir uns über- 
legen, wie wir die Freiheit des Künstlers sichern 
können in Europa und wie wir mehr Freiheit des 
Künstlers sichern können im Zusammenhang des 
Gespräches zwischen West und Ost, dann glaube 
ich, müssen wir doch noch einmal fragen nach der 
„Nature", nach dem Charakteristikum, nach dem 
Wesen der Freiheit des Künstlers. 

In diesem Zusammenhang glauibe ich, daß ich 
eine gewisse Krise feststellen kann. Eine Krise, die 
parallel verläuft zur Krise des Glaubens. So wie in 
den beiden großen Kirchen in Europa sehr viele das 
Problem nicht mehr bewältigen, die Aussage des 
Neuen Testaments umzusetzen und deshalb in die 
Politik flüchten, so befürchte ich, daß in der Kunst 
sehr viele aus einer Krise der Kunst heraus eine 
Flucht in die Politik vornehmen. Aber derjenige, 
der sich in die Politik hineinbegibt, der Künstler, 


der dies tut, der argumentiert mit den Kategorien 
der Politik und die Qualität seiner Aussage ist 
nicht anders als die des Politikers und ich finde, er 
muß sich dann an den gleichen Maßstäben messen 
lassen. Es gibt für ihn keinen Naturschutzpark; ich 
sehe die Notwendigkeit eines solchen Naturschutz- 
parkes nicht, wenn er sich in die Politik hineinbe- 
gibt und ich finde, er ist zu Recht im gleichen Um- 
fang der Kritik ausgesetzt, so wie wir Politiker das 
Tag für Tag sind. In diesem Zusammenhang möchte 
ich auf eine Gefahr hinweisen, die ich sehe; viel- 
leicht ergibt sich auch die Möglichkeit, daß Sie, 
Herr Grass, oder Herr Piovene oder Herr Dupuy 
noch einmal auf dieses Problem eingehen. Kunst 
und nature de l'expression, das kann sich doch 
auch in der Stille vollziehen. Kunst gibt es in vie- 
lerlei Formen und Kunst kann auch dann gegeben 
sein, wenn zunächst einmal wenig Menschen dar- 
auf aufmerksam werden. Für mich ist es eine große 
Frage, wie wir es fertig bringen, in unseren Staaten- 
die Künstler, deren Aussage sich in aller Stille 
vollzieht, die ihre Aussage nicht laut auf dem 
Markt verkündigen können oder wollen, wie wir 
diese Künstler stärker fördern können, wie wir 
auch Bereiche der Kunst in unseren Blickwinkel 
einbeziehen, die etwas außerhalb des mittlerweile 
entstandenen Kulturbetriebs stehen. 

In diesem Zusammenhang noch eine zweite Be- 
merkung: Ich glaube, daß wir den Dialog zwischen 
der Kunst in der Politik intensivieren müssen. Nur 
weiß ich nicht, ich bin skeptisch, ob es möglich 
sein wird, sich über die Grundregeln in diesem Dia- 
log zu verständigen. Ich darf hier auf die Vorlage 
verweisen, auf das Programm Seite 2 in der franzö- 
sischen Fassung. Hier heißt es „toute liberte trouve 
ses limites dans les respects des autres libertes" 
und unten auf der Seite 2 ist vom Irrtum gespro- 
chen, von der Möglichkeit des Irrtums, mit dem 
Blick auf die Politik übrigens. Hier steht, daß die 
Aktionen des Staates liberal sein müssen, daß wir 
nicht dirigistisch sein dürfen, sondern tolerant, weil 
wir den Grundgedanken akzeptieren müssen, daß 
es überhaupt keine mögliche Kreation gibt ohne Ri- 
siko des Irrtums. Frage von mir, ob es möglich ist, 
in den Dialog zwischen Kunst und Politik auch auf 
der Seite der Kirnst diesen Gedanken der Möglich- 
keit des Irrtums zu akzeptieren. Ich habe gelegent- 
lich ein wenig die Sorge, daß dieser Dialog dadurch 
belastet wird, daß Künstler glauben, eine Art neuer 
Loge der Wissenden zu sein, der Wissenden nicht 
nur in ihrer Materie, sondern auch in den Berei- 
chen, in denen sie aus meiner Sicht keinen anderen 
Kriterien unterworfen sein können, als jeder einzel- 
ne Abgeordnete, der hier in diesem Raum sitzt. Ich 
glaube also, daß man in diesem Punkt über einiges 
nachdenken sollte, daß dieser Gegensatz auch der 
Hintergrund mancher Kontroverse ist, offensicht- 
lich auch der jetzigen in Frankreich zwischen 
Schriftstellern und Herrn Minister Druon. Festhal- 
ten möchte ich jedoch unter allen Umständen an 
dem Punkt, daß es einen Naturschutzpark für den 
Künstler nicht geben darf, wenn er in die Politik 
hineingeht. Dort, wo seine Aussage eine politische 
ist, ist sie umstritten und mit dem Risiko des Irr- 
tums behaftet, dort steht die Qualität der Aussage 
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nicht anders da, als die Aussage irgendeines ande- 
ren Politikers. Und wenn ich mich mit Zurückhal- 
tung über die Kunst äußere, weil sie nicht mein 
Metier ist und wenn ich zugebe, daß ich mich in- 
tensiv damit beschäftigen muß, um einiges beurtei- 
len zu können, dann meine ich, habe ich als Politi- 
ker auch das Recht zu verlangen, daß das die ande- 
re Seite akzeptiert, sonst ist der Dialog nicht mög- 
lich. 

Noch eine ganz kurze politische Bemerkung: 
Auch ich möchte sagen, daß die von Herrn Grass 
vorgenommene Gegenüberstellung West/Ost an 
den Beispielen Griechenland und CSSR doch sehr 
verfälscht ist. Griechenland ist eine Ausnahme, 
über deren Beurteilung wir uns hier alle einig sind. 
Aber mich hätte es beispielsweise sehr interessiert, 
die Gegenüberstellung West/Ost am Beispiel Bun- 
desrepublik Deutschland und CSSR zu erfahren. Die 
von Herrn Grass vorgenommene Gegenüberstellung 
ist eine sehr einfache Sache. Für einen deutschen 
Redner hätte es beispielsweise nahegelegen, die 
Bundesrepublik der CSSR gegenüberzustellen, ein 
französischer hätte das Beispiel Frankreich wählen 
können. Ich glaube, dann sähen die Dinge doch ein 
wenig anders aus, als Herr Grass heute morgen 
vorgetragen hat, und in diesem Zusammenhang 
glaube ich auch nicht, daß sich die Entspannung, so 
wie sie sich jetzt vollzieht, ausschließlich auf pri- 
vatkapitalistische Motive zurückführen läßt. Diese 
Theorie würde dann ja sogar sehr leicht in eine 
Theorie des Staatsmonopolkapitalismus Umschla- 
gen. Ich darf hier am Rande eine Zahl nennen, die 
vielleicht auch die Kollegen aus anderen Ländern 
interessiert. Der Außenhandel der Bundesrepublik 
Deutschland mit der Sowjetunion beträgt ein Vier- 
tel des Außenhandels der Bundesrepublik Deutsch- 
land mit der Schweiz. Vor diesem Hintergrund ist 
es falsch, das, was sich im Verhältnis Ost/West 
vollzieht, mit privatkapitalistischen Motiven erklä- 
ren zu wollen. Das ist m. E. eine Interpretation, vor 
der auch ich als Mitglied der Opposition im Deut- 
schen Bundestag meine Regierung in Schutz neh- 
men muß. 

Dr. Schwencke (SPD): Nur wo die sozialen und 
individuellen Menschenrechte gewährleistet sind, 
ist die Freiheit der Künste möglich — sonst steht 
der Künstler in der Gefahr, zur Hure wechselnder 
Mächte zu werden oder verstummen zu müssen. 

Ich denke, die meisten Symposiumsteilnehmer 
haben es begrüßt, daß in den letzten Beiträgen die- 
ses eigentliche Thema und namentlich der Beitrag 
von Günter Grass wieder voll zur Debatte stand. 
Günter Grass hat sich zu den diffizilen Problemen 
der Meinungsfreiheit des Künstlers in unserer Ge- 
sellschaft geäußert und damit dieses Symposium — 
das war mein Eindruck — inhaltlich und formal- 
rhetorisch adäquat eingeleitet. Und er hat uns Poli- 
tiker ausdrücklich „eher zum Widerspruch als zum 
Kopfnicken"' aufgefordert. Ich möchte nun weder 
das eine noch das andere tun, sondern in vier An- 
merkungen bzw. Fragen dort noch kritisch nach- 
bohren oder konkretisieren, wo die Konsequenzen 
aus dem Grass'schen Denkansatz nicht bzw. mir 
nicht deutlich genug gezogen wurden. 


1. Grass hat das Wort vom Künstler als Bürger 
erneut aufgegriffen und ausgeführt, daß darin des- 
sen eigentlicher existentieller Widerspruch, den 
wir literarisch ja nicht erst seit Thomas Mann ken- 
nen, liegt. Dieser Widerspruch, ist er nun eigentlich 
aufgehoben? Kann er realiter überhaupt je aufge- 
löst werden? Wenn das tatsächlich möglich wäre 
— und es ist historisch in dieser spätbürgerlichen 
Gesellschaft meines Erachtens überhaupt nicht 
möglich — , wird man immerhin noch fragen müs- 
sen, auf wessen Kosten der Widerspruch überhaupt 
lösbar erscheint — auf die des Künstlers oder die 
des Bürgers? Das sind innere und äußere Probleme, 
die, glaube ich, jedenfalls ansatzweise in Grass' ei- 
genem „Schnecken" -Tagebuch ein Stück weit deut- 
lich geworden sind, aber mehr indirekt als direkt. 
Der Künstler: ein „Bürger" und der Bürger ein 
„Künstler"? Günter Grass muß sich noch deutlicher 
artikulieren: sein Beispiel ist nicht gerade übertrag- 
bar, schon gar nicht grundsätzlich, wenn überhaupt, 
nur punktuell. 

Um nicht mißverstanden zu werden: daß der 
Künstler zu politischen Entwicklungen nicht 
schweigen darf, sondern sich möglicherweise so 
sehr ins politische Terrain begibt, wie es der 
Schriftsteller Günter Grass tat, scheint mir nicht 
nur möglich, sondern zeitweise dringend erforder- 
lich zu sein. Nötig: vielleicht mehr denn je; ich 
glaube, daß es heute im Politischen um Dimensio- 
nen des Denkens geht — ich selber pflege von der 
zu mobilisierenden Vernunft und Phantasie der 
Menschen zu sprechen, die weit über den Horizont 
des zur Zeit Denk- und Machbaren hinausgehen. 
Ich meine den Künstler als „Realutopiker" und den- 
ke an Kunst als Instrument, als ein politisches In- 
strument, der Exploration besserer, neuer humaner 
Zukünfte. 

2. Koexistenz und Entspannung sind für uns alle 
Begriffe, die wir politisch verstehen und die für uns 
eine Entwicklung kennzeichnen, die den Weltfrie- 
den sicherer macht. In Ost und West hat uns das 
bereits weiter gebracht, was jedenfalls auch mit 
sehr starker europäischer Unterstützung von uns 
mit der deutschen Ostpolitik begonnen wurde. Jetzt 
allerdings stehen wir in einer Phase, die politisch 
nicht unproblematisch ist. Sehr dankbar sollten wir 
Herrn Grass sein, daß er die hier und dort auftre- 
tende Euphorie gebremst hat; mit Koexistenz und 
Entspannung entwickelt sich nicht auch gleichzei- 
tig so etwas wie ein neues, ein verändertes offenes 
geistiges Fluidum, in dem Gedanken, Ideen und In- 
formationen frei auszutauschen möglich ist. Unser 
österreichischer Kollege Karasek hat im Blick auf 
Helsinki (KSZE) deutlich gemacht, daß es bis zu ei- 
nem solchen Zustand jedenfalls noch weit hin zu 
sein scheint. 

Was ich meine, kann mit einem Beispiel illu- 
striert werden und vielleicht die Sachlage noch ein 
bißchen deutlicher machen: wir haben sicher alle 
mit Teilnahme die verschiedenen Entspannungs-Ak- 
tivitäten der beiden Supermächte verfolgt und in 
der vorvergangenen Woche namentlich die Gesprä- 
che zwischen Nixon und Breschnew beobachtet. Ich 
glaube, daß es symptomatisch für „Entspannung" 
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mit seinen negativen, keineswegs nur positiven 
Auswirkungen ist, daß beispielsweise in der Presse 
der UdSSR bis heute von Nixons Watergate-Affäre 
nichts zu lesen steht und daß — wenn das in Ameri- 
ka möglich wäre — eben auch von bestimmten 
wirtschaftlichen Mißentwicklungen in der UdSSR 
in den USA nichts bekanntgeworden wäre. Die 
Fiage ist, wie wir mit solchen „Metternichen" fer- 
tig werden, die um des lockenden Geschäftes wil- 
len vieles zu opfern, allem voran aber die Kultur- 
politik, bereit sind. Ich denke, daß wir noch einiges 
an Vernunft und Phantasie politisch mobilisieren 
müssen, um zugunsten der Wohlfahrt des einzelnen 
Menschen seinen Emanzipationsbereich zu si- 
chern. 

3. Günter Grass hat eine dankens- und ich glau- 
be auch bemerkenswerte politische Analyse aus 
dieser Sicht geboten. Daß er am Beispiel der Tsche- 
choslowakei und Griechenlands künstlerische Un- 
freiheit als Ausdruck nicht gewährleisteter sozialer 
und individueller Menschenrechte im Osten und 
Westen erläuterte, war hilfreich, um das Problem 
in seiner Vielschichtigkeit zu charakterisieren. 
Deutschland wurde nicht gewählt, um meinem 
deutschen Kollegen zu antworten, weil es glückli- 
cherweise nicht mehr als Beispiel westlichen Fa- 
schismus taugt: aber der Faschismus in dem 
NATO-Partnerstaat Griechenland betrifft uns eben- 
sosehr wie der Stalinismus in der CSSR: den quali- 
tativen Unterschied, den der Herr Kollege machen 
wollte, kann ich nicht akzeptieren. Ich meine, die 
Qualität der Freiheit zählt: wenn einer oder zwei 
oder dreihundert Schriftsteller ihre Meinung in ei- 
nem Lande nicht offen artikulieren können, ist das 
punktuell und grundsätzlich dasselbe. Ich glaube, 
man darf nicht durch die falsche, durch die ideolo- 
gische Brille sehen. 

Aber die Frage ist — um das Thema noch einmal 
anzusprechen — , wie das Wesen der Freiheit des 
künstlerischen Ausdrucks zu präzisieren ist. Mir 
war expressis verbis bei Grass viel zu wenig von 
dem Adressaten dieser Kunst und Literatur, für de- 
ren Freiheit sie doch wohl eintritt, die Rede. Der 
einzelne Mensch ist doch der Adressat dieser 
künstlerischen Werke. Was nützen sie ihm? Anders 
gesagt: ist die Freiheit auch des künstlerischen 
Ausdrucks nicht besonders und stets deshalb so 
sehr gefährdet, weil sie den Willen des Menschen 
unterstützt, sich in einer Gesellschaft — vielleicht 
gegen sie — zu emanzipieren?. 

Liegt in diesem Ziel nicht der Angelpunkt, der 
seine gesellschaftliche Konsequenz für den Künst- 
ler hat: im Dienst einer humanen und gerechten 
Gesellschaft zu wirken? Weil Kunst und Politik Zu- 
sammenhängen, ergibt sich meines Erachtens hier 
von selbst ein Aspekt, etwa wie auch in den neue- 
ren Ästhetiken, den ich mit dem Stichwort Gesell- 
schaftskritik setzen möchte. Natürlich wird es so 
etwas wie eine „Kunst in der Stille" geben, aber es 
wird keine geben, auch diese nicht, die apolitisch 
wäre. Jede Kunst ist a priori politisch. Deswegen 
möchte ich dem rumänischen Gast sehr zustimmen, 
wenn er uns animiert, auch die notwendige Pole- 
mik nicht zurückzuhalten, sondern mit Leidenschaft 


— wie es unser Kollege Mendelson schon getan hat 

— gegen die Einschränkungen der Freiheitsräume 
geht. Das Böll-Zitat, das aus seiner Stockholmer 
Dankadresse, scheint mir wichtig in diesem Zusam- 
menhang: „Immer noch ist Kunst ein gutes Ver- 
steck, nicht für Dynamit" — ich glaube, das sollten 
wir über seinen anwesenden persönlichen Vertreter 
auch dem Herrn Französischen Kulturminister aus- 
richten lassen — „nicht für Dynamit", Herr Druon, 
„sondern für geistigen Explosivstoff und gesell- 
schaftlichen Spätzünder". 

4. Ich vermute, daß Herr Grass die Auffassung 
meines Vorredners ebensowenig wie ich teilt: daß 
aufgrund einer „Krise des Glaubens" die Theologen 
und aufgrund einer „Krise der Kunst" die Künstler 
in die Politik gegangen seien. Ich glaube vielmehr, 
daß schon diese Diskussion demonstriert, daß dafür 
die von mir vorher im Zusammenhang mit der Ge- 
sellschaft, in der wir leben, genannten Probleme die 
Beweggründe sind. Vielleicht sind Theologen und 
Künstler in ihrem Erkenntnisdrang und Bewußt- 
seinsstand sensibler und konsequenter als andere. 
Ich fände es nicht schlecht, wenn Günter Grass den 
Satz aus der 73er Regierungserklärung Bundes- 
kanzler Willy Brandts für uns und für manche an- 
dere noch einmal ein bißchen erläuterte, in dem es 
hieß: „Für alle Kunst ist der Weg in die Politik 
kürzer geworden". 

Prof, Dr, Grochowiak: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren, ich habe mich an etwas aufge- 
hängt, an eine Bemerkung, die Herr Gölter in bezug 
auf das Referat von Herrn Böll machte, wo er etwa 
im Sinn davon sprach, daß Künstler sich vielleicht 
dann in die Politik flüchten, um sich aus der Krise 
der Kunst hinauszumachen, zu befreien. Ganz abge- 
sehen davon meine ich, daß der Künstler in einer 
latenten Krise steckt, solange er Künstler genannt 
wird und erst dann, wenn die Krise aufhört, höchst- 
wahrscheinlich saturiert stagnierend nicht weiter 
weiß, bin ich persönlich glücklich über die Feststel- 
lung, daß sich nicht nur in meinem Lande, sondern 
überall die Künstler nicht mehr nach diesem schö- 
nen Wort, das so oft von Besserwissern zitiert 
wird, „wilde Künstler reden nicht", orientieren, 
sondern nach der Situation, in die sie gesetzt, ge- 
stellt sind, nach der Realität. Seitdem die Künstler 
nun nicht nur im Elfenbeinturm sitzen und meditie- 
ren, sondern auch praktizieren, weil sie Menschen 
wie alle anderen um sie herum sind, seitdem sehen 
sie auch viele Mißverhältnisse und greifen dort 
nicht nur durch ihr Werk indirekt, sondern auch in- 
direkt, von ihrem Recht als Menschen, als Bürger 
Gebrauch machend ein. Und darüber nachdenkend 
habe ich auch festgestellt, daß vielleicht Herr 
Grass in seinen Ausführungen, über das was Ein- 
schränkung der Meinungsfreiheit, ja Verbot der 
Meinungsfreiheit hüben wie drüben erbringen 
könnte, einmal feststellt, daß das von Staats wegen, 
aus Staatsraison, aus der Überlegung kommen kön- 
ne, daß das auch aus bloßem Wirtschaftsinteresse 

— diese Gefahr wurde ja sehr deutlich aufgezeigt 
und auch zugleich ignoriert — von anderer Seite 
oder gar aus klerikal oder parteilicher Engstirnig- 
keit käme. Ich möchte dem aus der Beobachtung 
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der Künstler, die nunmehr aktiv teilnehmen an der 
Politik in den Gremien der Kommunen, der Städte 
und zum Teil auch als Landtags- oder Bundestags- 
abgeordnete sagen, ein ganz wesentlicher Teil die- 
ser Einschränkung, dieser Freiheit der Künstler be- 
steht auch aus dem Anspruch omnipotent zu sein. 
Dort, wo Staatsgewalt sich oft trotz demokratischer 
Spielregeln in einer Persönlichkeit eine gewisse 
Zeit über besonders kräftig demonstriert, besteht 
sie aus einem Banausentum, aus einer Besserwisse- 
rei und es ist nicht unrecht, wenn mal ein bekannt- 
ter Fernseh- und Rundfunkintendant Herrn Schna- 
bel gesagt hat, die Banausen sind eine klassen- und 
parteilose Gesellschaft. Ich sage das, weil hier im 
eigenen Fleisch, im eigenen Fleisch unserer westli- 
chen Demokratien vielleicht noch ein Punkt zu un- 
tersuchen und auch zu klären wäre, der eben wie 
unser rumänischer Schriftsteller es sagte, manchen 
Künstler, der nicht gerade in Berlin oder Hamburg, 
sondern vielleicht in Vilshofen wohnt, der zivile 
Tod seines Künstlertums sicher ist, dort, wo er 
nicht stattfinden dürfe. Ich gebe, um nicht abstrakt 
zu reden, zwei Beispiele: 

Ein Kultusminister, der es jetzt nicht mehr ist 
durch den Wechsel, den eine Demokratie in sich 
birgt, er hat einem Gremium, das einem Musiker 
namens Stockhausen den großen Staatspreis ver- 
gab, diesen Preis nicht zur Austragung kommen 
lassen, weil er die Musik von Stockhausen nicht 
mochte. So geschehen in unserer Bundesrepublik. 
Sein Vorgänger zeigte mir, nachdem ich viele Mo- 
nate Bilder, die so aussahen, als hätte es Konstable 
und Kuru nie gegeben, als Repräsentanz der moder- 
nen Kunst demonstrierte, eines Tages ein Bild von 
Hartung mit großem Stolz und mit großer Freude 
und erklärte mir, daß er nunmehr, nachdeni er mit 
Künstlern und Museumsleuten darüber gesprochen 
hätte, Zugang zu diesem französischen und zugleich 
auch deutschen Künstler gefunden hätte, und nun- 
mehr konnten auch Museen Subventionen zum An- 
kauf von Bildern dieser Art bekommen. Zwei Bei- 
spiele aus einem Repertoire, das sich täglich in den 
Kommissionen der Städte ereignet, wo man Künst- 
ler auffordert, Kunst wie wir es nennen, am Bau zu 
produzieren, wo man in Gremien von politisch en- 
gagierten und von der Gemeinde mehrheitlich ge- 
wählten Vertretern aussucht, wo einfach aufgrund 
der Sicherheit, die sich Politiker, Ausnahmen bestä- 
tigen natürlich immer die Regel, anmaßen zu sagen, 
was Kunst sei und was nicht. Wo sich diese hor- 
renten Irrtümer täglich in der Steigerung von Ort 
zu Ort und Stadt zu Stadt ergeben und wo täglich 
der zivile Tod eines wirklichen Künstlers stattfin- 
det und das Hervorkehren, das Prominentmachen 
von Leuten, die nie kapiert haben, daß Renoir, daß 
all die Größen der Vergangenheit existent waren 
und nicht wieder kopiert werden müssen, um nun 
als Moderne in einer Demokratie repräsentiert zu 
werden. Ich glaube, daß wir das sehr deutlich se- 
hen und auch diskutieren sollten. Es wäre eine ech- 
te Aufgabe im Europarat zu überlegen, wie kann 
man zu solchen Unverhältnissen Stellung nehmen, 
wie kann man Empfehlungen aussprechen, um in 
etwa, Irrtümer sind nie ausgeschlossen, eine besse- 
re Möglichkeit zu finden. Ich meine, um jetzt wie- 


der mit meinem österreichischen Kollegen Rubin zu 
sprechen, wie können Kommissionen aussehen, wie 
müßten sie besser aussehen, um etwas besser, aller- 
dings nie vollkommen, zu funktionieren. Ich glaube 
sicher auch, daß da die Lösung, es nur den Künst- 
lerverbänden allein zu überlassen, verkehrt wäre. 
Richtungskämpfe, die sicher extrem ausgefochten 
werden, das wurde ja auch heute morgen im Refe- 
rat gesagt, sind natürlich dort auch egoistischen 
Zügen unterworfen. Aber ich glaube, seitdem 
Künstler auch das Recht bekommen und zwar des- 
wegen, weil sie nicht nur in der Stille wirken, son- 
dern weil sie sich zu Wort meldeten, und ich halte 
das für außerordentlich wichtig, seitdem gibt es 
eine größere Gerechtigkeit in der Mischung zwi- 
schen Künstlern, Parlamentariern und Kunstwissen- 
den. Wie könnte man das noch gerechter ausbauen, 
wäre die Frage, und wie könnte man es an alle Län- 
der unserer Gemeinschaft vielleicht als Empfehlung 
aussprechen. Hier wurde von Herrn John-Stevas 
gesagt, daß die Freiheit der Kunst nicht unbegrenzt 
sei und daß Freiheit zum Nutzen aller letztlich zu 
wirken hätte, ich referiere, ich habe es nicht wört- 
lich übersetzen können, und in diesem Zusammen- 
hang wurde auch von der Schönheit und Wahrheit 
gesprochen. Herr Karasek hat vorhin schon das 
eine beantwortet, indem er etwas außerordentlich 
Wesentliches fast in Präambelform, so sollte man 
es sehen, sagte, daß die Freiheit der Kunst unbe- 
dingt auch ohne den Blick auf den Nutzen zur Ge- 
sellschaft in unserer westlichen Gesellschaft ge- 
währleistet sein müßte, daß ich also nicht in jeder 
Sekunde meines Daseins als Künstler immer eine 
Gesellschaft mir gegenüberstehen habe, auf die hin 
allein ich zu denken habe. Der Künstler hat das 
Recht, privat zu sein wie jeder Mensch privat sein 
darf in unserer Gesellschaft hier, und das unter- 
scheidet uns von der Auftragskunst anderer Foren 
innerhalb der Politik. Aber in diesem Sinne müssen 
wir uns auch überlegen, ob es wirklich die Mög- 
lichkeit zu verwirklichen gibt, eine Zensur, wie sie 
jetzt noch im Gefälle besteht, zu verbessern oder 
gar ganz abzuschaffen, und ich habe mich aufge- 
hängt an dem Wort, das vorhin kritisch in die 
Waagschale von Herrn John-Stevas genannt wurde, 
an dem Wort obszön. Meine Damen und Herren, 
was durch Gremien im Namen der Obszönität alles 
an Kunst abgewürgt wird, ist skandalös. Allein 
schon die Meinung, was obszön sei, sagen wir ein- 
mal zwischen den offiziellen Verlautbarungen und 
Gesetzen eines Staates wie Dänemark, also unserer 
Gemeinschaft oder man höre und staune, eines 
Staates wie Frankreich, ist enorm, ein enormer Bo- 
gen an Möglichkeiten und Unmöglichkeiten der 
Auslegung des Wortes obszön. Ich habe es erlebt 
in einem Gremium, dem ich selbst angehörte, der 
Bundesprüfstelle, daß dort über Photos, die der An- 
sicht eines Künstlers nach wohl den Anspruch hat- 
ten, Kunstwerk genannt zu werden. Es waren aller- 
dings obszöne Darstellungen, wenn man das Wort 
obszön von der Zensurstelle her meinte. Aber da es 
ein Gesetz gibt, bei uns zumindestens, daß das 
Kunstwerk nicht antastbar ist in bezug auf die Ob- 
szönität, ein Gesetz, das einmal so unverdächtige 
Leute wie Prof. Heuss und Carlo Schmid geschaffen 
hatten, konnte man diesen Photos, denen man 
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Schritt auf Tritt nachweisen konnte, daß zuminde- 
stens die klassischen Gesetze, die heute weitge- 
hendst auch anzuzweifeln sind, aber zumindestens 
nach diesem Kanon alles, das in diesen Photos 
nachzuprüfen war, nachzusehen war, was den Wert 
eines Kunstwerks bedeutete, wurde trotzdem von 
12 Zensoren — worunter nur einer Künstler war — 
trotz der Einsicht, daß das wohl stimme, das Ganze 
als obszön wegen der Darstellung abgelehnt. 
Meine Damen und Herren, ich nenne das als Bei- 
spiel, um zu sagen, wie gefährdet Kunst auch in 
unseren Regionen ist, wenn Kleinbürgertum und 
Ausnützerei einfach nicht die Werte des künstleri- 
schen und das selbstverständliche Verhältnis zu 
dem, was wir alle darstellen nackt und bloß, näm- 
lich den Menschen, gewährleisten. Das Gefälle geht 
von der Verurteilung einer nackt dargestellten hei- 
ligen Magdalena bis zu den Dingen, die vielleicht 
an die Grenzen dessen, was manch einer obszön 
nennt. Dort auch vielleicht Überlegungen in einem 
Kolloquium anzustellen, Empfehlungen auszuspre- 
chen, daß zumindestens einige Grenzwerte allge- 
mein in unseren Ländern aufgewertet werden, um 
Unheil zu verhüten, das wäre mein Wunsch an die- 
ses Forum. 

Günter Grass: Herr Vorsitzender, meine Damen 
und Herren! Es ist für mich sehr schwierig, nach 
dieser Fülle von Beiträgen auf jeden einzelnen ein- 
zugehen. Deshalb ein zweiter Versuch von mir, das, 
was ich in meinem Referat sagen wollte, nun zu 
verdeutlichen. . 

Die Hauptgefahr, die ich sehe und ausdrücken 
wollte am Vorabend der beginnenden Konferenz in 
Helsinki, ist, kurz gesagt, diese: die staatsautoritä- 
ren Kräfte im Osten wie im Westen könnten sich 
im Sinne einer falsch verstandenen Entspannungs- 
politik einig werden auf Kosten der Kulturpolitik, 
die hier zur Debatte steht. Ich glaube, daß der letz- 
te Beitrag aus der Türkei ein Zeichen gegeben hat, 
wie etwa solche staatsautoritäre Interpretation der 
Kunst, von Ost und West kommend, aussehen 
könnte. Entschuldigen Sie, ich meine es nicht belei- 
digend. Was ich von Ihnen gehört habe, hätte z. B. 
auch jemand aus Bulgarien sagen können. Hier ist 
der Anspruch auf Kunst, die doch bitte etwas Posi- 
tives, etwas Konstruktives haben möge, ausge- 
drückt worden. Diese Art von Beiträgen, die ich 
aus dem östlichen Bereich kenne, nimmt in letzter 
Zeit leider auch im Westen zu: immer wieder wird 
uns nahegelegt — entschuldigen Sie, wenn ich jetzt 
im Plural für die Künstler insgesamt zu sprechen 
versuche — , die Freiheit der Meinung nicht allzu 
exzessiv anzusehen; auch sie kenne Grenzen. Ich 
muß Ihnen ehrlich sagen: Wenn Politiker mich auf 
etwas aufmerksam machen, was ich selber weiß, 
daß die Freiheit der Meinung Grenzen hat, zucke 
ich zusammen. Denn dann ist die Konsequenz sehr 
rasch bei der Hand. Und ich muß Ihnen widerspre- 
chen, wenn Sie sagen, daß der Künstler, der politi- 
schen Anspruch erhebt, genauso gemessen wird 
wie eben auch der Politiker, der in der Öffentlich- 
keit spricht, so ist das sicher vom Ansatz her rich- 
tig, nur das Recht auf Irrtum hat verschiedene Kon- 
sequenzen. Wenn ein Politiker in Verantwortung 


irrt, hat das Folgen für die Gesellschaft; wenn der 
einzelne Bürger irrt in seiner politischen Anschau- 
ung, hat das zuerst einmal Folgen für ihn selbst, 
falls er es merkt, aber nicht für einen allzu großen 
Kreis. Hier ist Verantwortung verschieden zu be- 
messen. Hier sitzen gewählte Parlamentarier, die 
uns verantwortlich sind. Wir haben ja die Möglich- 
keit, als Bürger alle 4 Jahre hier Korrekturen vor- 
zunehmen, und damit bin ich bei den vier Fragen, 
die mir gestellt worden sind, und die ich insgesamt 
noch einmal beantworten möchte, weil hier die 
Möglichkeit für mich gegeben ist, einiges deutlich 
zu machen, was in meinem Referat vielleicht nicht 
deutlich genug wurde. 

1. Der Künstler als Bürger. Er hat sich, glaube 
ich, allzu lange selbstherrlich verstanden. Es war 
an der Zeit, daß dieser Berufsstand säkularisiert 
wurde. Das priesterliche Verhalten der Künstler 
aus dem 19. Jh. reicht bis in unsere Zeit hinein. 
Eine gewisse gesellschaftliche Unverantwortlich- 
keit wurde zelebriert. Doch seit geraumer Zeit — 
und wahrscheinlich auch aufgeschreckt durch die bei- 
den Weltkriege in diesem Fall von Deutschland aus- 
gehend, Europa verheerend — haben die Künstler 
begonnen, ihre Situation neu zu bedenken. Ihre 
permanente Krise hat sich gesellschaftlich ausge- 
weitet. Sie haben festgestellt, daß ihre Produkte 
nach wie vor von einer kleinen Privilegiertenschicht, 
genossen und konsumiert werden. Diese Erkennt- 
nis hat die Künstler dazu gebracht, sich sozialen 
Fragen gesellschaftlicher Art zu nähern. Oft mit we- 
nig Kenntnis ausgestattet, fragen sich mehr und mehr 
Künstler, welche gesellschaftliche Funktion oder 
welchen Ort ihr Produkt in der Gesellschaft hat. Es 
ergibt sich wohl von selbst, daß die Feststellung — 
nur eine privilegierte Minderheit ist in der Lage, 
Kunst zu konsumieren, zu genießen und davon Nut- 
zen zu ziehen — weitere Fragen aufwirft, z. B. in 
der Bildungspolitik. Für mich ergab sich aus dieser 
Erkenntnis heraus die Konsequenz politischer Ar- 
beit. Das ist keine Fluchtbewegung aus der Kunst 
heraus in die Politik, weil die Kunst permanent in 
der Krise ist, wie es vorhin schon festgestellt wur- 
de, sondern die notwendige Konsequenz, die ein 
Künstler, der sich seiner Situation bewußt ist, heut- 
zutage ziehen muß, wenn er sie nicht zieht und sich 
ins Apolitische hineinrettet, ist er gleichermaßen 
vom Negativen her politisch nivellierend in seiner 
Auswirkung. 

2. Die Frage der Koexistenz in einer negativen 
Auswirkung, wie ich sie schwarz malend gesehen 
habe. Ich glaube, man kann jetzt, zu Beginn dieser 
neuen Phase der Entspannungspolitik, nicht skep- 
tisch genug sein. Und gerade weil ich in meiner 
politischen Arbeit versucht habe, diese Entspan- 
nungspolitik zu fördern, stellt sich nun diese Frage 
anders. Man muß skeptisch herangehen, man muß 
sehen, daß sich jetzt schon Tendenzen zeigen, die 
nivellierend sind und die, um zum Thema zu kom- 
men, sich auf Kosten der Kulturpolitik auswirken 
könnten. Es wurde das letzte Treffen Breschnew- 
Nixon erwähnt, das allen, die es beobachtet haben, 
deutlich gemacht hat, wie hier reine Machtpolitik 
die allgemeine Bereitschaft zur Koexistenz miß- 
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braucht und wie hier das Übergewicht von militäri- 
schen Sicherheitsfragen und ökonomischen Fragen 
der Entspannungspolitik ein ungutes Gefälle geben. 

Was ich mit den Metternichen meinte, die in al- 
len Gremien und auch, wie ich festgestellt habe, in 
diesem Gremium sitzen, sogar womöglich in der 
Überzahl sind, so lassen Sie mich bitte an einigen 
Beispielen erläutern, wie solches Metternichbetra- 
gen in Zukunft aussehen könnte. Stellen Künstler 
und Wissenschaftler, von Ost und West kommend 
— denn wir loben immer den Solschenizyn, weil 
der im Ostblock ist, wenn wir ihn hier hätten mit 
seinen kritischen und genauen Fragen, gäbe es an- 
dere Reaktionen, Reaktionen vergleichbar denen, 
die ich von Herrn Tomney heute gehört habe — 
diese kritischen Fragen, dann befürchte ich Ant- 
worten zu bekommen wie etwa diese: Aber Sie sind 
doch sicher für Abrüstung, Sie sind doch dafür, daß 
die Heere verringert werden, daß die Mittel frei 
werden für soziale Aufgaben; wie können Sie mit 
Ihren kritischen unbequemen Fragen, die ja zum 
Teil berechtigt sind, diese Entspannungspolitik, die- 
se Abrüstungspolitik stören wollen? Und Sie sind 
doch sicher dafür, daß der Konsumgüteraustausch 
zwischen Ost und West zunimmt; das liegt im In- 
teresse der arbeitenden Bevölkerung. Wie können 
Sie diesen friedlichen Vorgang, den die Menschheit 
will, mit ihren egozentrischen Fragen stören, die- 
sem Anliegen einer Minderheit, dem Völkchen der 
Künstler? 

Ich habe — um zum dritten Punkt zu kommen, 
und, wie ich in meinem Referat sagte, um nicht im 
allgemeinen Unrecht unterzugehen — zwei europäi- 
sche Länder ausgewählt, an denen ich den krisen- 
haften Zustand des einen wie des anderen Systems 
exemplifizieren wollte: der Fall Tschechoslowakei, 
in dem die latente Terrorherrschaft des zentralisti- 
schen Kommunismus der letzten Zeit am deutlich- 
sten geworden ist, und der Fall Griechenland, die 
Einrichtung einer Militärdiktatur, gefördert und ge- 
deckt von den Vereinigten Staaten, geduldet von 
der NATO, die angetreten ist als Verteidigungs- 
bündnis, um die Freiheit der Demokratie zu vertei- 
digen. Wir mögen uns doch bitte nicht wundern, 
wenn junge Leute angesichts solcher Verlogenheit 
in ihrer Ratlosigkeit zumindest verbal zum Molo- 
towcocktail greifen. Damit ist natürlich kein Alibi 
gegeben, dem einen oder anderen Kultusminister 
nun mit dem verbalen Molotowcocktail in der 
Hand der anderen Seite drakonische Maßnahmen 
den Künstlern gegenüber zu ergreifen. So groß das 
Unrecht in den Ostblockstaaten ist und so wenig 
wir in der Lage sind, dieses Unrecht zu mildern 
oder zu ändern, für uns sollte es doch gravierender 
sein, wenn im westlichen Bereich, in Griechenland, 
weitgehend auch in der Türkei, die Demokratie 
mehr und mehr abgebaut worden ist, Demokratie 
überhaupt nicht mehr existiert. Und selbst wenn 
wir aufrechnen wollten, was sich sicher beweisen 
ließe, daß das Unrecht in den Ostblockstaaten grö- 
ßer ist, die Zahl der politischen Gefangenen größer 
ist, wiegen doch diese politischen Gefangenen, 
wiegt doch die Anwendung der Tortur in Griechen- 
land und in Portugal schwerer für uns als alles Un- 


recht, das in den Ostblockstaaten geschieht und 
nicht auf unsere Verantwortung geht. Und ich bitte 
Sie herzlich, wie ich es in meinem Referat gesagt 
habe, die mangelnde Bereitschaft der Sowjetunion 
und anderer Ostblockstaaten in Sachen Meinungs- 
freiheit nicht als Alibi für westliches Verhalten zu 
gebrauchen. 

Die dritte Frage, die an mich gerichtet wurde: 
nach Ihrer Meinung habe ich, hier nur allzusehr 
vom Schaden der eingeengten Meinungsfreiheit für 
die Kunst, für die Künstler und die Kunst gespro- 
chen und nicht genug berücksichtigt, welchen 
Schaden die Gesellschaft insgesamt nimmt. Ich 
habe zum Schluß meines Referates gesagt, daß, 
wenn sich Ost und West im Zuge der Entspan- 
nungspolitik nivellierend anpassen, also die Met- 
terniche zu regieren beginnen, natürlich nicht nur 
die Kunst und die Künstler den Schaden hätten — 
das wäre gewiß eine Zeitlang zu verschmerzen — 
den Schaden auf die Dauer gesehen hätte die Ge- 
sellschaft. Denn wenn die Kunst eingeengt wird in 
unserem Bereich oder Kunst nur noch gängig ist, die 
„ja" sagt, die bestätigt oder die das Schöne schlicht 
fördert aus einem banausenhaften Mißverständnis 
heraus, dann geht uns eine Dimension verloren, die 
durch nichts — weder durch Wissenschaft, noch 
durch Machtpolitik, noch durch ökonomische Erfol- 
ge ■ — ersetzt werden kann. 

Den vierten Punkt „Kunst und Politik in ihrer 
Wechselwirkung" habe ich schon beantwortet. Es 
handelt sich hier um keine Fluchtbewegung. Viel- 
leicht noch etwas zu dem Thema Fernsehen. Sie ha- 
ben, wahrscheinlich aus guter Absicht, um die Po- 
lemik zu fördern, nur von zwei Modellen gespro- 
chen, wie Fernsehen zu organisieren ist und wie 
Fernsehen in der Tat organisiert ist: entweder als 
Staatsfernsehen, wie wir es in Frankreich und auch 
in Italien haben, oder als Privatfernsehen. Aber es 
gibt praktizierte dritte Modelle z. B. in der Bundes- 
republik Deutschland. Ich bin sehr stolz auf dieses 
Modell, weil es sich zu unseren Gunsten auswirkt. 
Wir haben weder ein Staatsfernsehen noch ein Pri- 
vatfernsehen; wir haben nach englischem Muster in 
etwa eine Anstalt des öffentlichen Rechts. Wenn 
Sie in Frankreich so große Schwierigkeiten mit 
dem Staatsfernsehen haben und soviel Mißverständ- 
nisse produzieren und in der Tat eine Zensur ha- 
ben, die ich selber zu spüren bekommen habe, dann 
schlage ich Ihnen vor, das Fernsehen zu einer An- 
stalt des öffentlichen Rechts zu machen; dann wer- 
den Sie in Frankreich mehr Demokratie haben, und 
dann wird von Frankreich auch wieder, worauf vie- 
le in Europa warten, ein Impuls in Sachen Demo- 
kratie ausgehen. Das gleiche gilt übrigens für Itali- 
en. Soviel zum Thema Fernsehen. Ich möchte noch 
eine Randbemerkung machen zu einem Ost-West- 
Einverständnis, das ich befürchte und das mir ei- 
gentlich in seiner traurigen Konsequenz erst hier 
im Verlauf der Debatte deutlich geworden ist durch 
zwei englische Beiträge. Herr Stevas und Herr 
Tomney haben mir gezeigt, daß es vom englischen 
Puritanismus und seiner Beurteilung der Kunst zum 
sowjetischen Puritanismus und seiner Beurteilung 
der Kunst nur ein ganz kleiner Schritt ist, daß sich 
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hier die Puritaner aller Länder, wenn es darum 
geht, um bei banausenhafter Art und Weise Fami- 
lienpolitik zum Maßstab der Kunst zu machen, sehr 
rasch einig werden. Diese Art von Prüderie, Herr 
Tomney, die finden Sie in der Sowjetunion tagtäg- 
lich belegt mit schrecklichen Konsequenzen, Gott 
sei Dank nicht mit so schrecklichen in England, 
aber das ist uns kein Trost und Schnupftabak. Hier 
also sehen Sie, daß die Ideologien, so hemdsärmlig 
sie auftreten, nur ein dünner Film sind über dem 
menschlichen Verhalten und daß das Banausentum 
in der Tat international ist. 

Zum Schluß frage ich mich, warum habe ich ei- 
gentlich diese Einladung angenommen. Es ist der 
Termin, der mich bestimmt hat, weil ich der Mei- 
nung bin, daß jetzt gerade zu Beginn einer neuen 
Phase der Politik, nämlich der Phase der Koexi- 
stenz, der Entspannung, der Annäherung der beiden 
Blöcke rechtzeitig vor Fehlentwicklungen gewarnt 
werden muß. Und ich habe mich auch gefragt, 
läufst Du nicht Gefahr, wenn Du dorthin gehst, mit 
anderen Künstlern als Alibi mißbraucht zu werden, 
daß das, was Du sagst, mit einem gewissen Kopf- 
nicken, sofern es den östlichen Bereich betrifft, hin- 
genommen wird; und was in den eigenen Bereich 
hineingeht, da wird man sehr rasch mit dem Relati- 
vieren anfangen, wenig wird übrigleiben, allenfalls 
der Hinweis, aber was wollt Ihr denn überhaupt, 
wir haben sogar die Künstler nach Florenz eingela- 
den und sie konnten frei ihre Meinung sagen. Die 
Europapolitik stand während der letzten zehn Jahre 
im Windschatten anderer Ereignisse. Man gab dem 
Europarat sehr wenig Chancen. Ist es aber nicht so, 
daß gerade Ihrem Gremium nun zu Beginn einer 
neuen politischen Periode, eine besondere Bedeu- 
tung zukommt? Ich wünschte mir besonders für den 
Deutschen Bundestag, daß der Anteil von Parla- 
mentariern, Arbeitsanteil, in diesem Gremium zu- 
nehmen möge. Das gilt natürlich auch für andere 
Länder. Denn der Europarat wird neue und über- 
greifende Funktionen bekommen. Fragen europä- 
ischer Ordnung wie z. B. die der Kulturpolitik wer- 
den hier vorgeklärt werden müssen. Aber gleichzei- 
tig — und ich glaube, ich sage Ihnen nichts Neues 
— zeigt sich natürlich auch, daß dieses Gremium, 
der Europarat, von politischer Ohnmacht gezeich- 
net ist. Ich habe Ihre Einladung gerne angenom- 
men, ich bin von mir aus bereit, das Gespräch fort- 
zusetzen, nur um eins bitte ich Sie, benutzen Sie 
uns Künstler mit all unseren Widersprüchen nicht 
als Alibi für Ihre politische Ohnmacht. Ich danke 
Ihnen. 

Kahn- Ackermann (SPD): Herr Grass, ich möchte 
Ihnen noch einmal danken und Sie können die Ge- 
wißheit mitnehmen, daß wir weder Sie noch irgend- 
einen anderen Künstler als Alibi herzunehmen 
brauchen, nämlich deswegen, weil genau das zu- 
trifft, was Sie gesagt haben, Verantwortung tragen 
wir alle, jeder für sich selbst, aber wir sind natür- 
lich — sie haben es sehr kraß gesagt, wird sind ein 
politisch machtloses Gremium in dem Sinn, daß wir 
keine Entscheidungen herbeiführen können. Wir 
können höchstens Anstöße für unsere nationalen 
Parlamente geben, und was Sie eben über die neue 


Rolle des Europarates gesagt haben, ist eine Ange- 
legenheit, die uns seit fast einem Jahr sehr intensiv 
beschäftigt — zudem kann ich Ihnen versichern, es 
beschäftigt Gott sei Dank auch einige unserer Mit- 
gliedsregierungen sehr intensiv und ich habe des- 
wegen Hoffnung, daß wir hier in Zukunft eine et- 
was größere Rolle spielen können als es in der Ver- 
gangenheit möglich gewesen ist. Da ist die Charta 
der Menschenrechte, und Sie haben darüber heute 
sehr viel gesagt. Rechte, die wir zu verteidigen ha- 
ben und deren Anwendung wir durchzusetzen ha- 
ben und das bedeutet eine Menge. Aber ich kann 
natürlich nicht übersehen, Herr Grass, daß seit Be- 
ginn der sechziger Jahre, seit wir das nukleare 
Gleichgewicht haben, wir alle einer Politik folgen — 
und das wird noch schreckliche Auswirkungen ha- 
ben — , die den Frieden letztlich höher einschätzt als 
die Freiheit. Dafür bezahlen Millionen Mitbürger in 
Europa einen hohen Preis und ich danke Ihnen, daß 
Sie uns daran erinnert haben, daß wir unter diesem 
Motto, unter dem von den Großmächten Politik ge- 
macht wird, nicht vergessen, daß wir weitere Opfer 
auf dem Gebiet der Freiheit bringen und auch dies 
in unseren eigenen Ländern mit dem Hinweis dar- 
auf, daß man in einer Zeit der Entspannung zum 
Ausbau der Friedenspolitik dies und jenes hinneh- 
men müsse. Ich danke Ihnen dafür, weil dies eine 
Dimension ist, die wir so kraß in unsere anfängli- 
chen Überlegungen nicht miteinbezogen haben, 
aber sie wird in den Überlegungen, die wir anstel- 
len müssen, eine größere Rolle spielen. Politisch 
haben unsere französischen Freunde ja immer 
schon ein Veto gegen diese Form des Verhandelns 
der Großmächte eingewandt, nur muß ich in diesem 
Augenblick sagen, ich wäre froh, wenn wir uns in 
anderen Bereichen über das Thema, über das wir 
hier sprechen, manchmal hier näher wären. Ich hof- 
fe das, weil es zur Qualität unserer politischen Ein- 
flußmöglichkeit beitragen würde, wenn gerade von 
dieser Seite die Tore weiter geöffnet würden. Wir 
wären dann nämlich nicht ganz so ohnmächtig wie 
es manchmal den Anschein hat. Ich hoffe im übri- 
gen, daß dieses Gespräch in gewisser Hinsicht auch 
der moralischen Qualität des Europarates dient, in 
dem wir zu einer Aufgabenstellung zurückkehren, 
die uns von Anfang an gesetzt war und die wir 
vielleicht häufig über Tagesfragen übersehen und 
vernachlässigt haben. Dafür gebührt Ihnen und al- 
len, die an der Diskussion teilgenommen haben, 
großer Dank. Manches, was nicht zum Kern der 
Sache gehört, ist in solchen Diskussionen unver- 
meidbar. Doch hinsichtlich der präzisen Fragen, die 
wir uns gestellt haben, nämlich welche Rolle spielt 
der Künstler heute in der Gesellschaft, welche ge- 
sellschaftliche Funktion hat Kunst, haben wir in 
diesem Gespräch sicherlich einen Schritt zu größe- 
rer Einsicht getan. Lösbar ist sowas auf Anhieb nie, 
aber derartige Einsichten tragen -dazu bei, daß wir 
in der demokratischen Gesellschaft uns darum be- 
mühen, die vorhandenen Probleme besser zu lösen 
als dies in der Vergangenheit der Fall gewesen ist. 
Herr Vorsitzender, ich glaube, wir sollten im Inter- 
esse der Sache jetzt gleich Herrn Piovene das Wort 
geben, weil sein Thema inhaltlich doch an- 
schließt. 
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Tagesordnungspunkt: 

Die Notwendigkeit der Ausdrucksfreiheit 

Guido Piovene*): Bevor ich auf die Notwen- 
digkeit der Ausdrucksfreiheit zu sprechen komme, 
möchte ich mir selbst eine überaus heikle Kernfra- 
ge stellen: ist die Ausdrucksfreiheit wirklich not- 
wendig für uns, oder genauer gesagt, für den Teil 
der Welt, an den unser Schicksal gekettet ist? 

In noch nicht allzu ferner Vergangenheit, wenn- 
gleich diese Vergangenheit infolge des abrupten 
Wandels auf der politischen und moralischen Büh- 
ne doch schon weit entfernt scheint, wurde die 
Freiheit als ausschlaggebendes Argument gegen 
andere politische Systeme benutzt. In Tausenden 
und Abertausenden von Reden, Büchern und Zei- 
tungsartikeln pflegte man die „Freie Welt" im Ver- 
gleich zu der übrigen Welt zu preisen. Wir waren 
uns über unsere Überlegenheit nicht im Zweifel, 
und der Hauptgrund dafür war natürlich die Frei- 
heit. Zwar wurde der Begriff Freiheit ganz allge- 
mein gebraucht, ohne daß dabei näher spezifiziert 
wurde, um welche Art von Freiheit es sich handel- 
te, wenn wir jedoch noch einmal genauer darüber 
nachdenken, wird uns klar, daß wir damals an eine 
ganz bestimmte Freiheit, nämlich die Ausdrucks- 
freiheit, dachten. Wir fanden es empörend, daß in 
der sozialistischen Welt Künstler und Denker zum 
Schweigen verurteilt wurden und sahen es als Ver- 
brechen an, die Ausdrucksfreiheit zu unterdrük- 
ken. 

Heute scheint das nicht mehr der Fall zu sein. 
Das Argument der Freiheit wird weit weniger häu- 
fig und hitzig benutzt. Es wird zunehmend in den 
Hintergrund verdrängt, und jeder scheint zu sagen, 
daß andere Dinge wichtiger sind. Ich glaube nicht, 
daß Nixon, Brandt oder Pompidou von Gedanken 
an die Ausdrucksfreiheit verfolgt werden, wenn sie 
lächelnd mit Breschnew Konversation betreiben. 
Auf der anderen Seite hat sich jedoch kein Gesin- 
nungswandel vollzogen, und die Verweigerung der 
Ausdrucksfreiheit ist weiterhin die schwächste 
Stelle in der sozialistischen Welt. Also hat sich auf 
unserer Seite etwas geändert. Wir halten uns selbst 
für frei und sind deshalb dem Geschehen woanders 
gleichgültig gegenüber. Meldungen über die Be- 
drängnis von Künstlern und Denkern in der Sowjet- 
union, der CSSR usw. wird auf unserer Seite mit 
Apathie begegnet, die nur manchmal durch einige 
seltene gezwungene Ausbrüche der Entrüstung un- 
terbrochen wird, wenn sich jemand bemüht, mit gu- 
tem Beispiel voranzugehen, und danach gerät die 
Sache wieder in Vergessenheit. Der Fall Solscheni- 
zyn ruft weniger Empörung hervor als der Fall Pa- 
sternak, obwohl er schwerer wiegt. Was ist der 
Grund für diesen Wandel? Hat das Argument der 
Freiheit, das einst von so hohem Klang erfüllt war, 
an Kraft verloren? Zwar hat sich die politische Si- 
tuation geändert, meiner Auffassung nach verblaßt 
jedoch in der gewaltigen, verängstigten und furcht- 
erfüllten Atmosphäre, in der wir alle heute leben, 
die Liebe zur Freiheit, die Notwendigkeit der Frei- 


*) Original italienisch 


heit auch mehr und mehr in unserem Bewußtsein. 
Freiheit läßt keine Liebes- und Haßgefühle mehr 
aufkommen. Sie ist Müdigkeit und Entfremdung ge- 
wichen. Wir glauben zwar noch an sie und halten 
sie noch für „notwendig", jedoch ohne unsere frü- 
here Überzeugung. Die Freiheit ist eine weitver- 
breitete Ware und nicht länger ein Artikel des 
Glaubens. 

Die Freiheit der westlichen Welt und ihre wich- 
tigste Komponente, die Ausdrucksfreiheit, ist von 
der sozialistischen Welt als „bürgerlich" bezeichnet 
worden. Sie kann auch tatsächlich bürgerlich sein, 
aber es ist gewiß nicht die Bürgerlichkeit einiger eu- 
ropäischer Länder, der ich die Verteidigung der Frei- 
heit anvertrauen würde. Ich würde mich dazu nicht 
auf dieses Bürgertum verlassen, das, von einem 
kleinen Kern abgesehen, weder Charakter noch 
Identität besitzt, und nur allzu bereit ist, Ideale, die 
ihm nicht länger sinnvoll erscheinen, über Bord zu 
werfen: das einzige nämlich, was dieses Bürgertum 
unter seinen wechselnden Fahnen einem Chamäle- 
on gleich in einer Weise auszeichnet, daß es sich 
nicht einmal mehr seines Fehlverhaltens bewußt 
ist. Ist die Ausdrucksfreiheit eigentlich noch weiter 
notwendig für diese Menschen, die im allgemeinen 
nicht einmal mehr wissen, wer sie eigentlich 
sind? 

Der Kampf gegen den Faschismus gründete im 
Westen auf Idealvorstellungen, die zwar bereits im 
Schwinden begriffen waren, jedoch noch in die Tat 
umgesetzt wurden. Ich möchte einmal wissen, wie 
viele Philosophen heute noch den Mut hätten, für 
einige überzeugende Thesen über die Freiheit ein- 
zutreten. Im Westen beschäftigt sich unser Denken 
mehr damit, die Grenzen der Freiheit, die starren 
Notwendigkeiten der menschlichen Bestimmung 
und die sozialen und psychologischen Mechanis- 
men hinter unseren Begriffsvorstellungen aufzuzei- 
gen. Man spricht von Modellen, die sich stets selbst 
wiederholen, und dabei jede Veränderung der Rich- 
tung ausschließen und nur Abweichungen gestat- 
ten, und von einer Kultur, deren Worte sich eines 
an das andere reihen, ungeachtet des Willens des 
Menschen, eines in sich begrenzten Wesens. Die 
westliche Kultur ist stark vom Nihilismus durch- 
setzt. Ich bin nicht der erste, der feststellt, daß kein 
Denker uns eine neue annehmbare Vorstellung von 
Freiheit gegeben hat, die diese Einschränkungen 
überwindet und auf unsere Kultur zugeschnitten ist 
und uns „unser" Modell des freien Menschen über- 
mittelt. In unserem Denken steht nicht die Freiheit, 
sondern die Notwendigkeit an erster Stelle, oder 
die Suche nach sonstigen Wertvorstellungen. Ich 
würde nicht meinen, daß die Freiheitsliebe bei den 
heutigen Denkern auf fruchtbaren Boden fällt. Was 
sie uns geben können, ist höchstens eine mühsame 
Freiheit, zerstückelt und unvollständig, eine Frei- 
heit, die ständig erklärt und definiert werden muß, 
eine kränkelnde Freiheit. 

Wenn ich jedoch diesen philosophischen Hinter- 
grund beiseite lasse, finde ich, daß die den Völ- 
kern Osteuropas (und ich denke dabei hauptsäch- 
lich an das größte) gestattete geringe Ausdrucks- 
freiheit eine große Anzahl von Westeuropäern 
nicht daran hindert, nicht nur zu versuchen, mit ih- 
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nen Vereinbarungen zu treffen, die überwiegend 
von praktischen Überlegungen geleitet werden, 
sondern auch davon, sie zu lobpreisen, zu bewun- 
dern und sie sogar für besser zu halten als uns. 
Heute werden immer wieder gewisse Argumente 
gegen die westliche Freiheit ins Spiel gebracht. Es 
gibt Leute, die zu glauben vorgeben, daß die Aus- 
diucksfreiheit in den Ländern, die sie nicht kennen, 
bald wieder hergestellt wird, das ist jedoch reine 
Heuchelei, und es wäre besser, wenn sie sagten, es 
sei ihnen egal. Ich möchte klarstellen, daß ich mich 
nicht über -die Ausdrucksfreiheit, wie ich sie zur 
Zeit in unseren Ländern sehe, beklage. Sie besteht 
heutzutage ganz eindeutig, ich möchte meinen, ein- 
deutiger, als wir es verdienen. Was ich fürchte, ist 
vielmehr die Verfremdung und der Vertrauens- 
schwund, die ich in den Herzen der Menschen fest- 
stellen kann. Ich möchte nicht, daß die Ausdrucks- 
freiheit in unseren Ländern einem von starker Hit- 
ze verbrannten Knochen gleicht, der zwar ganz und 
unversehrt erscheint, doch bei der geringsten Be- 
rührung in sich zusammenfällt. Ich fürchte, daß die 
Öffentlichkeit die Freiheit als Zierde und nicht als 
„Notwendigkeit" ansieht. Die Notwendigkeit der 
Freiheit kann nicht durch Argumentation bewiesen 
werden. Sie ist eine Tatsache: es gilbt sie entweder 
oder es gibt sie nicht. Es wäre leere Rhetorik, woll- 
te man diese Notwendigkeit nur deswegen feierlich 
behaupten, um die Antwort zu bekommen, daß eine 
Notwendigkeit möglicherweise besteht, wir sie 
aber nicht spüren. 

Darauf mag entgegnet werden, daß die Aus- 
drucksfreiheit im Westen so stark empfunden wird, 
daß überall gekämpft wird, um sie noch zu erwei- 
tern. Und zwar werden diese Kämpfe an drei Fron- 
ten ausgetragen. 

Die erste Angriffslinie richtet sich gegen die Kul- 
turindustrie, die autoritäre Auswahl der Verleger, 
die Unterwerfung von Zeitungen unter die Wirt- 
schaft und die des Fernsehens unter die Politik, ge- 
gen alles, was von oben kontrolliert und geregelt 
werden kann, und wobei das Ziel eine Kontrolle 
durch diejenigen ist, die für die Massenmedien ver- 
antwortlich sind. 

Die zweite Angriffslinie richtet sich gegen Tabus 
aller Art und gegen jede Einschränkung der Aus- 
drucksfreiheit im Namen von Gefahren, denen die 
Gesellschaft möglicherweise ausgesetzt ist, oder im 
Namen der allgemeinen Moral. Sie richtet sich ge- 
gen jede Form der Zensur oder Selbst-Zensur infol- 
ge von Gesetzen oder Traditionen. Die Autorität 
wird überall angegriffen, die menschliche Privat- 
sphäre, die einst davon ausgenommen war, wird 
nun breitgetreten und jeder Aspekt der Sexualität 
und der Kriminalpathologie veröffentlicht. In eini- 
gen Ländern ist die Pornographie legalisiert wor- 
den. Hier wenigstens sind wir das genaue Gegen- 
teil der sozialistischen Staaten. Wie kann behaup- 
tet werden, daß wir nicht die Notwendigkeit der 
Ausdrucksfreiheit empfinden, wenn alles, worüber 
wir sprechen, heilige Kühe vernichtet, Mythen ent- 
schleiert, Tabus zerstört und wir dabei ein Vokabu- 
lar benutzen, das war etwa stilisiert ist und sich 
stets der gleichen Begriffe bedient, jedoch nicht 
minder heftig ist? Fast alles ist in dieser Richtung 


erreicht worden, abgesehen von einigen unglückli- 
chen Fällen, in denen es dem Gesetzgeber nicht ge- 
lungen ist, sich den wandelnden Zeiten anzupassen. 

Das dritte Ziel besteht insbesondere in den Verei- 
nigten Staaten darin, Vorgänge, die bisher von de- 
nen, die die Macht besitzen, geheimgehalten wur- 
den, zu erfahren und notfalls aufzudecken. Aber die- 
se Aussichten auf derartige Bestrebungen zur abso- 
luten Freiheit beruhigen mich nicht. Ich hege ganz 
sicherlich keine Vorliebe für die Kulturindustrie und 
die Macht des Kapitals über die Kultur und würde 
das gerne unterbunden sehen. Aber in den sozialis- 
tischen Ländern, wo diese Macht beseitigt worden 
ist, ist die Ausdrucksfreiheit wie bereits gesagt, 
noch immer der schwächste Punkt des Systems. 
Schriftsteller und Künstler werden kontrolliert, was 
in der Praxis eine Kontrolle durch die Partei, die 
Bürokratie und eine Reihe von zweitklassisgen 
Schreiberlingen oder Fanatikern bedeutet. Es sind 
nämlich immer die mittelmäßigen Schreiberlinge 
und Fanatiker, die in solchen Fällen die Kontrolle 
übernehmen, — wer befreit uns von den Befreiten? 

Was das Zerstören von Tabus angeht, habe ich 
keinesfalls die Absicht, die klassische aber nicht 
mehr zeitgemäße Unterscheidung zwischen Freiheit 
und Freiheit, Freiheit und Erlaubnis usw. zu ma- 
chen. Ich möchte statt dessen darauf hinweisen, 
daß die Befreiungsbewegungen selbst von Parolen, 
vom steifen Konformismus, einer furchterfüllten 
Uniformität der Sprache und einer kollektiven Dis- 
ziplin, die keine Ausnahmen duldet, beherrscht 
werden. Sie sind deswegen durchaus vereinbar mit 
einer Gleichgültigkeit gegenüber der Freiheit, die 
zu unerwarteten Umkehrungen führen und repressi- 
ve Systeme anerkennen kann. 

Es ist sicherlich von großem Wert, die Geheim- 
nisse hinter dem Tun derjenigen, die an der Macht 
sind, zu kennen und protestieren zu können, es 
kann jedoch Fälle geben, in denen es den Zeitun- 
gen gelingt, die Mächtigen ins Gefängnis zu schik- 
ken, ohne daß sie dadurch den Weg zur echten 
Freiheit pflastern bzw. gepflastert haben. 

Ich sehe mit Sorge die durchdringende, bewußte 
Kompromißlosigkeit und den echten ideologischen 
Terror, der sich in vielen Aspekten unserer Kultur 
zeigt. Es scheint, daß heute kulturelle Schlachten 
auf dem Schlachtfeld gewonnen oder verloren wer- 
den, wobei die Gewinner die Gesetze für die Ver- 
lierer und die unerbittlichen Regeln für das „In" 
und „Out"-Sein festlegen. Die Komponente der Ge- 
walt war von jeher im geistigen Leben gegenwär- 
tig. Nur naive Gemüter glauben, daß Gedanken 
sanftmütig und milde sind. Sie können jedoch ge- 
mäßigt werden. Es gibt einen gewissen Grad von 
Gewalt, und sei es nur in ethischer Hinsicht, um 
nicht vom „Scheiterhaufen" zu sprechen, den gei- 
stiges Leben nicht ertragen kann. In einer Gesell- 
schaft wie der unsrigen, die überwiegend aus ver- 
schreckten Menschen besteht, scheinen die Intel- 
lektuellen, von wenigen Ausnahmen abgesehen, am 
verschrecktesten zu sein. Als Intellektuellen, ein 
Terminus, der heute nicht mehr populär und zuneh- 
mend ungewiß zu definieren ist, bezeichne ich eine 
Person, deren Beruf es mit sich bringt, daß sie öf- 
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fentlich ihre Gedanken äußert und deren Gedanken 
von der Notwendigkeit getragen werden, veröffent- 
licht zu werden. Politikern ist stets das Recht auf 
Zurückhaltung gewährt worden und sogar bis zu 
einem gewissen Grade das Recht, auf Schutzlügen 
zurückzugreifen, weil für sie Worte um des Han- 
delns willen benutzt werden, und für sich selbst ge- 
sehen wenig Bedeutung haben, (Sie haben deshalb 
auch ein Recht auf Gemeinplätze.) Andererseits 
hängen Wert und Wahrheit derjenigen, die ich als 
Intellektuelle bezeichnet habe, voll und ganz vom 
Ausdruck ab. Ein Schriftsteller, der das, was er 
denkt, nicht zu Papier bringt, und zwar uneinge- 
schränkt und zu jeder Zeit, hat seine Daseinsbe- 
rechtigung verloren, und wir haben nicht länger 
Verwendung für ihn. Die „Intellektuellen" sind des- 
halb verwundbarer als die gewöhnlichen Men- 
schen, da sie die einzigen sind, die sich nicht da- 
durch schützen können, daß sie den Mund halten. 
Kein Wunder, daß sie schließlich das glauben, was 
ihnen die Billigung der Kulturaktivisten sichert. 
Oder daß sie aus der Notwendigkeit eine Tugend 
machen, über die Regeln des Katechismus, die tra- 
ditionellen Verbeugungen, Ausschlüsse, Regeln und 
obligatorischen Ausdrücke der Entrüstung, steuern 
selbst diejenigen, die Originalität erlangen, einen 
Zickzackkurs wie ein Slalomläufer. Die Ausdrucks- 
freiheit wird nicht nur da getötet, wo sie gesetzlich 
oder vom Staat verboten wird, sondern auch dort, 
wo der Preis für ihre Ausübung so hoch ist, daß nur 
wenige sie sich leisten können. So ist der Trend im 
Westen. Ein Mann, der frei bleibt und deswegen 
leidet, hat noch nicht einmal den Trost, ein Märty- 
rer zu sein. 

Ich frage mich, ob die Ausdrucksfreiheit nicht 
auch in unseren Ländern ein empfindliches oder 
nur scheinbar wachsendes aber unwirkliches 
Pflänzchen ist, wie eine Palme in der Wüste, Teil 
einer Fata Morgana, die wieder verschwindet. Und 
so lassen Sie mich die Frage ganz offen ausspre- 
chen: hat es in unserer gewalttätigen, in Aufruhr 
geratenen westlichen Welt wirklich noch Sinn, zu 
sagen, daß die Ausdrucksfreiheit eine allgemeine 
„Notwendigkeit" ist? 

Ich muß zugeben, hier selber nicht recht weiter 
zu wissen. Ich bin nicht das, was man einen Gläu- 
bigen nennt. Ich zweifle ganz offen daran, ob wir 
uns in Richtung auf eine freiere Zukunft bewegen. 
Die immer größeren Menschenmassen, die ausgebil- 
det werden müssen, der immer größere Vorrang der 
öffentlichen über die individuellen und privaten Be- 
dürfnisse, das Eindringen der Politik in alle Berei- 
che, das im gedanklichen Bereich praktisch keinen 
Platz mehr für irgend etwas anderes läßt, ununter- 
brochene Klassenkonflikte und andere Entwicklun- 
gen, deren Ende noch nicht abzusehen ist, das alles 
bedeutet, daß die dornigen Probleme der Freiheit 
vernachlässigt, heruntergespielt oder verfälscht 
werden. Auch in der Vergangenheit hatte es die 
Ausdrucksfreiheit zu Zeiten der Revolution nicht 
immer leicht, und andere Dinge, andere Formen der 
Freiheit, wurden mehr angestrebt. Ich selbst habe 
mehr als einmal geschrieben, daß wir vielleicht 
eher in ein Zeitalter der persönlichen als politi- 
schen Freiheit eintreten (ich habe sogar davon ge- 


sprochen, daß einige an ein Wideraufleben des My- 
thos des blinden Homer glauben), ein Zeitalter der 
„geistigen Klausur", in dem wir eine besondere 
Form der Freiheit pflegen können, die zu den Ge- 
danken und Notwendigkeiten kollektiver Systeme 
parallel läuft aber nicht zwangsläufig mit ihnen 
kollidiert. Die Ausdrucksfreiheit wurde noch nie 
ungehindert verbreitet, ausgenommen in besonde- 
res günstigen Zeiten. Vielleicht sprechen wir des- 
halb in Europa soviel von Ausdrucksfreiheit, weil 
wir gerade einen dieser Zeitabschnitte zurückgelegt 
haben, in denen — ■ unglaubliche Vorstellung — sie 
für immer vorgeherrscht zu haben schien. Die Aus- 
drucksfreiheit hat tragischen und nicht idyllischen 
Charakter. Sie ist tragisch deswegen, weil es noch 
nie eine Zeit oder eine Gesellschaft gegeben hat, in 
der entweder eine Mehrheit oder eine Minderheit 
nicht versucht haben, sie abzuschaffen; weil sie 
von allen Arten der Freiheit diejenige ist, die am 
meisten Feindseligkeit entstehen läßt, und weil sie 
nicht aus rationellen Beweggründen sondern aus 
Gefühlen der Angst, des Ehrgeizes und der Rache 
angegriffen wird. Auf lange Sicht erleidet jedes po- 
litisches System durch die Unterdrückung dieser 
Freiheit Schaden, und gerade in diesen Tagen sind 
wir Zeuge, wie altehrwürdig religiöse Institutionen, 
die an den Erfolgsgedanken gewöhnt sind, den ver- 
heerenden Preis für jahrhundertealte Unterdrük- 
kung zahlen. 

Abgesehen vom Gewinn und Verlust bedeuten 
ernsthafte Beschränkungen der Ausdrucksfreiheit 
für jedes Regime eine sinnlose intellektuelle Er- 
niedrigung, deren es sich leider oft nicht bewußt 
wird. Wir sehen uns ständig der Tatsache gegen- 
über, daß gewisse Gesellschaften erhebliche Zeit 
wachsen und gedeihen können, und sogar stolz auf 
sich sind, während gleichzeitig eine derartige Er- 
niedrigung besteht. Soweit wir auch die Erziehung, 
im Rahmen der Demokratie, auf eine wachsende 
Anzahl von Menschen ausdehnen, wieviel Kultur 
auch Massenkultur genannt wird, die Ausdrucks- 
freiheit wird niemals von der Mehrheit so stark 
empfunden wie vom Philosophen, Dichter oder 
Künstler. Sie wird somit wahrscheinlich nicht ihren 
tragischen Charakter verlieren. 

Wenn wir sagen, daß Ausdrucksfreiheit notwen- 
dig sei, beziehen wir uns auf eine Notwendigkeit, 
die der entspricht, die wir Notwendigkeit der Philo- 
sophie oder Dichtkunst nennen. 

Die Ausdrucksfreiheit, die zusammen mit kriti- 
scher Kontrolle täglich die Handlungen der Politi- 
ker begleitet, ist sicherlich überaus wertvoll, je- 
doch liegen nicht hier ihre Grundlagen, Ich denke 
eher an solche Werke der Dichtkunst und des Den- 
kens, die keine unmittelbare oder offensichtliche 
Auswirkung auf das politische Geschehen haben. 
Die Gewohnheit, jedermann, sogar die Dichter, zu 
drängen, ihre Werke politischer auszurichten, ist 
einer der großen Fehler unserer Zeit. Es ist viel- 
mehr dann, wenn solche Werke die normalen poli- 
tischen Wertmaßstäbe herausfordern, daß sie den 
Politikern und ihrer Regierungsweise zugute kom- 
men. Sie dienen dann als Mahnung aus einer ande- 
ren Welt hinsichtlich der Grenzen der Politik. Die 
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Grundlage der Ausdrucksfreiheit ist das Bewußt- 
sein, auch bei den Politikern, daß Politik nicht alles 
im Leben bedeutet und daß menschliches Leben 
mehr als eine Dimension hat. Ein Mensch, der 
nichts als ein „zoon politikon" ist, ist eindimensio- 
nal, und es fehlt ihm deshalb an moralischer Sub- 
stanz. Die freien Worte der Dichtkunst und des 
Denkens dienen hierzu als Mahnung. Sie tun das 
um so wirkungsvoller, als sie mit den herrschenden 
Ideologien nichts gemeinsam haben und vom „Zeit- 
geist", den Goethe als schrecklich bezeichnet hat, 
nicht geblendet werden. Wer glaubt, daß Politik al- 
les bedeutet, pflastert bereits den Weg zum Ende 
der Ausdrucksfreiheit. Die empfindlichsten und am 
sorgfältigsten gehegtesten Formen dieser Freiheit 
gehen ein in einer völlig politischen Welt, dem 
Äquivalent zu einer äußerlich kriegerischen Welt 
in barbarischen Zeiten. 

Die Kunst als menschliche Fähigkeit, die je nach 
Fall sich entfalten oder verkümmern kann, spielt 
bei der Ausdrucksfreiheit eine entscheidende Rolle. 
Das innere Gefühl der Freiheit ist künstlerischer 
Natur. Philosophien, die den Freiheitsgedanken 
hoch geehrt haben, haben der Kunst einen bedeu- 
tenden Platz als Notwendigkeit und Gewinn für 
den Menschen zugewiesen, das Gegenteil ist der 
Fall bei Philosophien, die der Freiheit nur wenig 
Raum lassen. Eine Philosophie der Freiheit bedeu- 
tet auch eine Philosophie der Kunst, und ein inne- 
res Gefühl der Freiheit ist für den Künstler, selbst 
wenn sein Erfolg nur mittelmäßig ist, die größte Be- 
lohnung. Die Förderung künstlerischen Empfindens 
und des Bewußtseins seiner Unabhängigkeit ist ein 
Bollwerk der Freiheit, das heute nur allzu vernach- 
lässigt wird. 

Es darf jedoch keine Kunst sein, die Funktionen 
erfüllen soll, für die sie nicht geeignet ist. Die be- 
ste Definition der Kunst, die ich kenne und die am 
besten in unser organisches Leben paßt, gab im 
17. Jahrhundert der wenig bekannte italienische 
Philosoph Gravina. Er bezeichnete die Kunst als 
„Traum, der in Gegenwart der Vernunft erfüllt 
wird". Die Kunst hat eine soziale Funktion, die 
dazu bestimmt ist, der Gesellschaft leuchtende 
Träume der verschiedensten Art vorzustellen und 
sie zu zwingen, darauf zu reagieren. Die Gesund- 
heit der Gesellschaft hängt von diesen Träumen ab, 
genau so wie jeder Mensch die nächtlichen Träume 
zum Ausgleich seines Nervensystems braucht. 
Auch aus diesem Grund ist es absurd, die künstleri- 
sche Ausdrucksfreiheit einzuschränken. Träume wi- 
dersetzen sich jeglicher Kontrolle und haben eine 
eigene Wahrheit. Ihre Bedeutung mißt sich nicht 
nach normalen Maßstäben, und ihre Auswirkungen 
sind unvorhersehbar. In diesem Zusammenhang 
wird völlig klar, daß die Unterdrückung der Aus- 
drucksfreiheit ein emotionaler und kein rationaler 
Akt ist. Niemand, nicht einmal der Künstler selbst, 
kann die Auswirkung eines Kunstwerks auf die Öf- 
fentlichkeit Voraussagen, geschweige denn ein 
Staat oder die Parteibürokratie. 

Lassen Sie mich ein Beispiel anführen. Welche 
Werke von Dichtern oder Romanschriftstellern sind 
der Sowjetunion in den letzten Jahren am meisten 


zugute gekommen. Gerade die Werke, die verbannt 
sind oder wurden und angeklagt werden, der So- 
wjetunion zu schaden oder sie zu diffamieren. — Die 
Werke von Bulgakow, Pasternak, Solschenizyn 
und einer Reihe anderer. Sie sind die wahren Bot- 
schafter ihres Landes. Was wir in ihnen fanden, wa- 
ren weniger Gründe, ihr Land zu verdammen, als 
vielmehr dafür, es liebenswert zu finden und seine 
Vorstellungsfähigkeit und Schöpferkraft zu bewun- 
dern. Die pflichtgetreuen Werke der Propaganda 
erzielen bei uns, sollten wir zufällig welche lesen, 
die gegenteilige Wirkung. 

Ich halte daher die Ausdrucksfreiheit für ein tra- 
gisches Gut, das heute von allen Seiten gedroht 
wird und das künstlerische Empfinden für einen sei- 
ner Hauptverbündeten. Ich verabscheue gewisse 
polemische Definitionen wie die „Freie Welt", 
wenn die Freiheit überall auf dem Spiel steht. Ich 
glaube nicht, daß es die Aufgabe Westeuropas ist, 
den Sozialismus zu bekämpfen, und sei es nur des- 
wegen, weil ich diese Schlacht bereits für verloren 
halte. Es ist nicht unwahrscheinlich, daß unsere ei- 
genen Länder in einer unvorhersehbaren Form so- 
zialistisch werden. Ich habe von der Ausdrucksfrei- 
heit gesprochen, weil in ihr das Wesen der Freiheit 
selbst begründet ist. Einige der von der liberalen 
Welt übernommenen sonstigen Freiheiten interes- 
sieren mich weniger, und andere widern mich gera- 
dezu an, wie diejenigen, die die schwächsten und 
ungerechtesten Stellen unseres politischen Systems 
kennzeichnen. Ich kann der Vorstellung, daß die 
Freiheiten alle miteinander verbunden und alle von 
gleicher Art sind, nicht zustimmen. Ich kann nicht 
billigen, daß die Verteidigung der Ausdrucksfrei- 
heit die Verteidigung unterschiedlicher Interessen 
verdeckt. Und gerade weil ich glaube, daß der So- 
zialismus in Westeuropa die überhand gewinnen 
wird, glaube ich, daß die Ausdrucksfreiheit um so 
zäher verteidigt werden und von ihren lärmenden 
Surrogaten und falschen Interpretationen, ein- 
schließlich der sozialistischer Herkunft, ferngehal- 
ten werden muß. Ich weiß nicht, ob Westeuropa 
weiterhin stark genug und willens ist, die rauhen 
Seiten des Sozialismus abzuglätten, aber das ist 
meiner Meinung nach seine wahre Aufgabe. Wenn 
ihm das nicht gelingt, oder wenn es das nicht 
wünscht, hat es versagt. Es wird dabei hoffentlich 
von seiner unwiderstehlichen Tendenz unterstützt, 
die absoluten Wahrheiten und den allumfassenden 
Glauben abzulehnen. 

Wir müssen uns jedoch vergegenwärtigen, daß 
die Ausdrucksfreiheit, die wir verteidigen, weniger 
reizvoll sein wird als zu Zeiten des liberalen Euro- 
pa unserer Väter. Wir erwarten keine neue „belle 
epoque". Unsere Freiheit wird eine harte, rauhe 
und respektlose Freiheit sein, die uns über dem Ab- 
grund hält, den bittersten Wahrheiten ausgesetzt 
und dem gleißenden Tageslicht verdammt. Die mo- 
derne Welt bietet keine halben Lösungen, keinen 
Mittelweg. Die einzige Alternative zu einer blen- 
denden Lichtflut ist die Heimlichtuerei, das Schwei- 
gen, ein falscher Optimismus und die Maske der 
Heuchelei. Setzen wir uns ein für eine Welt der 
Ausdrucksfreiheit, müssen wir uns damit abfinden, 
daß das eine grausame Welt sein kann. 
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Samstag, den 30. Juni 1973 


T agesordnungspunkt : 

Schutz und Grenzen der Ausdrucksfreiheit 
des Künstlers in der europäischen Gesellschaft 

Prof, Rene- Jean Dupuy:*) Im Laufe einer 
Ansprache vor der Nationalversammlung erklärte 
der französische Kultusminister Maurice Druon am 
23. Mai 1973, „die Ausdrucksfreiheit ist Teil der 
Größe und der Knechtschaft der Demokratie"'. 

So unabdingbar wie gleichzeitig nur mühsam un- 
eingeschränkt zu verwirklichen, beruht die Aus- 
drucksfreiheit wie alle öffentlichen Freiheiten, auf 
dem Gleichgewicht zwischen ihrem Schutz und ih- 
ren Grenzen, dieses Gleichgewicht ist jedoch be- 
sonders schwierig herzustellen, da es dynamischer 
Art ist: von einer Reihe von Grundsätzen für die 
großen Richtungen einmal abgesehen, erfordert die 
politische und wirtschaftliche Entwicklung der Ge- 
sellschaft eine beständige Anpassung, die politisch 
gesehen der Tendenz zu steigenden staatlichen Ein- 
griffen wie technologisch gesehen, der Ausdehnung 
der Massenmedien Rechnung trägt. 

Dagegen sollte der Jurist durch eine realistische 
Suche nach der positiven Rechtslage zum Schutz 
der Ausdrucksfreiheit beitragen. Hier ist nun eine 
erste ermutigende Bilanz festzustellen: die Aus- 
drucksfreiheit wird in allen völkerrechtlichen Ver- 
trägen über die Menschenrechte genannt: bei den 
Vereinten Nationen findet man sie in den Arti- 
keln 19 der allgemeinen Erklärung und der Konven- 
tion über die staatsbürgerlichen und politischen 
Rechte; was den amerikanischen Kontinent anbe- 
trifft, steht sie in Art. 13 der Konvention vom 
22. November 1969, der 12 latein-amerikanische 
Staaten beigetreten sind, in der katholischen Kir- 
chenordnung wird sie in der Enzyklika Pacem in 
Terris genannt. Dieser Grundsatz von weltweiter 
Tragweite wurzelt in der liberalen europäischen 
Tradition, und man würde sich nicht wundern, 
wenn er in Art. 10 der Konvention von Rom aufge- 
stellt würde. Daher hat der Generaldirektor der 
Unesco, Rene Maheu, bei der zwischenstaatlichen 
Konferenz über europäische Kulturpolitik in Hel- 
sinki festgestellt, daß die Kultur ein wichtiger Teil 
des wirtschaftlichen und politischen Aufbaus sei, 
der die europäische Zusammenarbeit belebe, übri- 
gens ist bemerkenswerterweise festzustellen, daß, 
wenn es in den europäischen Ländern Probleme in 
Zusammenhang mit der Ausdrucksfreiheit des 
Künstlers gegeben hat, unserem Wissen nach kein 
einziger Fall, der damit direkt in Zusammenhang 
gestanden hätte, vor die Europäische Menschen- 
rechtskommission gebracht worden ist. Das heißt, 
daß die Ausübung der Ausdrucksfreiheit in den eu- 
ropäischen Staaten, die die Konvention unter- 
zeichnet haben, für die Künstler mit keinen großen 
Schwierigkeiten verbunden ist. Die Frage ist den- 
noch nicht ganz so einfach, und eine erste Untersu- 
chung über die Doppeldeutigkeit des Begriffs 

•) Original französisch 


„Künstler" rückt die verschiedenen und manchmal 
widersprüchlichen Aspekte der Ausdrucksfreiheit 
ins rechte Licht. 

A. Die Doppeldeutigkeit des Begriffs „Künstler“ 

Der zweite Ausschuß der Konferenz von Helsinki 
hat hervorgehoben, wie wichtig es sei, eine Defini- 
tion des Begriffs „Künstler" zu finden, obwohl ihm 
das selbst nicht möglich war. Ohne behaupten zu 
wollen, zu einem besseren Ergebnis zu gelangen, 
kann man vielleicht versuchen, den Begriff anhand 
seiner verschiedenen Bedeutungen zu definieren, 
indem man eine Abstufung vom Einzelnen außer- 
halb des Gemeinwesens bis hin zum Bürger, der 
sich zu künstlerischem Schaffen berufen fühlt, vor- 
nimmt. 

1. Die Freiheit künstlerischen Schaffens 

Die künstlerische Tätigkeit versucht, einem Ideal 
Ausdruck zu verleihen. Die Grenzen zwischen ei- 
nem Künstler und einem Nicht-Künstler sind 
manchmal selbst bei einem bestimmten Beruf 
schwer zu ziehen. Somit hat jener Journalist, der 
sich auf eine getreue Wiedergabe der Fakten be- 
schränkt, keinen Anspruch auf den Titel Künstler, 
während er dem seiner Kollegen zusteht, der das 
Weltgeschehen mit einem schöpferischen Eigenbei- 
trag schmückt. Balzac trägt vielleicht zur Differen- 
zierung des Künstlers bei, wenn er sagt: „der Auf- 
trag der Kunst besteht nicht darin, die Natur wie- 
derzugeben, sondern sie ausdzudrücken". Weiterge- 
hend kann man mit Malraux sagen, daß die Kunst 
nicht die Imitation der Natur, sondern ihr Rivale 
ist. 

Innerhalb derjenigen, die für sich die Ausdrucks- 
freiheit in Anspruch nehmen, nimmt der Künstler 
eine bevorzugte Stellung ein: er kann nur in Frei- 
heit leben und sich entfalten. An der Quelle litera- 
rischen Schaffens steht, was Gustave Moreau „die 
Freiheit des inneren Gefühls nannte". Die Kunst und 
insbesondere die derzeitige Kunst ist Gesang oder 
Aufschrei der in Freiheit befindlichen Seele. Jeder 
Künstler ist eine Welt für sich; die Kunst ist seine 
Art, frei zu sein. Daher kommt jene außergewöhnli- 
che Verschiedenheit der kulturellen Werte, die 
Gaston Berger gerne den Werten der technischen 
Zivilisation gegenüberstellte. Während die letztge- 
nannten vereinheitlichenden und Vermassungscha- 
rakter haben, setzen die Kulturwerte Originalität 
voraus: zur gleichen Zeit gemalt, sehen die ölbäu- 
me von Van Gogh anders aus als die von Cezanne, 
Gauguin oder Renoir. 

Das Abendland und insbesondere das der heuti- 
gen Zeit zeichnet sich durch Überbetonung des per- 
sönlichen Bewußtseins des Künstlers aus. Unsere 
Kunst steht in tiefer Beziehung zu unserem Willen, 
frei zu existieren und dabei unsere Verschiedenhei- 
ten zu bestätigen. 

Das zeigt sich um so mehr in der heutigen Kunst, 
als ihre Ausdrucksweisen breiter gefächert sind als 
je zuvor. Während zur Zeit der klassischen Kunst 
vor allem das berücksichtigt wurde, was der Künst- 

b Schlußbericht, op. cit. S. 13 
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1er dargestellt hat, mißt man heute dem mehr Be- 
deutung bei, was er darstellen wollte, das savoir- 
faire ist kein ausschließlicher Bestandteil der Kunst 
mehr. 

Gleichzeitig sind die künstlerischen Formen so 
differenziert geworden, daß sie ein Publikum errei- 
chen, das selbst größer geworden ist und das somit 
verpflichtet wird, an ihrer Ausstrahlung teilzuneh- 
men. 

2. Die Teilnahme an der Kunst 

Die Kultur wird zunehmend weniger als ein ei- 
ner privilegierten Schicht übermitteltes Erbe ver- 
standen, sondern als Gesamtheit von Reichtümern, 
die für die Gesellschaft bestimmt sind. Somit er- 
langt die Ausdrucksfreiheit des Künstlers eine un- 
erhörte neue Bedeutung, sie wird zum Bestandteil 
des Rechts auf Kultur. Daraus folgt, daß die ihr 
geschuldete Achtung nicht nur dem Künstler selbst, 
sondern auch der Gesellschaft zugute kommen 
muß, deren Mitglieder am Leben eines Kunstwerks 
teilnehmen: dieses hat sein eigenes Leben, das es in 
der Inbrunst, der Hingebung, der Begeisterung der 
Menschen führt. Diese Teilnahme kann auf zweier- 
lei Ebenen analysiert werden: 

— Erstens ist festzustellen, daß es in der Präambel 
zur Empfehlung Nr. 12 der Konferenz von Hel- 
sinki heißt, daß „die Freiheit und die Rolle des 
Künstlers eine wachsende Verantwortung ge- 
genüber der Gesellschaft mit sich bringen". Des- 
halb hat die Ausdrucksfreiheit des Künstlers 
nicht mehr als alleinige Zweckbestimmung den 
Schutz eines persönlichen Rechts, sondern sie 
bringt als Bedingung die Teilnahme des Künst- 
lers am gesellschaftlichen Leben mit sich. Die 
Kunst ist der kürzeste Weg von einem Men- 
schen zum anderen. Nun ist für eine moderne 
Gesellschaft, die mit technischen Mitteln über- 
reichlich ausgestattet und von seelischer Ver- 
kümmerung durch die Trennung von der Natur 
bedroht ist, nichts notwendiger für ein überle- 
ben des Geistes als diese Teilnahme an der 
Kunst. Und tatsächlich eröffnen ihr die derzeiti- 
gen künstlerischen Formen, die an das Unbe- 
wußte, das Spontane, das Irrationelle appellie- 
ren, umfangreiche Möglichkeiten. Die Mittel für 
diese Teilnahme, nämlich die Kunstwerke, die 
Gedichte, Romane, Filme, Bilder, die Musik, 
wollen uns nicht verstehen, sondern teilneh- 
menlassen. Die Kunst des Dionysos neigt 
dazu, über die Kunst des Apoll die Oberhand zu 
gewinnen. Je mehr ein Land sich industrialisiert 
und reglementiert, um so mehr bedarf es der 
derzeitigen Kunst als Ausgleich zu dieser tech- 
nisierten Welt. Die Kunst unserer Zeit birgt in 
ihren verschiedenen Formen die Aspekte des 
Feierns und bietet die Möglichkeit, den Gefüh- 
len freien Lauf zu lassen. So zeigt sich ein Über- 
gang von der Freiheit des Künstlers zur Freiheit 
der Menschen. 


Das wurde bei der zwischenstaatlichen UNESCO-Kon- 
ferenz über die institutioneilen, verwaltungstechni- 
schen und finanziellen Aspekte der Kulturpolitik in 
den einzelnen Ländern hervorgehoben (Venedig, 
24. August bis 2. September 1970)! 


— Auf einer zweiten Ebene schlägt die Empfehlung 
Nr. 1 der Konferenz von Helsinki u. a. vor, daß 
die europäischen Staaten „über eine Demokrati- 
sierung der ererbten nationalen oder internatio- 
nalen Kunst hinausgehen und die Kulturdemo- 
kratie fördern, in der ein jeder nicht nur passiv 
aufnehmen, sondern auch aktiv teilnehmen und 
handeln kann". 

Heutzutage ist es möglich, den Bürger selbst mit 
dem Künstler zu identifizieren, mit der Konsequenz, 
daß alle Angriffe gegen die Ausdrucksfreiheit des 
Künstlers als Angriffe gegen die Gesellschaft insge- 
samt angesehen werden. Dialektisch gesehen ist 
dieser fast unbegrenzte Begriff des Künstlers umge- 
kehrt dazu angetan, die Ausdrucksfreiheit zu beein- 
trächtigen, wenn man sie nämlich als soziale Funk- 
tion ansieht, die durch die Zwänge der Gesell- 
schaft, versinnbildlicht durch den Staat und andere 
soziale Kräfte, eingeengt werden kann. 

B. Die dynamische Funktion der künstlerischen 
Ausdrucksfreiheit 

Diese Auswirkungen lassen sich sowohl auf na- 
tionaler wie internationaler Ebene analysieren. 

1. Jede Gesellschaft muß sich anpassen und sich 
erneuern, selbst auf die Gefahr hin, sich dadurch 
einem revolutionären Prozeß auszusetzen, der 
möglicherweise das etablierte System durch Ge- 
walt in Frage stellt. Die schöpferische Tätigkeit 
des Künstlers kann, wenn sie sich in einem frei- 
heitlichen Rahmen entfaltet, dazu beitragen, ein 
soziales Milieu zu erneuern: denn der Künstler 
wird sich nicht darauf beschränken, die derzeiti- 
ge Gesellschaft wiederzugeben, sondern er wird 
sie für die Zukunft vorbereiten. Dieses dynami- 
sche Konzept, das wie eine zu gestaltende Ord- 
nung, wie zu verwirklichendes Werden zu ver- 
stehen ist, ist so in der Enzyklika Pacem in Te- 
ris dargestellt. 

Der Künstler wird durch Tradition und Erneuerung 
angeregt. Er steht im Mittelpunkt einer dialekti- 
schen Spannung zwischen dem Erbe und der Neu- 
entdeckung. So gesehen übt der Künstler einen be- 
freienden Auftrag in bezug auf die im Kollektiv 
verharrenden Menschen aus, er befreit sie von der 
Gewohnheit. Er bringt sogar eine gewisse Unord- 
nung in das Universum der Stilrichtungen und 
Denkweisen, diese Unordnung ist verneinend und 
fruchtbar zugleich. Er schneidet die oberflächlichen 
Strukturen an oder zerstört sie, erweckt jedoch 
versiegte Quellen zu neuem Leben. 

„Die Kunst ist eine wesentliche Ausdrucksmög- 
lichkeit des Menschen — zweifellos solidarischer 
Ausdruck seines gesamten sozialen Gefüges — die 
dennoch ihre Eigenständigkeit fordert" (G. Picon). 
Der Künstler bestätigt die Schwierigkeit des Men- 
schen seiner Zeit, sich der ihn umgebenden Welt 
anzupassen (Cf. der Ekel von Sartre, der Fremde 
von Camus). Diese verbreitete Anfechtung gewähr- 

^) Zu mehr Einzelheiten über die christliche Auffassung 
vgl. „Überlegungen seiner Eminenz Kardinal Maurice 
Roy anläßlich des zehnten Jahrestages der Enzyklika 
Pacem in Terris von Papst Johannes XXIIL, 11. April 
1963 — 11. April 1973", S. 8 ff. 
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leistet eine Art Reformation durch die Kunst, die 
durch Fortschritte auf dem Gebiet des Unterrichts 
und durch die Verbreitung der Kultur wie durch 
die fortschreitende Entwicklung der technischen 
Mittel zur Massenkommunikation gefördert wird. 

Diese Mittel sind sicherlich nicht ohne Gefahren, 
und die Tragweite ihrer Möglichkeiten führt zu ge- 
wissen ihrer Benutzung, insbesondere im Interesse 
des Friedens zwischen den Völkern, auferlegten 
Grenzen. 

2. Der internationale Frieden beschränkt sich nicht 
auf das Fehlen von Krieg, er fordert Verbindun- 
gen zwischen den Völkern, die die Künstler da- 
durch vereinfachen, daß sie einem jeden das 
geistige Kapital jedes Landes übermitteln. In 
seiner Rede in Stockholm bestätigt Alexander 
Solschenizyn, daß die „Weltliteratur in der Lage 
ist, verdichtete Erfahrungswerte von einem Land 
zum anderen zu übermitteln, damit wir nicht 
mehr voneinander getrennt und unsicher sind, 
sondern damit unsere unterschiedlichen Wert- 
maßstäbe zueinander in Beziehung treten kön- 
nen". 

Und die Kunst deckt auch tatsächlich auf, was in 
der Seele eines Jahrhunderts und eines Landes an 
Beständigem, Vertraulichem und Verborgenem ent- 
halten ist. Jedes Kunstwerk ist ebenso vielschichtig 
wie das Zeitalter, das Volk, der einzelne, die es ge- 
schaffen haben, und allen diesen vielschichtigen 
Aspekten fügt es noch sein eigenes Geheimnis hin- 
zu. Auch wenn es nicht in klare Begriffe übertrag- 
bar ist, hat es doch einen Sinn, der ihm seinen Ei- 
gencharakter verleiht und der nicht mit dem ande- 
rer, zu einem anderen Zeitalter, unter einem ande- 
ren Himmel, erarbeiteten Werken verwechselbar 
ist. 

Diese Rolle als Faktor der Verständigung zwi- 
schen den Völkern ist ebenfalls von Dauer und ver- 
einfacht die Beziehungen zwischen den einzelnen 
Generationen. In der Empfehlung Nr. 19 der Konfe- 
renz von Helsinki heißt es, daß die Staaten die kul- 
turelle Zusammenarbeit fördern müssen. Eine Ex- 
trapolation kann dazu führen, eine internationale 
moralische Verpflichtung zur künstlerischen Aus- 
drucksfreiheit anzuerkennen, die auf den von der 
Verständigung zwischen den Völkern zu erwarten- 
den friedlichen Ergebnissen und auf Art. 1 Abs. 3 
der von der UNESCO am 4. November 1966 ange- 
nommenen Erklärung über die Grundsätze der in- 
ternationalen kulturellen Zusammenarbeit beruht, 
in der es heißt, daß die Kulturen Teil des gemeinsa- 
men Erbes der Menschheit sind: die künstlerische 
Ausdrucksfreiheit willkürlich begrenzen zu wollen, 
heißt folglich die ganze Menschheit und nicht nur 
eine Einzelperson oder ein Land zu beeinträchtigen. 
Jedoch ist eine totale Freiheit zweifellos, z. B. im 
Bereich des Films, unzulässig, denn ein Film, der 
exportiert wird, symbolisiert ein Volk. Deshalb 
bestätigt Georges Burdeau in seiner Abhandlung 
über die politischen Freiheiten (L. G. D. J. 1966), 
daß es „ohne soweit zu gehen, 'einen Film zu auf- 
dringlichen Propagandazwecken zu nutzen, uner- 
läßlich ist, daß die Regierung den Export oder die 
Vorführung von solchen Filmen verbieten kann, die 
dazu angetan sind, dem Prestige eines Landes zu 


schaden". Das wirft natürlich das heikle Problem 
der Abgrenzung zwischen Propaganda und dem auf, 
was man als „das Recht jedes Volkes auf Selbstdar- 
stellung bezeichnen kann". Dieses Problem hat üb- 
rigens noch einen anderen Aspekt; die übrigen 
Völker oder Gruppen haben ebenfalls ein Recht 
darauf, den unverbindlichen Klischees zu entgehen, 
und soweit wie möglich in ihrer tatsächlichen We- 
sensart dargestellt zu werden. Die Kunst muß die 
Würde des Menschen und seine Schaffenskraft för- 
dern und deshalb die fremden Kulturen ehren, und 
die Ausdrucksfreiheit des Künstlers muß sich einfü- 
gen in „ce passage de la liberte comme non-domi- 
nation ä la liberte comme plus etre". Den inter- 
nationalen Organisationen kommt auf diesem Ge- 
biet eine besondere Aufgabe zu. 

Der Europarat hat hinsichtlich der Menschen- 
rechte einen gewissen Vorsprung, denn, wie Karel 
Vasek schreibt, ist der Europarat nicht nur eine Or- 
ganisation der Förderung, sondern er hat ebenfalls 
eine Schutzfunktion. Deshalb finden der Schutz und 
die Grenzen der Ausdrucksfreiheit des Künstlers in 
der europäischen Gesellschaft nicht nur auf der 
Ebene der allgemeinen Grundsätze ihren Ausdruck, 
sondern sie werden wohl auch in der Konvention 
von Rom ihren konkreten Niederschlag finden. 

Der Begriff der Ausdrucksfreiheit des Künstlers im 
europäischen System 

Die Ausdrucksfreiheit ist im Rahmen einer alten 
an die liberale Philosophie gebundenen Tradition 
beheimatet. Somit steht sie in Art. 10 der französi- 
schen Erklärung der Menschenrechte, sowie in der 
ersten Äußerung der Amerikanischen Verfassung, 
die im Jahre 1971 erfolgte. Seitdem ist in Europa 
eine Tendenz zur allgemeinen Verbreitung der ver- 
fassungsmäßigen Anerkennung dieser Freiheit fest- 
zustellen. -) 


Ü Vgl. „Die Überlegungen Ihrer Eminenz, Kardinal Mau- 
rice Roy", op. cit. S. 57. 

(A. d. Ü. : Hier dürfte der Übergang von der Freiheit, 
die lediglich den Zustand kennzeichnet, daß Menschen 
nicht mehr beherrscht werden, zu einer Freiheit ge- 
meint sein, die ein erfüllteres Dasein verbürgt. 

-) Vgl. Art. 5 des deutschen Verfassungsgesetzes vom 
23. Mai 1949, Art. 13 der österreichischen Verfassung 
vom 26. Oktober 1955, die Art. 14 und 18 der belgi- 
schen Verfassung vom 7. Februar 1831, Art. 77 der 
dänischen Verfassung vom 5. Juni 1953, Art. 12 der 
spanischen Charta vom 16. Juli 1945, die Präambel der 
französischen Verfassung vom 4. Oktober 1968, Art. 14 
der griechischen Verfassung vom 1. Oktober 1968, 
Art. 10 Abs. 6 (i) der irländischen Verfassung vom 
1. Juli 1937, Art. 72 der italienischen Verfassung vom 
22. Dezember 1947, Art. 40 der Verfassung von Liech- 
tenstein vom 5. Oktober 1921, Art. 24 der luxembur- 
gischen Verfassung vom 17. Oktober 1968, die Art. 23 
der monegassischen Verfassung vom 17. Dezember 
1962, Art. 7 der Verfassung der Niederlande, wieder 
in Kraft gesetzt am 22. Januar 1947, Art. 8 der portu- 
giesischen Verfassung vom 11. April 1933, die Art. 85, 
86 und 10 des Grundgesetzes vom 6. Juni 1809 (vgl. 
auch das Gesetz über die Pressefreiheit vom 15. April 
1949) und Art. 55 der Schweizer Verfassung vom 
29. Mai 1874. 
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Auf Grund dieses gemeinsamen liberalen Ur- 
sprungs steht diese Freiheit in Westeuropa begriffs- 
mäßig im Widerspruch zur Vorstellung der sozialis- 
tischen Länder, und dieser Kontrast zeigt sich ganz 
besonders bei der Ausdrucksfreiheit des Künstlers. 


A. Der Widerspruch zwischen dem liberalen und 
dem sozialistischen Konzept 

Schon in der Antike stellte Plato die Frage nach 
dem Platz des Künstlers in der Gesellschaft: „sollte 
man nicht die Dichter aus der Stadtgemeinschaft 
verjagen, gerade weil die Dichter antisoziale We- 
sen sind?" Man sollte sich wirklich fragen, ob die 
Kunst nicht aufgrund ihrer Berufung zur Ernennung 
und zum Schöpferischen vielmehr in Widerspruch 
zur Gesellschaft steht, statt in Einklang mit der 
staatlichen Gewalt. Die westliche und die sozialisti- 
sche Gesellschaft, die sich bei der Konferenz von 
Helsinki zwar bewußt waren, dem gleichen kultu- 
rellen Europa anzugehören, gehen in ihren Auffas- 
sungen über den Begriff der Ausdrucksfreiheit wie 
hinsichtlich ihrer Grenzen grundsätzlich auseinan- 
der. 

1. Der Begriff der Ausdrucksfreiheit des Künstlers 

In ihren allgemeinen Vorstellungen von den 
Menschenrechten setzt die westliche Gesellschaft 
den Akzent auf die Freiheit der menschlichen Per- 
son in ihren Beziehungen zum Staat, während die 
sozialistische Gesellschaft diese Freiheit als Funk- 
tion der einzelnen Pflichten gegenüber Staat und 
Gemeinwesen ansieht. 

Deshalb definiert die sozialistische Ideologie die 
Freiheit als einen nicht autonomen Wert, der im 
Rahmen der Wechselseitigkeit zwischen Einzelper- 
sonen und Gemeinschaft zu verstehen ist. Diese 
Vorstellung bringt für die Ausdrucksfreiheit des 
Künstlers, wenn man ihre Erneuerungsfunktion be- 
rücksichtigt, Probleme mit sich, da sie dem kulturel- 
len Pluralismus entgegensteht. Durch seine „Verbe- 
amtung" wird der Künstler in das gegebene System 
integriert, und es wird ihm jede Möglichkeit kon- 
struktiven Widerstandes genommen. Ganz allge- 
mein stellt man fest, wenn man einmal über den 
hier bestehenden Gegensatz zwischen Ost und 
West hinausgeht, daß die „beruhigende" Kunst, die 
die vom Geist der Gewohnheit erwarteten Modelle 
wiedergibt, diejenige ist, die von satten oder gefü- 
gigen Gesellschaften produziert wird. Das war so 
bei der offiziellen Kunst am Ende des 19. Jahrhun- 
derts, das ist noch so bei dem von der stalinisti- 
schen Ordnung gebotenen Realismus. „Die Kunst 
veranschaulicht somit eine kollektive und erstarrte 
Wahrheit, sie dient als Ziel der gemeinsamen Exi- 
stenz. Statt die Funktion eines Führers zu einer an- 
deren Wahrheit zu übernehmen, statt Vermittler 
zum Unsichtbaren, Kritiker des Lebens zu sein, ist 
der Künstler nur noch Lobpreiser des äußeren An- 
scheins. Er verzaubert zwar manchmal noch, doch 
schläfert er dabei ein. Als Handlanger der beste- 
henden Ordnung bestätigt er deren Harmlosigkeit 
und verkündet ihren Fortbestand." (J. Onimus, 
Überlegungen zur derzeitigen Kunst, Paris, 1964). 


In Wirklichkeit hat der Künstler wie jedes Glied 
der Gesellschaft Pflichten gegenüber dieser Gesell- 
schaft, aber auch gegenüber dem einzelnen Men- 
schen. Ist es nicht in der Verbindung dieser beiden 
Wege, daß ein Gleichgewicht hergestellt werden 
könnte, das es vielleicht ermöglichen würde, die 
Voraussetzungen für eine Zusammenarbeit zwi- 
schen beiden Systemen bei der nächsten europäi- 
schen Sicherheitskonferenz zu schaffen? Alexander 
Solschenizyn ist der Auffassung, daß „ . . . der 
Mensch zuerst eine körperliche und geistige Ein- 
heit ist, und dann Glied einer Gesellschaft ist. Der 
Schriftsteller hat nicht weniger Pflichten dem einze- 
nen als der Gesellschaft gegenüber." 

In diesem Sinne könnte die Ausdrucksfreiheit des 
Künstlers als Fürbitte zwischen ihm und dieser Ge- 
sellschaft für ein nicht verfremdendes Gleichge- 
wicht auf nationaler Ebene und eine zwischeneuro- 
päische Zusammenarbeit dienen. 

2. Die Beschaffenheit der Grenzen der künstleri- 
schen Ausdrucksfreiheit 

Ein tiefgreifender Unterschied besteht auch in 
bezug auf die Zielsetzungen der nächsten europäi- 
schen Sicherheitskonferenz auf diesem Gebiet. 
Nach Auffassung der östlichen Länder beschränkt 
sich der Begriff der Sicherheit im Rahmen der fried- 
lichen Koexistenz nicht allein auf den militärischen 
Bereich: die Informationsfreiheit birgt die Gefahr 
neuartiger Angriffe, und deshalb ist eine der 
Grundpflichten jedes Staates, sich vor den schädli- 
chen Auswirkungen der Massenkommunikations- 
mittel zu schützen. 

Daraus folgt, daß die zukünftige Sicherheitskon- 
ferenz für die sozialistischen Länder dazu führen 
muß, die Grenzen der Informationsfreiheit, die Be- 
standteil der Ausdrucksfreiheit ist, festzulegen. 
Dagegen erwarten die westlichen Länder eine Er- 
weiterung der Bedingungen für die Ausübung einer 
solchen Freiheit. Der sowjetische Schriftsteller Kor- 
nejschuk erläutert die Rolle des Künstlers nach so- 
zialistischen Vorstellungen: „ . . . durch unser 
Werk verteidigen wir unsere Regierung, unsere 
Partei, unser Volk . . . Warum sollten wir sowjeti- 
sche Schriftsteller nicht auch Soldaten sein?" 

Deshalb müssen sich die Länder des Europarates, 
um nicht ihre Identität zu verlieren, bemühen, den 
Grundsatz der Ausdrucksfreiheit zu verteidigen und 
dabei Grenzen nur als Ausnahme der Regel anse- 
hen. Dazu muß diese Freiheit als autonomer Wert 
und nicht als Aktionsmittel des Staates betrachtet 
werden: die Grenzen der künstlerischen Ausdrucks- 
freiheit dürfen höchstens defensiver Art sein, damit 
der Pluralismus innerhalb des von der demokrati- 
schen Gesellschaft den Künstlern gebotenen weit- 
reichenden Rahmens gewährleistet wird, und nicht 


„Die Pflichten des Schriftstellers" Ed. du Seuil, 1969, 
S. 20 

‘) Siehe in diesem Sinne die Kommunikation von Jan 
Moszcenski (Agence Interpress von Warschau) an das 
Kolloquium von Wien {14. und 15. Mai 1973) betr. die 
Presse und die europäische Zusammenarbeit. 

2) Zitiert von Solschenizyn, op. cit. S. 60 
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offensiver Art gemäß den Nonnen einer Nutzung 
der Kunst für die von der Macht verfolgten Zielset- 
zungen. 

B. Das in der Europäischen Menschenrechtskon- 
vention dargelegte System 

Die vorstehend genannte Abgrenzung wird still- 
schweigend in Artikel 10 der Europäischen Men- 
schenrechtskonvention über die Ausdrucksfreiheit 
anerkannt. Dieser Artikel führt als Grenzen dieser 
Freiheit u. a. die Verteidigung der Ordnung und die 
Vermeidung von Verbrechen auf. Der erste Entwurf 
der Konferenz bezog sich dagegen auf „den 
Kampf gegen die Unordnung und das Verbrechen". 
Daraus folgt, das Art. 10 eine bessere Garantie der 
Ausdrucksfreiheit verbürgt, weil die entsprechen- 
den Ausnahmen aus einer eindeutig defensiven Be- 
trachtungsweise vorgenommen werden. 

Es ist ebenfalls sinnvoll, die Bestimmungen der 
europäischen Konvention mit Artikel 19 des Inter- 
nationalen Vertrages der UNO über die politischen 
und staatsbürgerlichen Rechte zu vergleichen, 
nachdem man die Tragweite und Definition der 
Ausdrucksfreiheit klargestellt hat. 

1. Die Tragweite der Definition der Ausdrucksfrei- 
heit 

In Artikel 10 Abs. 1 der Europäischen Menschen- 
rechtskonvention heißt es „jeder einzelne hat das 
Recht auf Ausdrucksfreiheit. Dieses Recht umfaßt 
die Meinungsfreiheit und die Freiheit, Informatio- 
nen oder Gedanken ohne Berücksichtigung der 
Grenzen zu erhalten oder zu verbreiten, ohne daß 
dabei die öffentlichen Organe eingreifen". Diese 
Definition beschreibt ganz richtig die gewöhnlichen 
Erscheinungsformen der Ausdrucksfreiheit, auf ge- 
danklicher Ebene, vom künstlerischen Standpunkt 
aus kann der ausdrückliche Anwendungsbereich je- 
doch etwas eng erscheinen. Wenn Journalismus 
und Literatur zwangsläufig den freien Austausch 
von Informationen und Gedanken mit sich bringen, 
erfordern ihn andere künstlerische Formen noch 
mehr. Somit erfordert die Ausdrucksfreiheit des 
Künstlers im Rahmen der bildenden Künste, der Ar- 
chitektur und des Städtebaus ein Hinausgehen über 
die abstrakte Begriffsvorstellung und deren konkre- 
te Verwirklichung. Sie ist nicht nur materielle Un- 
terstützung des Gedankens, wie z. B. ein Buch, sie 
identifiziert sich mit dem Gedanken selbst. Ein un- 
eingeschränkter Schutz der künstlerischen Aus- 
drucksfreiheit erfordert deswegen eine ausdrückli- 
che Anerkennung dieser materiellen Kommunika- 
tion auf nationaler wie internationaler Ebene. 

2. Die europäische Konvention im Vergleich zur 
Konvention der Vereinten Nationen 

Vergleicht man Artikel 10 der Europäischen Men- 
schenrechtskonvention global mit Artikel 19 der 
Konvention über die staatsbürgerlichen und politi- 
schen Rechte, so kann man möglicherweise feststel- 
len, daß die Konvention mehr Beschränkungen für 


1) Dok. CM/WP 4 (50) 16 Anhang 


die Ausdrucksfreiheit mit sich bringt als die Kon- 
vention^), wobei die letztgenannte den Vertrags- 
staaten striktere Bestimmungen auferlegt. 

Ein solcher auf Grundsatzebene angestellter Ver- 
gleich ist jedoch unzureichend: der Schutz der 
Rechte stellt in der Praxis letztlich einen entschei- 
denderen Faktor dar als eine reine Aufzählung der 
Rechte, und im zweiten Teil dieser Studie wird auf 
die Bedeutung des europäischen Systems (Kommis- 
sion, Gerichtshof) verwiesen, das sehr viel besser 
durchdacht ist, als das System der Konvention der 
Vereinten Nationen. Es gleicht auf konstruktiver 
Ebene seine Unterlegenheit im normativen Bereich 
aus. 

Geht man bei den einzelnen Bestimmungen ins 
einzelne, stellt man fest, daß Art. 19 der UN-Kon- 
vention die Freiheit, Informationen zu sammeln, 
garantiert, die in der europäischen Konvention 
nicht genannt wird. Nun ist diese Maßnahme dazu 
angetan, die Ausdrucksfreiheit des Künstlers zu 
verstärken, wenn sie nicht gar eine Voraussetzung 
für diese Freiheit darstellt, und zwar insbesondere 
im neuen Kontext der „Kultur-Teilnahme", der die 
verschiedenen künstlerischen Tätigkeiten zueinan- 
der in Wechselbeziehungen setzt. ^) 

Dagegen legt die ihrer liberalen Philosophie 
treue Europäische Konvention fest, daß sich die 
Ausdrucksfreiheit verwirklichen muß „ohne daß 
von offizieller Stelle eingegriffen werden kann". 
Diese Bestimmung ist besonders wichtig, und es 
sollte bei den internationalen Verhandlungen stets 
auf sie verwiesen werden, denn sie legt den Akzent 
auf die Autonomie der künstlerischen Ausdrucks- 
freiheit und löst sie von jeglicher „Besitzergrei- 
fung" durch den Staatsapparat. 

Um jedoch diesen Schutz zu verstärken und die 
Unabhängigkeit des Künstlers zu garantieren (eine 
erforderliche Voraussetzung für seine Ausdrucks- 
freiheit und seine Rolle als Katalysator zwischen 
dem einzelnen und der Gesellschaft) sollte die Eu- 
ropäische Konvention absolute Auswirkungen ha- 
ben, d. h. den Künstler vor dem Eingreifen eines 
Dritten in seine Rechte schützen und sich nicht auf 
das Eingreifen der Staatsgewalt beschränken. Der 
von gewissen Gruppen insbesondere im Bereich des 
Journalismus und des Films gewonnene Einfluß 
kann sich ebenso stark auswirken wie die Vor- 
mundschaft des Staates. Nun wurde in einem Be- 
richt von Sachverständigen auf dem Gebiet der 


^) „Beschränkungen der Ausdrucksfreiheit in der euro- 
päischen Konvention und nicht in der UN-Konven- 
tion", „Die territoriale Integrität oder die öffentliche 
Sicherheit“, „die Verteidigung der Ordnung und die 
Vermeidung von Verbrechen“, „um die Verbreitung 
von vertraulichen Informationen zu verhindern“ und 
„um die Autorität und die Unparteilichkeit der Juris- 
diktive zu gewährleisten“. 

2) Deshalb sollte das Recht, das eigene Staatsgebiet vor- 
übergehend und frei um der Erfordernisse der nor- 
malen Berufsausübung willen zu verlassen, sowie das 
Recht dorthin zurückzukehren, verteidigt werden (siehe 
in diesem Sinne Art. 4 des Entwurfs des Instituts der 
Menschenrechte, vorgelegt beim Kolloquium von Upp- 
sala, vom 19. bis 21. Juni 1972. 
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Menschenrechte festgestellt, daß, wenn die Be- 
schlüsse der europäischen Kommission auch nicht 
zwangsläufig die mögliche allgemeine und absolute 
Tragweite der Konvention ausschließen, die Anträ- 
ge aufgrund von Verletzungen der Konvention in- 
folge von Handlungen oder Verfehlungen von Pri- 
vatpersonen für unzulässig erklärt wurden, da sie 
mit den Bestimmungen der Konvention nicht ver- 
einbar seien. 2) Eine Bestätigung dieser absoluten 
Auswirkungen sollte daher zu einer Zeit ins Auge 
gefaßt werden, da die Entwicklung der Massenme- 
dien die Eingriffe privater Gruppen noch gefährli- 
cher macht. 

Deshalb setzt die Ausdrucksfreiheit des Künstlers 
punktartige Grenzen voraus, die durch die Verteidi- 
gung der demokratischen Gesellschaft und nicht 
durch eine allgemeine Verpflichtung die staatliche 
Politik national wie international zu unterstützen, 
bedingt werden. 

Verwirklichung der Ausdrucksfreiheit des 
Künstlers im europäischen System 

Das auf einer Kommission und einem Gerichtshof 
gründende europäische System geht in seiner 
Wirksamkeit über die Funktionen des Komitees der 
Vereinten Nationen für die Konvention über die 
staatsbürgerlichen und politischen Rechte, die auf 
Information, Schlichtung und Empfehlung be- 
schränkt sind, hinaus. Deshalb bietet das europäi- 
sche System juristisch gesehen zwei bedeutende 
Vorteile: einerseits schafft die europäische Men- 
schenrechtskommission sowohl auf internationaler 
Ebene wie für zahlreiche Staaten auch innenpoli- 
tisch unmittelbar bindendes Recht. Andererseits 
können Gerichtshof und Kommission Recht spre- 
chen, was für einheitliche Begriffsvorstellungen 
von den Menschenrechten in Westeuropa spricht. 

Nun wünscht die Empfehlung 521 (1968) der Be- 
ratenden Versammlung des Europarates diese Zu- 
sammenarbeit auszudehnen, indem sie „eine multi- 
laterale gemeinsame Politik zur Wiederherstellung 
der kulturellen Einheit Gesamteuropas“ fordert. 
Deshalb ist die Herstellung dieser Einheit wahr- 
scheinlich dann, wenn jedes europäische Land, wie 
dies bereits bei der Konferenz in Helsinki gesagt 
wurde, sich dessen bewußt ist, am gleichen Kultur- 
gut teilzuhaben, durch eine Reihe von Maßnahmen 
zu beschleunigen, die die Ausdrucksfreiheit euro- 
päischer Künstler vereinfachen: das Ergebnis wird 
eine eigene europäische Kunst sein, die ständig in 
der Verschiedenheit ihrer Empfindungen durch ei- 
nen umfassenden Austausch bereichert wird und 
kein Mosaik entgegengesetzter, an der unterschied- 
lichen Kulturpolitik ausgerichteter künstlerischer 


9 Europarat — Dok. H (70) — Straßburg, September 1970 
^) Vgl. die Anträge Nr. 33/55 (Annuaire, Bd. 1, S. 154), 
Nr. 256/57 (idem S. 188), Nr. 172/56 (idem S. 211, 215 
und 218) und Nr. 852/60 (Annuaire, Bd. 4, S. 347 und 
353). 

3) Siehe in diesem Sinne: „Die Menschenrechte im inter- 
nationalen und inneren Recht". Akten des 2. interna- 
tionalen Kolloquiums über die Europäische Menschen- 
rechtskommission (1965) PU — ■ Brüssel 1968, S. 355. 


Ausdrucksformen, die sich in das außenpolitische 
Konzept einordnen lassen. 

Die Verwirklichung der Ausdrucksfreiheit des 
Künstlers ist es sich schuldig, den Geist noch mehr 
als den Buchstaben zu achten. Sie stößt sich an den 
einzelnen Hindernissen, kann jedoch auf das Werk 
der Kommission und des Gerichtshofes für europäi- 
sche Menschenrechte zählen. 

A. Direkte und indirekte Hindernisse für das künst- 
lerische Schaffen 

Im Bericht des Europarates über Kulturpolitik ^) 
in Europa stellt Herr Kahn-Ackermann die Politik 
der Länder des Ostens, die durch die „Demokrati- 
sierung einer vom Staat aufoktroyierten und kon- 
trollierten Kultur" gekennzeichnet wird, der der 
westlichen Länder gegenüber, die auf den „kultu- 
rellen Pluralismus, in dem der einzelne innerhalb 
der Gruppe seinen eigenen Weg gehen kann", ver- 
weisen. 

Diese Definitionen haben offensichtlich als einzi- 
gen gemeinsamen Punkt die Existenz einer „Kultur- 
politik", daher sollte die Rolle des Staates und das 
Ausmaß der einzelnen Kontrollen, die die Tätigkeit 
des Künstlers in den beiden Gesellschaftstypen be- 
einflussen können, bewertet werden. 

L Die einzelnen Kontrollen, die die Ausdrucksfrei- 
heit des Künstlers einschränken 

In der Empfehlung Nr. 12 der Konferenz von Hel- 
sinki wurde anerkannt, daß die Auswahl der The- 
men, Gegenstände und Arten des künstlerischen 
Ausdrucks ein Grundrecht des Menschen darstelle. 
Diese schöpferische Freiheit wird jedoch durch 
eine ganze Reihe von materiellen, sittlichen, recht- 
lichen, politischen usw. Hindernissen begrenzt. Ei- 
nige dieser „Kontrollen" sind besonders schwierig 
zu bekämpfen, da sie jenseits der Achtung der all- 
gemein anerkannten erzieherischen und sittlichen 
Grundsätze angesiedelt sind, auf die in der Ent- 
schließung Nr. 20 der zwischenstaatlichen Konfe- 
renz über die institutionellen, verwaltungstechni- 
schen und finanziellen Aspekte der Kulturpolitik 
hingewiesen wird, 

So wird von den Soziologen anerkannt, daß „alle 
Gemeinschaften ihre sittlichen Werte vor drohen- 
den Abweichungen verteidigen".^) Somit kann die 
Gesellschaft als Gruppe und außerhalb des Ak- 
tionsrahmens des Staates durch ihre soziale Kon- 
trolle die Ausdrucksfreiheit des Künstlers ein- 
schränken. Im Rahmen einer demokratischen Ge- 
sellschaft kann eine solche Reaktion jedoch nur in 
dem Maße gesund sein, wie sie ein Gleichgewicht 
zwischen dem Künstler und der Gesellschaft her- 
stellt, so wird der Künstler durch seine Werke ver- 
suchen, die sozialen Strukturen zu erneuern, wäh- 
rend die Gesellschaft ihm Grenzen setzt, jenseits 


^) Dok. 3185, vom 12. Oktober 1972 

^) Von der UNESCO in Venedig am 24. August bis 
2. September 1970 veranstaltete Konferenz. 

^) Raymond Aron, „Liberte, liberale ou libertaire", Inter- 
nationale Begegnungen, Ed. de la Baconniere 1969. 
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derer eine soziale Reaktion der Ablehnung auftre- 
ten könnte und keine staatliche oder bürokratische 
Reaktion des Verbietens. Somit erfolgt eine Inte- 
gration der Kunst und des sozialen Lebens, und der 
Künstler kann seine soziale Rolle unabhängig von 
jedem staatlichen Druck erfüllen. 

So gesehen beeinträchtigt das Fehlen einer staat- 
lichen Zensur im französischen Recht im Bereich 
des Theaters nicht die Befugnisse der örtlichen Po- 
lizei, die öffentliche Ordnung zu wahren. Somit hat 
die Rechtsprechung dem Bürgermeister weitgehen- 
de Ermessensbefugnisse gestattet, die man als juris- 
tische Formulierung sozialer Kontrolle analysieren 
kann. Der Bürgermeister übt ebenfalls im Bereich 
des Kinos eine solche Befugnis aus, die den „örtli- 
chen Umständen"' Rechnung trägt. Nun sind jedoch 
sehr oft Entscheidungen des Stadtrates durch die 
Einflußnahme örtlicher Interessengruppen hervor- 
gerufen worden. 

So kann die Übereinstimmung des Künstlers mit 
den tiefsten Bedürfnissen der Gesellschaft durch 
das Vorgehen der Massenmedien verfälscht wer- 
den, die Reaktionen des Konformismus entstehen 
lassen, die nicht zwangsläufig Äußerungen einer 
konservativen Einstellung sind. So konnte das 
Fernsehen zu gewissen Zeiten Optionen bevorzu- 
gen, die als „anfechtend" bezeichnet werden konn- 
ten. Da diese Optionen in Mode gekommen sind, 
hat sich ein „Konformismus im Nicht-Konformis- 
mus" bestätigt, der dazu angetan war, die künstleri- 
sche Ausdrucksfreiheit zu beeinträchtigen. So stellt 
sich zugleich das Problem der „inneren Verbote" 
(Scham, Gewissensbisse, Schuld) wie das der Rolle 
der vom liberalen Staat erwarteten flexiblen Rege- 
lung. 

2. Die Formen und Abstufungen des staatlichen Ein- 
greifens 

In seiner Rede in Stockholm zeigte Alexander 
Solschenizyn, daß ein Eingreifen der Staatsgewalt 
in die Literatur nicht nur eine Verletzung des 
Rechts zu schreiben bedeute: „es erstickt das Herz 
eines Volkes, zerstört sein Gedächtnis. Das Volk 
achtet nicht länger auf sich, es verliert seine geisti- 
ge Einheit, und trotz einer als Gemeingut vermute- 
ten Sprache hören seine Bürger plötzlich auf, ein- 
ander zu verstehen." 

Deshalb kann ein Eingreifen des Staates in das 
künstlerische Leben nur dann gestattet werden, 
wenn es nicht den Tenor und die Richtung der kul- 
turellen Tätigkeit beeinflußt und den Künstler nicht 
als Instrument seiner Politik benutzt. Im Inneren 
dieses Rahmens könnte der Staat in sinnvoller Wei- 
se eine doppelte Funktion ausüben, nämlich mate- 
rielle Unterstützung und Gewinnung des Künstlers 
für eine Teilnahme an der Kulturpolitik, wodurch 
ein Gegengewicht zu dem manchmal verfremden- 
den „Marktgesetz" gebildet würde. 


h R. Aron, op. cit. ist der Auffassung, daß die Bevor- 
zugung des Staates im Bereich der Freiheit einer 
monarchistischen, die des Künstlers einer aristokrati- 
schen und die der Öffentlichkeit einer demokratischen 
Staatsform entspricht. 


a) Die Unesco-Konferenz von Venedig hat festge- 
stellt, daß die Freiheit des Künstlers nicht nur 
ein juristischer Begriff sei, sondern auch mate- 
rielle Voraussetzungen erfordere, damit der 
Künstler in ihren Genuß kommen kann. Der 
Staat muß deshalb den Künstler unterstützen, 
ohne ihn dabei zu beeinflussen, und die Konfe- 
renz von Helsinki hat zu diesem Zweck die 
Schaffung von „Puffer-Kommissionen" vorge- 
schlagen, die die Modalitäten einer solchen Un- 
terstützung festsetzen. 

Diese Kommissionen können jedoch unter Druck 
gesetzt werden, und es wäre vorteilhafter, im vor- 
aus eine Reihe von Regeln für eine solche Unter- 
stützung aufzustellen, um Scherbengerichte zu ver- 
meiden. In diesem Sinne hat der französische Kul- 
tusminister am 23. März 1973 der Nationalversamm- 
lung die Aufstellung eines „Sozialstatuts für Künst- 
ler" empfohlen. Es wäre vielleicht sinnvoll, ein 
solches Statut auf europäischer Ebene zu erarbei- 
ten, wodurch auch das kulturelle Europa gefestigt 
würde. 

Ergänzend dazu könnte der Staat die private Hil- 
fe für Künstler durch ein Steuersystem fördern, das 
gewisse Abzüge zugunsten auserwählter Stiftungen 
ermöglicht und dadurch die Unabhängigkeit des 
schöpferisch Tätigen vergrößert. 

Was den materiellen Aspekt der Ausdrucksfrei- 
heit angeht, so sollte auch die staatliche Hilfe ge- 
ändert werden, und zwar insbesondere im Bereich 
des Films. In Frankreich z. B. zieht die vom Kultur- 
minister getroffene Entscheidung zur Genehmigung 
eines Films automatisch einen finanziellen Vorschuß 
nach sich, der vom Fonds zur Unterstützung der 
Filmindustrie gewährt wird. Die Automatik dieser 
Maßnahme läuft Gefahr, Ausdrucksformen zu för- 
dern, die die menschliche Person herabwürdigen, 
was Maurice Druon bei der genannten Sitzung zu 
der Feststellung veranlaßt hat „es handelt sich 
nicht darum, den Ausdruck einer wenn auch sub- 
versiven Meinung zu verhindern, sondern darum, 
eine Aktionsperspektive, die den Rückgriff auf Ge- 
walt nicht ausschließt, nicht zu suventionieren." 
Eine Stellungnahme, die in die gedankliche Linie 
der Empfehlung Nr. 12 der Konferenz von Helsinki 
paßt, in der die europäischen Staaten aufgefordert 
werden, „insbesondere solche Künstler zu unter- 
stützen, die sich in ihren Werken darum bemühen, 
den Gedanken des Friedens zu fördern". 

Die Beziehungen zwischen Staat und Ausdrucks- 
freiheit sollten sich daher auf zwei Ebenen entwik- 
keln: einerseits der freie Ausdruck, begrenzt allein 
durch die Ausnahmen von Art. 10 Abs. 2 der euro- 


1) Cf. (UNESCO/SHC/EUROCULT) 7 S. 6 
-) Ein interessantes Experiment, das darin bestand, in 
Paris ein „Haus des Theaters" zu schaffen, wurde vor- 
geschlagen, jedoch vom V. Französischen Plan auf 
Grund der damit verbundenen hohen Kosten abge- 
lehnt. Das Interessante an diesem Haus war, daß es kein 
offizielles Theater unter staatlicher Leitung sein sollte, 
sondern Stätte der Forschung und Begegnung für 
Theaterleute, die in voller Unabhängigkeit arbeiten 
sollten: die Ausdrucksfreiheit wäre so in ihren unter- 
schiedlichen Erscheinungsformen gewährleistet worden. 
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päischen Menschenrechtskonvention und anderer- 
seits der freie Ausdruck, vervollständigt durch fi- 
nanzielle Zuwendungen für solche Werke, die von 
paritätischen Kommissionen, die aus Künstlern und 
Funktionären bestehen, ausgewählt werden. 

b) Die Beteiligung des Künstlers an der Gestaltung 
der Kulturpolitik scheint tatsächlich ein mögli- 
cher Schutz der Ausdrucksfreiheit zu sein. 
Das Gleichgewicht ist jedoch heikel, und dialek- 
tisch gesehen läuft der offizielle Schutz der 
Ausdrucksfreiheit Gefahr, diese Freiheit letzt- 
lich zu begrenzen, was einige sowjetische Intel- 
lektuelle nach dem kürzlich erfolgten Beitritt 
der Sowjetunion zur Weltkonvention über die 
Autorenrechte ans Tageslicht gebracht haben. 
Dieser Beitritt, der den sowjetischen Intellektu- 
ellen zwar die Möglichkeit bietet, die Verbrei- 
tung ihrer Werke zu genehmigen, birgt jedoch 
auch eine Gefahr, da der offizielle Verleger nur 
über solche Werke mit dem Ausland verhandeln 
kann, die nach politischen Kriterien ausgewählt 
werden. Die von der Konvention vorgesehenen 
Geldstrafen bringen die ausländischen Verleger 
von der Versuchung ab, sie ohne Genehmigung 
zu veröffentlichen, was vor dem Beitritt der So- 
wjetunion möglich war. 

Schließlich gibt es ein Gebiet, wo sich ein Ein- 
greifen des Staates als besonders wünschenswert 
erweist, um die Tätigkeit derjenigen, die man 
„Künstler der StadT' nennt, nämlich die Architek- 
ten, Stadtplaner, Landschaftsgestalter usw. zu koor- 
dinieren. Diese Koordinierung soll das Entstehen 
einer Anarchie vermeiden, und sie kann, wenn sie 
liberal erfolgt, die Ausdrucksfreiheit der beteiligten 
Künstler fördern, die sich um ihretwillen an der 
Schaffung einer städtischen Gemeinschaft beteili- 
gen. 

Die staatliche Koordinierung in den mit dem 
Städtebau verwandten Gebieten wird auch dadurch 
bedingt, daß die Ausdrucksfreiheit des Künstlers in 
diesem genannten Bereich der Gesellschaft eine 
konkrete Lebensweise auferlegt, während die ande- 
ren künstlerischen Formen Ideen, Gedanken oder 
Träume darstellen. Somit kann man verschiedene 
Abstufungen in der künstlerischen Ausdrucksfrei- 
heit, je nach ihren Auswirkungen auf die Gesell- 
schaft insgesamt vornehmen. 


Diese Teilnahme ist ebenfalls auf europäischer Ebene 
bei einer eventuellen gemeinsamen Kulturpolitik wün- 
schenswert, was die Unabhängigkeit jedes Künstlers 
gegenüber seiner jeweiligen Regierung noch vergrö- 
ßern würde. 

Siehe hierzu den offenen Brief vom 2. Mai 1973, den 
der sowjetische Physiker Valerij N. Chalidze an den 
Generaldirektor der UNESCO geschickt hat. 

■^) Diese Gradunterschiede in der Ausdrucksfreiheit wer- 
den auch in der französischen Gesetzgebung über das 
Theater im allgemeinen und den Film insbesondere 
spürbar. So führt M. Burdeau op. cit. an, daß es eine 
„deutliche Punktverschiebung der Freiheit" vom Thea- 
ter zum Bildschirm gebe. Deswegen ist die französische 
Gesetzgebung über die Filmkunst auf Grund ihrer gro- 
ßen Auswirkungen auf die Öffentlichkeit sehr viel 
strenger. 


Schließlich wurde der positive Aspekt der Rolle 
des Staates bei der kulturellen Dezentralisierungs- 
politik hervorgehoben. In seinem Buch „Staat und 
Theater" (L.G.D.J. 1968) behauptet Jack Lang, der 
derzeitige Direktor des Chaillot-Theaters, daß diese 
Dezentralisierung manchmal Gefahr laufe, zu einem 
kulturellen Konservatismus zu führen und daß des- 
halb „der Staat die Ausdrucksfreiheit der Theater- 
leute in der Provinz fördern und eine liberale Dok- 
trin Vorschlägen solle, die die Rechte der künstle- 
risch Schaffenden achtet". 

B. Die Tätigkeit der Kommission und des Europä- 
ischen Gerichtshofes für Menschenrechte 

Eine Überprüfung der europäischen Organe unter 
dem Blickwinkel der Ausdrucksfreiheit des Künst- 
lers deckt die Grundsätze ihrer Autonomie und der 
Nicht-Diskriminierung in ihrer Ausübung auf. 

1. Die Autonomie der Ausdrucksfreiheit 

Die Europäische Menschenrechtskonvention 
zählt in ihren einzelnen Artikeln die garantierten 
Fieiheiten auf und erläutert sie. Deshalb muß jede 
Ausnahme zu einer Freiheit in bezug auf die in 
dem betreffenden Artikel vorgesehenen spezifi- 
schen Grenzen und nicht in bezug auf andere Ar- 
tikel Über andere Freiheiten bewertet werden: 
„. . . wenn die Strafe, um die es sich handelt, eine Ab- 
erkennung oder eine Einschränkung des Rechts auf 
Ausdrucksfreiheit mit sich bringt, so widerspricht 
es dem Konzept und dem Aufbau der Konvention, 
die Begründung in den Artikeln 2, 4 und 5 zu su- 
chen, die vom Recht auf Leben, Freiheit und Sicher- 
heit und vom Schutz vor Zwangsarbeit handeln, 
statt in Art. 10, der das Recht auf Ausdrucksfreiheit 
garantiert". 

Die Anerkennung dieser Autonomie entspre- 
chend dem lieberalen Freiheitsbegriff hat einen 
echten Schutzwert, und es in der Sache de Becker 
ermöglicht zu zeigen, daß eine direkte Verbindung 
zwischen den Grenzen der Ausdrucksfreiheit, wie 
sie in Art. 10 Abs. 2 der europäischen Konvention 
vorgesehen werden, und den angelasteten Handlun- 
gen bestehen muß, anders gesagt, daß es einer Re- 
gierung nicht möglich ist, eine bestimmte Freiheit 
über den Umweg, daß sie die Verletzung einer an- 
deren Freiheit vorschiebt, zu beeinträchtigen. Somit 
wird das Umgehen der Macht durch das Umgehen 
der Freiheit bestraft. In den künstlerischen Bereich 
übertragen soll diese Bestimmung dazu dienen, sol- 
che Einschränkungen der Ausdrucksfreiheit des 


0 In diesem Sinne haben die französischen Leiter von 
Schauspielzentren, ständigen Ensembles und Kultur- 
häusern bei ihrer letzten Generalversammlung im 
Jahre 1967 bestätigt, daß „ein kommunaler Dirigismus 
nicht weniger schrecklich ist als ein staatlicher Diri- 
gismus und daß die zukünftige Kulturdemokratie nicht 
auf der demagogischen Ausbeutung des konventionel- 
len Publikumsgeschmacks beruhen muß, sondern auf 
der Förderung dieses Publikums, bis hin zum Rang 
eines mit dem künstlerischen Schaffen Assoziierten". 

2) Avis. Com. 214/56 Af. de Becker § 263: Publ. Cour B. 
S. 125 
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Künstlers zu vermeiden, denen Motive zugrunde 
gelegt werden, die mit ihrer Ausübung nichts zu 
tun haben, wie das in gewissen sozialistischen Län- 
dern der Fall ist. Die Anerkennung der Autonomie 
der Ausdrucksfreiheit stellt somit eine Garantie für 
die unabhängige Ausübung des Künstlerberufs dar. 
Es ist deshalb bedauerlich, daß in Art. 10 der Euro- 
päischen Konvention nicht der spezifische Charak- 
ter der Rechte und Pflichten in Zusammenhang mit 
der Ausdrucksfreiheit aufgeführt wird, weil näm- 
lieh dabei der Akzent auf die Autonomie gelegt 
worden wäre. 

2. Die Nicht-Diskriminierung in der Ausübung der 
Ausdrucks freiheit 

Die Regel der Nicht-Diskriminierung wird zugun- 
sten des Künstlers auf zwei Hauptebenen ausgeübt. 
Einerseits wäre die Ausübung der Ausdrucksfrei- 
heit gehaltlos, wenn die Zuweisung der einzelnen 
staatlichen Zuwendungen für die künstlerische Tä- 
tigkeit vom Ermessensspielraum des dafür Verant- 
wortlichen abhinge: die Regeln müssen für alle Be- 
werber einer gegebenen Kategorie die gleichen 
sein ^). 

Andererseits hat die Kommission, da es sich um 
die Grenzen für die Ausübung der von der Konven- 
tion bestätigten Freiheit handelt, festgestellt, daß, 
wenn alle Staaten die Möglichkeit, eine dieser Frei- 
heiten gemäß Abs. 2 der Art. 8 — 11 zu begrenzen, 
nutzen, diese Begrenzung ohne Diskriminierung er- 
folgen müsse: „denn wäre sie diskriminierend, wür- 
de eine an sich gemäß Abs. 2 jedes der genannten 
Artikel zulässige Einschränkung eine Verletzung 
von Art. 14 in Verbindung mit dem betreffenden 
Artikel bedeuten. Diese Bestimmung ist dazu an- 
getan, Scherbengerichte in bezug auf bestimmte 
Künstler zu vermeiden und verstärkt zugleich die 
Einheit und Unabhängigkeit dieses Berufsstandes. 

Es ist nach den vorbereitenden Arbeiten zu 
Art. 10 der Europäischen Konvention ebenfalls fest- 
zustellen, daß Abs. 2 dieses Artikels die Rechte na- 
tionaler Minderheiten nicht beeinträchtigen darf^). 
Die europäischen Länder sollten diesen Aspekt der 
Nicht-Diskriminierung bei der Sicherheitskonferenz 
mit Nachdruck verteidigen, denn die Erstickung 
der Kultur und der Kunst einer Minderheit ist oft 
das Vorspiel zum vollständigen Verlust ihrer Iden- 
tität. 

3. Die konkurrierenden Funktionen des Staätes 
und der europäischen Organe 

Im Rahmen der Anwendung dieser gemäß Art. 10 
Abs. 2 zulässigen Beschränkungen der Ausdrucks- 
freiheit durch den Staat war die Kommission stets 
der Auffassung, daß der Staat in bezug auf die 


Dieser Begriff der Spezifizierung ist in Art. 19 der 
Konvention der Vereinten Nationen über die politi- 
schen und staatsbürgerlichen Rechte enthalten. 

2) Siehe in diesem Sinne die Erklärung von Maurice 
Schumann in „Le Monde", 20. — 21. Mai 1973 

3) Avis Com. 2299/64 Aff. Grandath, Abs. 38 
h Cf. Dok. DH (56) 15, S. '14— 15 


Festlegung solcher Beschränkungen einen gewissen 
Ermessensspielraum besitzt^). Eine solche Interpre- 
tation ist realistisch und schützt dabei gleichzeitig 
die Einheit des Begriffs der Ausdrucksfreiheit auf 
europäischer Ebene, denn ..." die Kommission hat 
immer, wenn sie bestimmt, ob gewisse von einer 
der Hohen Vertragsparteien getroffene Maßnahmen 
in den Rahmen dieser Bestimmungen gehören, er- 
klärt, daß der betreffenden Hohen Vertragspartei 
stets ein gewisser Ermessensspielraum gelassen 
werden muß, daß es aber den von der Konvention 
vorgesehen zuständigen Organen zusteht, diese 
Maßnahmen zu prüfen und festzusetzen, ob sie 
wirklich mit der Konvention vereinbar sind 
. . 2 ). 

Dieses Vorgehen auf europäischer Ebene könnte 
wie vorgeschlagen 3) durch die Annahme provisori- 
scher Maßnahmen zugunsten der Beteiligten (vor- 
gesehen in Art. 34 der Geschäftsordnung des Ge- 
richtshofes) vervollständigt werden, wenn das 
„Zweitelement" von besonderer Bedeutung ist, was 
in bestimmten Fällen der künstlerischen Aus- 
drucksfreiheit zutrifft. 

Allgemein ist abschließend festzustellen, daß die 
europäische Konvention die Vertragsstaaten dazu 
verpflichtet, ihr internes Recht mit den Verträgen 
abzustimmen, und daß zweitens die abschließende 
Übernahme des Falles durch die europäischen Kon- 
trollorgane einen indirekten Schutzeinfluß dadurch 
ausübt, daß sie manchmal die Staaten dazu ver- 


1) Vgl. dec. Rec. Com. 753/60: III S. 311 et dec. Rec. 
Com. 1167/61: VI, S. 205. 

Im Antrag Nr. 753/60 wurde der Chefredakteur der 
Zeitschrift „Antimilitarist" auf Grund zweier ver- 
öffentlichter Artikel der Diffamierung der österreichi- 
schen Armee beschuldigt. Die Kommission kam bei 
der Begründung der Ablehnung des Antrags zu fol- 
gender Schlußfolgerung: „Die Art. 491, 493 und 495 
Abs. 1 des österreichischen Strafgesetzbuches, die An- 
griffe gegen die Ehre der Armee durch Druckerzeug- 
nisse verbieten, stellen gemäß Art. 10 Abs. 2 gestat- 
tete Beschränkungen der Ausdrucksfreiheit dar, weil 
sie einerseits vom Gesetz vorgesehen werden und 
weil es sich andererseits dabei um notwendige Maß- 
nahmen für den Schutz und das Ansehen eines ande- 
ren handelt." 

Im Antrag Nr. 1167/61 wurde die Veröffentlichung der 
angeschuldigten Zeitschrift keiner Genehmigung un- 
terworfen, ihre Verbreitung jedoch dem Statut, das 
die Auslage dieser auf einer Liste eingetragenen Ver- 
öffentlichung im Schaufenster verbot und dessen Ziel 
es war, der Öffentlichkeit ihre Korruptionsgefahren 
in bezug auf die Jugend aufzuzeigen. 

Für die Kommission: „Die Art. 4, 6 und 21 des deut- 
schen Gesetzes vom 9. Juli 1953 über die Verbreitung 
von Veröffentlichungen, die dazu angetan sind, die 
Jugend zu korrumpieren, gehen in keiner Weise über 
den obengenannten Ermessenspielraum hinaus und 
stellen solche Einschränkungen der Ausdrucksfreiheit 
dar, die gemäß Abs. 2 Art. 10 gestattet werden, weil 
sie einerseits vom Gesetz vorgesehen werden und 
weil es sich andererseits dabei um Maßnahmen han- 
delt, die ,für den Schutz der jugendlichen Moral' not- 
wendig sind." 

2) Dec. Rec. Com. 3039/67: X, S. 507 

3) Cf. Yutaka Tjima — Revue des droits de l'homme — 
Vol. II — 4 — 1969, S. 693. 
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pflichtet, die Gesetzgebung zu ändern. So hat in der 
Affaire de Becker op. cit. der Vertreter der belgi- 
schen Regierung erkannt, daß die Meinung der 
Kommission zur „gesetzgeberischen Arbeit beige- 
tragen habe''. 

Kahn-Ackermann (SPD): Meine Damen und 
Herren! Ich habe im Verlauf unserer Unterhaltung 
mir manchmal vorgestellt, wie das wäre, wenn wir 
ganz auf dieses Thema bezogen in einem Ausschuß 
in unseren nationalen Parlamenten beraten würden. 
Da würden nämlich Dinge auftauchen, von denen 
hier nur am Rande gesprochen wird, wenn es um 
die Grenzen oder um die Freiheit des Künstlers 
geht. Der Herr Staatssekretär Cluskey, der neben 
mir sitzt, hat sehr klar und deutlich gesagt, wie er 
das sieht. Zensur findet nicht statt, aber es gibt ge- 
wisse Bereiche, wo er glaubt, daß man Gremien 
braucht, die sagen, was zulässig ist, und was in den 
Massenmedien, beim Film und zum Schutz der Ju- 
gendlichen nicht zulässig ist. Aber wenn ich allein 
das Thema Schutz der Jugendlichen nehme und Sie 
bitte zu versuchen, sich vorzustellen, darüber wür- 
de in Ihrem eigenen Parlament debattiert, dann 
möchte ich nicht wissen, wie lange Sie allein hier 
über die praktischen Schwierigkeiten und über die 
unterschiedlichen Auffassungen reden müßten. 
Aber ich denke, der Redlichkeit halber müssen wir 
ein bißchen darüber reden, damit wir uns kein X 
für ein U vormachen. Wir sind dabei, in bezug auf 
die Freiheit der Darstellung fast in allen europä- 
ischen Ländern, mit einigen Ausnahmen, Schritte 
nach vorwärts zu tun und solche Tabus abzulegen, 
mit denen unsere Gesellschaft behaftet gewesen ist. 
Wir sind unterschiedlich weit gekommen. Ich wür- 
de denken, dieser Europaratsausschuß sollte später, 
wenn wir dieses Thema weiter beraten, sich in ei- 
ner Erklärung dazu äußern, wo wir die Grenze set- 
zen wollen, nämlich dort, wo sie in unseren Mit- 
gliedstaaten am weitesten vorgerückt ist und wo 
man sehen kann, daß deswegen die Welt nicht ein- 
gestürzt ist. Aber es gibt ja andere schwierige Pro- 
bleme, die ich hier nur skizzieren möchte und von 
denen der Herr Staatssekretär Cluskey eben ge- 
sprochen hat. In meinem Lande, in der Bundesrepu- 
blik, sind wir dabei, gewisse Gesetze zum Schutz 
der Jugend zu ändern und wir wollen dort bei- 
spielsweise vermeiden, daß die Verherrlichung von 
Rassenhaß, auch wenn sie in der künstlerischen Di- 
mension geschieht, nicht zulässig ist. Darüber sind 
wir uns alle einig. Aber es gibt da viele Dinge, 
über die wir uns nicht einig sind. Wir denken z. B. 
auch daran, daß in diesem Bereich die Verherrli- 
chung der Gewalt nicht mehr zugelassen werden 
soll. Ich muß Ihnen ehrlich sagen, natürlich, wer ist 
nicht dafür, daß Gewaltanwendung nicht mehr ver- 
herrlicht werden darf, aber meine Damen und Her- 
ren, die Darstellung der Gewalt, was immer ein 
Künstler mit ihr bezweckte, durchzieht doch wie 
ein roter Faden nahezu von Anbeginn an alles kün- 
sterlische Schaffen. Gewalt ist ein menschlicher 
Trieb, ich kann ihn aus der künstlerischen Darstel- 
lung nicht ausschließen und wie sollen wir da also 
gesetzlich die Grenze setzen. Ich weiß es nicht, 
aber ich will damit sagen, hier gibt es also — wenn 


wir schon über die Freiheiten der Kunst und die 
Grenzen reden — Probleme, über die wir nachden- 
ken müssen. Wir möchten auch gerne, daß die Ver- 
herrlichung des Krieges unter die Tatbestände fällt, 
die wir künftig nicht mehr dulden wollen — im 
Prinzip sind da alle mit uns einig. Aber, wenn wir 
das genau prüfen, dann müssen wir aus unseren Bi- 
bliotheken eine Menge entfernen lassen und aus 
den Museen usw. . Das wäre mehr als schwierig. 
Ich will das nicht vertiefen, sondern Ihnen nur sa- 
gen, in den realen Dimensionen, in denen die Politi- 
ker zu entscheiden haben, stellen sich diese Dinge 
sehr viel schwieriger dar, als wenn wir hier am 
Tisch darüber reden, und alle begeistert sind und 
feststellen, daß es unser gemeinsames Anliegen ist, 
dem Künstler und seinem Schaffen den größtmögli- 
chen Freiheitsraum zu geben. Und dann ist ja da 
immer jene subtile Grenze, wo irgendwer zu ent- 
scheiden hat, was Kunst ist und was nicht Kunst 
ist. Dieses ist doch das Schwierigste. Ich habe im- 
mer einen Schauder davor, wenn Beamte darüber 
entscheiden müssen, was Kunst ist. Das geht jetzt 
nicht gegen Beamte, sondern man mutet ihnen Ent- 
scheidungen zu, für die sie möglicherweise über- 
haupt gar nicht vorgebildet sind. Und dies bringt 
mich dazu. Ihnen als Politker zu sagen, daß wir ei- 
nen großen Gedankensprung machen müssen, wenn 
wir auf dieses vielfältige Thema eingehen. Wie ist 
es denn mit unserer Erziehung zum Kunstverständ- 
nis? Wie viele Menschen in der heranwachsenden 
Generation haben gelernt zu lesen und wie viele 
haben gelernt zu sehen? Das ist eine schwierige 
Frage, und das Sehen wird ihnen durch die Massen- 
medien nicht vermittelt. Dies ist meine persönliche 
Ansicht, andere mögen anderer Meinung sein. Aber 
ich bin der felsenfesten Überzeugung, daß wir in 
unserer freien Gesellschaft, wenn wir die Frage, die 
wir hier seit gestern früh diskutieren, lösen wollen, 
dafür sorgen müssen, daß in der Schule, dem Ort, 
an dem ein normaler Mensch mindestens 50 bis 
60 % der Literatur lesen sollte, die tradiert werden 
muß, weil er später gar nicht dazu kommt, dies zu 
tun — von vielleicht dem kleinen Prozentsatz abge- 
sehen, der auf die Universität geht — und wo er 
ins Museum geführt wird, um Bilder zu sehen, die- 
ser Teil der künstlerischen Erziehung wahrschein- 
lich vergrößert werden muß, wenn wir die Freiheit 
des Künstlers in dem Umfang herstellen wollen, wie 
das hier gewünscht worden ist. Ich bin auch der 
Meinung, daß es wahrscheinlich in allen unseren 
Mitgliedstaaten gut täte, in einigen gibt es ja An- 
sätze dazu, wenn etwa die bildenden Künstler viel 
stärker als das bisher der Fall gewesen ist in das 
Bildungssystem an den Schulen mit einbezogen 
werden könnten, soweit das möglich ist. Und wir 
müssen uns auch sicher überlegen, wie groß ist 
denn die Möglichkeit eines normalen Bürgers in 
unseren Mitgliedstaaten, in eine lebendige Berüh- 
rung mit der Kunst zu kommen? Was kann er lesen 
und wo liest er es? Da ist das Problem des Ausbaus 
unserer öffentlichen Bibliotheken. Dazu gäbe es 
vieles zu sagen, aber ich möchte Sie nur daran er- 
innern, daß in jenem Bereich, über den unser Vor- 
redner gesprochen hat, sehr viel zu tun übrigbleibt. 
Wenn es uns nicht gelingt, in unserer Gesellschaft 
beispielsweise die unter uns lebenden Künstler in 
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der engsten regionalen Verzahnung schon dazu zu 
bringen, sich gegenüber den Mitbürgern zu manife- 
stieren, dann ist schon etwas nicht in Ordnung. Es 
mag ein purer Zufall sein, daß ich einen Wahlkreis 
in meinem Land vertrete, in dem wir jedes Jahr auf 
der Ebene eines kleinen Landkreises mehrere Kunst- 
ausstellungen von lokalen Künstlern haben. Aber 
ich weiß, daß in vielen Ländern solche Ausstellun- 
gen in der Provinz oder auf dem Land nicht statt- 
finden. Wir müssen auch versuchen, auf dem Ge- 
biet der Literatur eine engere Bindung zwischen 
dem Schriftsteller und dem Bürger herzustellen. Es 
sollte eben nicht dem Zufall überlassen bleiben, ob 
es der eine macht oder ob es in der einen Region 
geschieht und ob es in der anderen Region nicht 
geschieht. Wir sollten uns in diesem Ausschuß zu 
gewissen grundsätzlichen Formen künsterlischer 
Kommunikation äußern, die weit in die Bereiche 
des kommunalen Zusammenlebens reicht und Vor- 
schlägen, was da mindestens geschehen müßte, um 
auch den Kreis zu vergrößern, der ein Urteil über 
die Frage hat was Kunst ist und was keine Kunst 
ist. 

Denn dies zu entscheiden, ist ja heute in der Regel 
einem sehr kleinen Kreis überlassen, wenn ich an 
die bildende Kunst denke. Erst in der Rückschau, 
50 Jahre oder noch später, fängt man dann plötz- 
lich an, etwas zu entdecken oder es ist so, daß die- 
jenigen, die damit Geschäfte machen, suggerieren, 
wie so oft in den letzten 20 Jahren, daß etwas 
Kunst ist, wovon ich nicht zu entscheiden wage, ob 
das Kunst ist oder ob das nicht Kunst ist. Das muß 
dann die Geschichte erweisen. Jedenfalls der Be- 
reich, in dem diese Urteile in unserer demokrati- 
schen Gesellschaft gefällt werden, ist mir zu klein 
und dazu müssen wir als politisch Verantwortliche 
etwas sagen. 

Ein anderer Punkt, wenn ich dieses Thema ver- 
lassen darf, ist, noch einmal daran zu errinnern, 
welche große Verantwortung der Bereich Schule 
und Ausbildung für die Kunsterziehung hat. Dies 
ist die Zeit, in der ein junger Mensch gerade in 
dem Alter ist, in dem er besonders empfindungsfä- 
hig ist und mit allen Formen der Kunst konfrontiert 
werden sollte; das machen wir bisher in vielen un- 
seren Mitgliedsländern mit der linken Hand. Leider 
haben auch moderne Bildungssysteme die Tendenz, 
unseren Mitbürgern das Lesen abzugewöhnen an- 
statt es ihnen anzugewöhnen und es sie zu lehren. 
Das ist ein wichtiger Punkt. Ich halte nichts von 
Mark Luhans Theorien über die neue Gesellschaft, 
die nur fühlt und sieht. Wir haben unsere Erfah- 
rung mit dem Fernsehen gemacht. Das ist also eine 
jener Möglichkeiten, deren Schöpfer gemeinsam 
mit den Politikern wahrscheinlich nicht genügend 
nachgedacht haben, als es eingeführt wurde. Man 
fand das eine großartige technische Neuigkeit, aber 
über die Wirkungen geben wir uns heute noch kei- 
ne ausreichende Rechenschaft. Aber wir sollten 
über unsere Verpflichtungen in der demokratischen 
Gesellschaft gegenüber solchen Institutionen mehr 
nachdenken. Manipuliert wird mit diesen Dingen 
immer werden. Dieses ist schon durch die techni- 
sche Eigenart gar nicht auszuschließen. Aber ich 
finde, wir hier in diesem Ausschuß sollten uns 


ernsthaft daranmachen, die bestmöglichen Lösun- 
gen in diesem Bereich für die demokratische Kon- 
trolle und das demokratische Mitspracherecht und 
auch das Mitspracherecht derer, die sich dort arti- 
kulieren, nachzudenken und in einer Art Charta, 
die wir hier entwerfen, eine Empfehlung an die Re- 
gierungen der Europaratsstaaten zu geben. Ich ma- 
che mir keine Illusionen darüber, daß das zunächst 
nicht wie ein Paukenschlag wirken wird. Aber nie- 
mand entläßt uns aus dieser Verantwortung und 
wir dürfen uns nicht drücken wie Herr Grass ge- 
stern mit Recht von Polen, Griechen und Tschechen 
gesprochen hat, über die wir aus Bequemlichkeit 
gerne hinweggehen, weil wir uns innerlich sagen, 
es ist nicht schön, daran zu denken. Gerade wir 
wissen, wie schwer Europa und seine Bürger zu än- 
dern sind, aber Modelle für die demokratische Ge- 
sellschaft zu entwerfen und darauf zu beharren, daß 
sie verwirklicht werden, auch wenn wir ein weite- 
res Jahrzehnt dazu brauchen, ist unsere Verpflich- 
tung als Mitglieder des Europarates. 

Und ein letztes — ich denke an die Ausführun- 
gen Prof. Dupuys. Natürlich ist es also schrecklich, 
daß wir im Bereich unserer demokratischen Gesell- 
schaft und ich will jetzt gar nicht das wiederholen, 
was hinsichtlich des Beitritts der Sowjetunion zum 
Berner Abkommen hier ausgeführt worden ist, aber 
wir haben ja selbst im Bereich der Europaratsstaa- 
ten kein einheitliches Urheberrecht. Die Skandina- 
vier haben hinsichtlich der Gleichstellung geistigen 
Eigentums an materielles Eigentum das Recht ge- 
schaffen, daß für die an öffentlichen Bibliotheken 
ausgeliehenen Bücher der Autor eine Vergütung 
bekommt. Wir in Deutschland haben das auch ge- 
setzlich eingeführt und fangen an, das neue Recht 
durchzusetzen. Manchmal ist es gar nicht so ein- 
fach, ein Gesetz zu verwirklichen. Auch in England 
wird dieses neue Recht diskutiert, aber im Grunde 
genommen gehört das, ein paar Kollegen haben ja 
davon gesprochen, zu jenem Bereich, den wir bis- 
her aus unseren Diskussionen weitgehend ausge- 
klammert haben, nämlich was muß der Staat heute 
tun, um die Freiheit der Kunst materiell abzusi- 
chern. In ein paar Ländern haben wir Ansätze und 
in anderen haben wir nicht mal Ansätze. Wir müs- 
sen uns künftig dafür einsetzen, daß die urheber- 
rechtlichen Bestimmungen zumindest in den demo- 
kratischen Staaten vereinheitlicht werden. Dies gilt 
auch für die Rechte der bildenden Künstler. Wir 
haben in ungefähr acht europäischen Staaten ein 
Folgerecht, das den Künstlern eine Partizipation 
einräumt, wenn ihre Werke versteigert oder ver- 
kauft werden, in einem Fall werden sie mit einem 
Prozent beteiligt, im anderen mit drei Prozent. Wir 
in Deutschland sind mit fünf Prozent sehr fort- 
schrittlich. Das Gesetz ist aber noch nicht so in der 
Ausführung, daß man sagen könnte, die Künstler 
kriegen das Geld oder sie hätten die Gewißheit, 
daß sie es übermorgen bekommen. Aber der Ansatz 
ist richtig. Und anstatt, daß wir also in den verschie- 
denen Staaten hier die verschiedensten Systeme ha- 
ben, sollten wir uns auf ein einheitliches System ei- 
nigen, denn es gibt keine nationalen Naturschutz- 
parks auf diesem Gebiet. Die Kunst ist europäisch, 
sie überschreitet die Grenzen, die Literatur ist eu- 
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ropäisch, sie manifestiert sich nur in verschiedenen 
Sprachen, also müssen wir immer bezogen auf das, 
was das Thema des heutigen Vormittags war, dafür 
sorgen, daß wir hier Ansätze für ein einheitliches 
Recht schaffen und ähnliches wäre auch für die 
Museumspolitik zu sagen. Da sind einige Staaten 
ganz fortschrittlich und ich glaube, hier muß nach 
soviel Kritik auch einmal etwas Anerkennendes 
über unsere französischen Freunde gesagt werden, 
die sich sehr bemüht haben, in ihrem Land eine 
fortschrittliche Museumspolitik zumindest zu begin- 
nen. Auf diesem Gebiet übrigens können wir auch 
manchmal etwas von Ländern im Osten lernen — 
Polen beispielsweise ist ein Land, von dessen Mu- 
seumspolitik, die ja auch wichtig ist für die Erzie- 
hung zum Urteil, was Kunst ist und was nicht 
Kunst ist, wir etwas lernen können. Vor allem ist 
Museumspolitik dem Urteil dienlich, was wir be- 
wahren müssen. Vergessen Sie nicht, hier gibt es 
noch ein Phänomen besonderer Art. Was tut denn 
ein Europäer, der unseren Kontinent verläßt oder 
sagen wir nur ein Deutscher, der nach Italien 
kommt, der nach Florenz fährt oder ein Japaner, 
der nach Europa kommt? Was tut er als erstes? Er 
schlägt ein Heftchen auf und sieht nach, was er al- 
les angucken muß. Was er ansieht, sind im wesent- 
lichen die künstlerischen Zeugen der Vergangen- 
heit und dies ist also ein großer Teil dessen, was er 
in seiner Meinungsbildung über die Lebensqualität 
und den Ausdruck eines ihm fremden Landes mit- 
einbezieht. Das heißt, die Masse der Menschen, die 
irgendwo hinreisen, orientiert sich in dieser Bezie- 
hung nicht an der gegenwärtigen Aussage der 
Kunst eines Landes, sondern sie orientiert sich an 
der Geschichte, an der künstlerischen Geschichte 
eines Landes und die Gegenwart bleibt für die Be- 
sucher, von einem ganz kleinen Kreis abgesehen, 
völlig peripher. Daß das so ist, ist eine politische 
Dimension, die wir als Politiker mit berücksichti- 
gen müssen, weil sie ein entscheidender Faktor ist 
in der Urteilsbildung. Und wenn man schon von 
Verständigungspolitik spricht und wir haben ja 
hier viel von Verständigungspolitik gesprochen, 
muß ich Sie daran erinnern, daß das Urteil der 
Menschen oder der Völker übereinander ja weit- 
gehend von solchen Traditionen, die sich in Steinen 
oder in Museen irgendwo erhalten haben, mit be- 
einflußt ist, ob das nun der Wirklichkeit des betref- 
fenden Landes entspricht oder nicht. Auch dies ist 
ein politischer Faktor, den wir in unsere Überle- 
gungen zu diesem Thema miteinbeziehen müssen. 

Entschuldigen Sie, daß ich so lange gesprochen 
habe, aber ich wollte auf ein paar Dinge hinweisen, 
von denen ich es schade gefunden hätte, wenn sie 
in unserer Diskussion keine Berücksichtigung ge- 
funden hätten. 

Günter Grass: Wir haben gestern spät am 
Abend in einer schönen Kirche ein schönes Konzert 
gehört. Diese schöne Kirche wurde besucht von ei- 
ner geschlossenen Gesellschaft, und so lief es bis 
zum zweiten Teil des Konzertes. Dank der Freund- 
lichkeit der Benediktinermönche waren die Tore zu 
dem Klosterhof nicht ganz geschlossen. Während 
des letzten Teiles des Konzertes sickerten Normal- 


bewohner dieser Region in das Konzert hinein. Ei- 
nige, erstaunt über die Vorgänge, konfrontiert mit 
dieser Musik in dieser Kirche, reagierten scheu, 
gingen auf Zehenspitzen; andere, die ich beobachtet 
habe, reagierten aggressiv, sprachen dazwischen. Die 
geschlossenene Gesellschaft reagierte mit Räus- 
pern, sah sich unterbrochen im Kunstgenuß. 

Keine große Geschichte, aber doch ein Vorgang, 
der uns deutlich machen sollte, wie isoliert wir mit 
unseren Bemühungen sind und ein Vorgang, der 
mir deutlich gemacht hat, wie sehr ich wohl mit 
meiner These recht habe: daß all unsere Kulturbe- 
flissenheit nur einer kleinen Elite zugute kommt, 
daß wir dauernd, auch während dieser Tagung, an 
der Mehrheit vorbeisprechen. Wenn wir also das 
Thema Meinungsfreiheit und Grenzen der Mei- 
nungsfreiheit ernst nehmen wollen, dann läßt sich 
nach anderthalb Tagen Diskussion erkennen, daß 
sicher in den Ostblockstaaten im massiven Maße, 
in Diktaturen wie Griechenland, Portugal oder — 
neuerdings auch der Türkei in zunehmenden Maße, 
aber auch in Ländern, die sich demokratisch nen- 
nen, auch schon erkennbar ■ — von Staats wegen 
Zensur geübt und die Meinungsfreiheit beschränkt 
wird. Aber auch in Gesellschaften, die diese Zensur 
nicht haben oder kaum haben, so stellten wir fest, 
gibt es einen einschränkenden Einfluß durch Wirt- 
schaftsmacht, durch Machtkonzentration in dem ei- 
nen oder anderen Bereich über den Markt. 

Ich möchte jetzt von der dritten Beschränkung 
sprechen: von der sozialen Situation unserer Ge- 
sellschaft, in erster Linie in Westeuropa. Und ich 
möchte Sie bitten, bei Ihren Bemühungen, Verbesse- 
rungen auf dem Gebiet der Kulturpolitik nicht iso- 
liert zu sehen von der Sozialgesetzgebung. Solange 
es uns nicht gelingt, in den westeuropäischen Län- 
dern Chancengleichheit und Bildungsgerechtigkeit 
zu schaffen, solange die Unterprivilegierten dieser 
Gesellschaft auf lange Sicht keinen Teil haben kön- 
nen an dem, was die Künstler produzieren, findet 
hier keine entscheidende Beschränkung der Mei- 
nungsfreiheit statt. Nicht von Staats wegen, nicht 
durch Wirtschaftsmacht — durch nicht vorhandene 
Gesetze, durch verschleppte Reformen. Dieses — 
um die Thematik gegen Schluß unserer Veranstal- 
tung noch ein wenig auszuweiten und auch in Ant- 
wort auf Kahn- Ackermann, der dieses Thema auch 
angesprochen hat als eine gesamte Aufgabenstel- 
lung. Ich möchte jetzt etwas konkret werden aus 
Egoismus, weil ich auch etwas nach Hause nehmen 
will: 

Ich habe diese Reise nicht angetreten aus bloßem 
Spaßvergnügen. Hier ist viel die Rede gewesen — 
und zu Recht die Rede gewesen — von der Macht 
der Massenmedien, von der Macht des Fernsehens, 
Ich habe gestern schon darauf hingewiesen, daß es 
nicht nur das Staatsfernsehen gibt in den Ostblock- 
staaten, aber auch in einigen westeuropäischen 
Ländern, und nicht nur das private kommerzielle 
Fernsehen mit seinen negativen Aspekten, sondern 
daß es in einigen europäischen Ländern dritte Mo- 
delle gibt — in der Bundesrepublik die Anstalt des 
öffentlichen Rechts. Wir haben in den fünfziger 
Jahren einen Versuch Adenauers erlebt, der das 
Staatsfernsehen einführen wollte und daran zu Recht 


32 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1137 


gescheitert ist. Ich bitte jetzt Sie, die verantwortli- 
chen Politiker — und ich betone dieses Wort: die 
verantwortlichen Politiker, denn wir sind mit den 
Ergebnissen Ihrer Arbeit konfrontiert — diesen ein- 
mal begonnenen Kontakt mit Künstlern und sol- 
chen, die mit diesen Medien zu tun haben, fortzu- 
setzen und — um nur ein Beispiel zu nennen — 
eine Arbeitsgruppe einzusetzen, die die Fernsehsi- 
tuation in den westeuropäischen Ländern unter- 
sucht. Ich glaube, wir sollten nach den Erfahrun- 
gen, die wir mit Rundfunk- und Fernsehanstalten 
gemacht haben — der Anstalt des öffentlichen 
Rechts, wie sie von England z. B. auf die Bundesre- 
publik übertragen worden ist, Priorität geben. Denn 
die hier geschaffenen (besonders in Frankreich und 
Italien) Institutionen des Staatsfernsehens wären bei 
einer Kulturpolitik im Zeichen der Entspannungspo- 
litik mit nivellierendem Charakter allzu rasch be- 
reit, repressive und reglementierende Maßnahmen, 
angenähert der Ostpolitik, auch in den Westen hin- 
einzutragen. 

Hier sehe ich eine Gefahr, der man rechtzeitig be- 
gegnen müßte; und ich glaube, daß hier eine Auf- 
gabe für den Europarat und besonders für diesen 
Ausschuß zu finden ist. Als zweites bräuchten wir 
einen Vergleich über den Zusammenhang von Kul- 
tur- und Bildungspolitik in den Ländern, die im Eu- 
roparat vertreten sind. Denn gerade diese Dinge 
müssen berücksichtigt werden, weil in Helsinki be- 
stimmte Forderungen gestellt werden, wenn ver- 
handelt werden soll. Zufrieden bin ich darüber, daß, 
wenn dieser Kongreß fortgesetzt wird nächste Wo- 
che, die Themen Griechenland und Türkei auf der 
Tagesordnung sind. Ich glaube nicht, daß der Euro- 
parat damit zufrieden ist, wenn er mit der Men- 
schenrechtskommission einmal ein Votum ausge- 
sprochen hat. Ich glaube, daß es darauf ankommt, 
dieses Votum gerade in der jetzigen Situation in 
Griechenland zu bestätigen, um neue Erfahrungen 
anzureichern und dort, wo sich ähnliche Verhält- 
nisse wie in Griechenland vorbereiten — ich meine 
die Türkei — rechtzeitig Einspruch zu erheben. 

Als letzte Fußnote einen Vorschlag für die Politi- 
ker: Wir haben im Verhältnis — wenn ich das 
recht sehe — mit dem geistigen Eigentum eine 
recht soziale Einstellung gewonnen; z. B. erlöschen 
die Rechte an meinen Büchern 70 Jahre nach mei- 
nem Tod. Ich finde die Lösung großartig. Ich weiß 
ja gar nicht, wie meine Urenkel aussehen, was für 
Tölpel sie sind, und ich habe nicht vor, für diese 
eventuellen Tölpel zu arbeiten. Warum nimmt man 
nicht dieses Verhältnis zum geistigen Eigentum als 
Beispiel und überträgt es auf Grund und Boden? Ich 
möchte diese Anregung an den Kulturausschuß des 
Europarates weitergeben; er möge es an die ent- 
sprechenden Parlamente weiterleiten. Ich glaube, 
daß hier im Bereich der Kultur wir Künstler in un- 
serem Verhältnis zum geistigen Eigentum dem Rest 
der Gesellschaft voraus sind. Vielleicht sollte man 
sich in dieser Beziehung an uns einmal ein Beispiel 
nehmen. 

Prof« Dr. Grochowlak: Herr Kahn- Ackermann 
hat mir sehr viele meiner Vorschläge und Anregun- 
gen vorweggenommen, dafür bin ich dankbar. Ich 


wollte eigentlich in diesem Augenblick vielleicht 
noch etwas ergänzen oder präzisieren. Ich meine, 
meine Damen und Herren, daß wenn wir von der 
Freiheit des Künstlers sprechen und seine Siche- 
rung suchen, dann bedingt das, daß vor allen Din- 
gen die Gesellschaft sich mit seinen Problemen und 
damit mit allen kreativen Aktivitäten auseinander- 
setzt, um nicht ihn, sondern dadurch auch sich 
selbst, zu verstehen. Wenn das geschehen sollte, 
und dazu fehlt noch sehr vieles, dann wird, glaube 
ich, auch die Frage der Freiheit von den Künstlern 
selbst nicht mehr so negativ durch die Gesellschaft 
gesehen beantwortet werden, als es bisher der Fall 
ist. Welches sind die Wege? Ich setzte voraus, daß 
ein ganz wichtiger Punkt in all den Ländern hier 
existiert, der z. B. in meinem Lande, da wir nicht 
von einem Bundesbudget her Kulturarbeit treiben, 
sondern von den Ländern her, im argen liegt. Bei 
uns ist das Budget für künstlerische und Kulturauf- 
gaben freiwillig, d. h. es kann jederzeit, wenn es 
eine Geldkrise gibt, wenn eine Wirtschaftskrise da 
ist, ersatzlos gestrichen werden. Davon haben man- 
che Länder, z. B. das Kohlenrevier, vor einigen Jah- 
ren etwas zu spüren bekommen. Das wäre Wunsch 
NT. 1, Empfehlung Nr. 1, daß man überlegen sollte, 
wieweit ein Kulturetat nicht genauso zu den fe- 
sten, nicht abzubauenden Ausgaben des Staates ge- 
hört wie andere sichere Etats, z. B. der sog. Vertei- 
digungsetat, es auch sind. Ich glaube, wenn wir die 
Wege suchen, dann sollten wir, ich wiederhole 
Herrn Kahn-Ackermann, bei den Elementar- und 
weiterbildenden Schulen anfangen. Anstatt wie das 
jetzt überall zu beobachten ist, der Kunstunterricht 
dort mehr und mehr abgebaut wird, um anderen, 
dem Berufsbild der Leistungsgesellschaft entspre- 
chenden Fächern mehr Vorrang zu geben, sollte 
man mit allen Mitteln versuchen, wenigstens einen 
Teil dieses verlorenen Terrains wieder zu erobern. 
Das heißt, den künstlerischen und damit meine ich 
nicht diesen engen klassischen Begriff künstlerisch, 
den künstlerischen Disziplinen wirklich auch in der 
Elementar- und weiterbildenden Schule Raum ge- 
ben. Ein ganz wichtiger Punkt, der tatsächlich zu 
versiegen droht. Das zweite sind die Erwachsenen- 
bildungsinstitute, eine sehr, sehr wichtige Position, 
die leider auch meistens im Budget auf Freiwillig- 
keitsgrundlage besteht. Was passiert dort? Auch 
dort sind all die Dinge, die im kreatürlichen, im 
kreativen Bereich — auch im kreatürlichen natür- 
lich, da beginnt es ja mit der Kreatur — Fuß faß- 
ten, wovon eigentlich die Erwachsenenbildung her 
ihren Ausgang nahm, vollkommen abgestorben. Es 
gibt noch gelegentlich kleine Kurse, aber der 
Hauptweck, das Hauptziel dieser Bildungsarbeit der 
Erwachsenen geht ganz klipp und klar auf Erfolge 
innerhalb der Leistungsgesellschaft hinaus und 
wird dementsprechend von der Seite des kulturel- 
len Sich-Weiterbildens vollkommen abgebaut. Das 
gilt insbesondere auch bei einer Bewegung wie sie 
in unseren westlichen Demokratien die Gewerk- 
schaften darstellen. Es ist ein Jammer zu sehen, wie 
es Akademien, wie es Zentren der Bildung inner- 
halb der Gewerkschaftsbewegung gibt, wie aber in 
einem Jahresprogramm auch jeglicher Punkt, der 
irgendwie die Kunst betrifft, nicht zu finden ist. Da 
wären Möglichkeiten einer Bildungsarbeit — vor 
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allen Dingen einer Verständigungsarbeit — einer 
Koordinierung und einer Durchdringung eben von 
Kunst und Gesellschaft, von Künstlern mit den An- 
gehörigen dieser Gesellschaft, die einfach verpaßt 
werden und daraus rekrutiert dann die Befremdung, 
die Ahnungslosigkeit, das Desinteresse. Ich meine, 
wenn wir an diesen drei Punkten ansetzen könnten, 
dann würde es nicht so schwer sein. Pariementarier 
und Vertreter, gewählte Volksvertreter, die über 
die Geschicke von Ankäufen, von künstlerischen 
Dingen an Bauwerken, von Architektur mit ihrer 
Stimme allein Einfluß haben, zu einem größeren 
Selbstverständnis zu den Künsten, zu den Künstlern 
ihrer Zeit vor allen Dingen zu bringen und dann 
wäre es eben nicht mehr schwierig, in einem ge- 
meinsamen Gremium, in dem nunmehr die Künstler 
mitbestimmend mitbeteiligt sind, und zwar nicht 
immer in einer verschwindenden Minorität, sondern 
eher in einer Majorität, wie es ja auch wenn Ärzte 
über ihr Thema sprechen bei unseren Parlamentari- 
ern selbstverständlich ist, daß sie einem Operateur 
eher Glauben schenken in seinem Fachbereich, als 
sich selbst. Ich glaube, das ist sehr wichtig. Wenn 
man das Dilemma sieht, das durch Zollbeamte ent- 
steht, das in den Gerichten durch richterliche Sprü- 
che entsteht, z. B. in Fragen der Pornographie und 
der Kunst, dann wird es höchste Zeit, daß auch dort 
Künstler mit in den Gremien sitzen, die mitent- 
scheiden können, ob es sich bei einer Sache um 
Kunst oder um Pornographie, um Verherrlichung 
einer Untat des Krieges oder der Gewalttätigkeit 
oder um einen Appell zu besserem Handeln han- 
delt. Damit verbunden ist, last not least natürlich 
auch, Freiheit für den Künstler ist nicht mehr nur 
eine Sache, in der man ihn sich selbst überläßt, son- 
dern wie man ihn dort sichert, wo sich jeder Mensch 
heutzutage abgesichert fühlen darf, in der Alters- 
versorgung und hier ziele ich nur noch den Punkt 
von Kahn-Ackermann noch einmal an, nämlich das 
Folgerecht, wo bei uns die ersten Anstrengungen 
geschehen, mit 5 Vo jedes verkaufte Kunstwerk zu 
belasten und davon 3^/o einem Altersfonds zuzu- 
führen; allein daraus würde ohne sonst noch die 
Gesellschaft zu belasten, eine Altersversorgung der 
Künstler um ihrer Freiheit willen gewährleistet 
sein. 

Dr. Schwencke (SPD): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren, verehrte liebe Kollegen! 

So sehr es mich reizen würde, auf den letzten 
Beitrag unseres Kollegen aus Italien kritisch einzu- 
gehen, so werde ich mich doch auf zwei Bemerkun- 
gen von Vorrednern beschränken, bevor ich dann 
zu dem Anliegen komme, das der Grund für meine 
nochmalige Wortmeldung war. 

Eine erste Bemerkung an Günter Grass: Hatten 
Sie etwas anderes erwartet?: Die Reaktion gestern 
abend, als wir in der herrlichen Kirche das wunder- 
schöne Orgelkonzert genossen und die Hereinkom- 
menden uns „störten"? Deren Verhalten und unser 
Verhalten sind mir nicht rätselhaft. Ich glaube, die 
Antwort ist ganz simpel: wenn wir nach dem 
Kunstbegriff fragen, mit dem wir arbeiten. Wenn 
wir „Kunst" beispielsweise im Sinne der bürgerlich 
überlieferten „Kultur" verstehen, wer kann von den 


Nicht-Gebildeten daran partizipieren? Banaler ge- 
fragt: ist jemand, ein Lehrling beispielsweise, dem 
wir eine Theaterkarte oder ein Opernbillet schen- 
ken, damit wirklich gut bedient? Mir fiel gestern 
abend spontan ein ganz anderes Wort ein, das von 
Marcel Proust; „Wir stehen auf der Spitze einer Py- 
ramide von Vergangenheit." Last und Chance! 

Die Frage, die unser Symposiumsthema direkt an- 
geht, lautet: kann unser Begriff von Kultur noch 
der sein, der aus der Vergangenheit, inhaltlich 
durch die idealistische Ästhetik geprägt, auf uns 
gekommen ist und mit den Institutionen des vori- 
gen Jahrhunderts verbunden bleibt? Oder müssen 
wir nicht ganz andere Formen der Kommunikation 
aus der „Kunst" als unsere „Kultur" entwickeln? 
Ansätze sind ja glücklicherweise dafür vorhanden. 
Ich komme darauf unten noch ausführlicher zu- 
rück. 

Günter Grass: Natürlich war es mir bewußt, 
Herr Schwencke, daß so etwas auf uns zukommen 
könnte. Aber es wurde mir gleichzeitig in dem Mo- 
ment bewußt, welch einen verengten Begriff wir 
von Kultur hier praktizieren und wie ausgeschlos- 
sen wir sind als Minderheit und wie ausgeschlos- 
sen gleichzeitig die Mehrheit ist, wenn es um die- 
sen Kulturbegriff geht. 

Dr, Schwencke (SPD): Genau. Meine zweite 
Bemerkung gilt Herrn Rubins Ausführungen: wenn 
wir wie Sie argumentieren würden, also Sie mein 
Diktum, daß jede Kunst a priori politisch ist, ableh- 
nen und für die un-politische Kunst plädieren, wür- 
den Sie sich prinzipiell auf die Ebene des türki- 
schen Teilnehmers stellen. Er hat immerhin gestern 
sagen können: wir sind hier, um über Kultur zu 
sprechen; das hat nichts mit Politik zu tun! 

Auch wenn Sie, Herr Rubin, sicher nicht diese 
Ebene gemeint haben können, kommt in der Ten- 
denz ähnliches dabei 'raus. Ich möchte Ihnen sagen, 
daß für mich selbst ein Gedicht von Peter Hüchel 
nicht belegen kann, daß Kultur und Politik ver- 
schiedene Dinge sind, ganz zu schweigen vom Ge- 
samtwerk Thomas Manns. Ja selbst die späten Ge- 
dichte von Paul Celan — und ich meine nicht seine 
„Todesfuge" — nenne ich als Beleg für meine The- 
se. 

Prof, Rubin: Das habe ich nicht gesagt, Herr 
Schwencke. Bitte, ich bin vollkommen einverstan- 
den mit Ihnen, aber legen Sie mir nichts in den 
Mund, was ich nicht gesagt habe. 

Dr, Schwencke (SPD): Ich habe mich gemeldet, 
um das für mein Verständnis wichtige Referat von 
Herrn Dupuy mit einigen grundsätzlichen Beobach- 
tungen aus dem bundesdeutschen Kultur-Bereich zu 
ergänzen. Juristen wie Herr Dupuy, die über Fixie- 
rungen von Kultur in unseren Verfassungen nach- 
denken, sind ja so selten, daß ihre Ausführungen 
über den Einzelfall hinaus wichtig sind. 

Was mich als Frage an den Kultur-Juristen be- 
schäftigt, will ich zunächst illustrieren: im Jahre 
1967 wurde in einem Zeitungsausschnitt („Stuttgar- 
ter Zeitung" vom 3. Juni 1967) von einem Kölner 
Gerichtsurteil berichtet. Darin heißt es: „Unter 
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Kunst versteht das Gericht ein Erzeugnis, das den 
Durchschnittbürger erheben soll über seinen grau- 
en Alltag. Sie soll das Edelste darstellen, was sich 
das menschliche Gemüt vorstellen kann." Soweit 
die Illustration. 

Wenn ich den Tenor des Vortages von Herrn Du- 
puy richtig erfaßt habe (und das war für einen 
Nichtjuristen abschnittsweise nicht so schrecklich 
einfach), so ist der Begriff Kultur auch aufgrund 
der europäischen Konvention prinzipiell dynamisch 
offen, also „progressiv" und nicht statisch, traditio- 
nell gefaßt. Daraus ergibt sich dann auch, das hat 
Herr Dupuy sorgfältig entwickelt, die Aufforderung 
zu prinzipieller Unterstützung „des Geistes der Er- 
neuerung durch das schöpferische Werk". Konse- 
quenterweise hat Herr Dupuy dann an uns Politiker 
appelliert, in unseren Ländern den Künstlern zu 
dem notwendigen „Sozialstatus des Schöpfenden" 
zu verhelfen. Das halte ich für eine ganz wichtige 
und eine für die Sozialgesetzgebung dringend anste- 
hende Aufgabe. 

Wir stehen in der Bundesrepublik allerdings vor 
Schwierigkeiten. Herr Grochowiak hat bereits dar- 
auf hingewiesen, daß das seitens des Bundes nur 
indirekt geschehen kann, da in der Bundesrepublik 
die Kulturkompetenz bei den Ländern liegt. „Fällt 
die Kulturhoheit der Länder, so verliert der Födera- 
lismus sein Herzstück" (Kultusminister Hahn, 1968). 
Nicht nur die Einheitlichkeit ist eines der Proble- 
me, die sicherlich noch einmal Verfassungsgerichte 
beschäftigen wird. Problematischer ist der jeweilige 
Kulturbegriff, mit dem wir arbeiten, womit ich indi- 
rekt bei dem anknüpfe, was ich einleitend ausge- 
führt habe. 

Um wieder an einem Beispiel zu demonstrieren, 
was ich meine, verweise ich auf den Artikel 131 der 
Bayerischen Verfassung; ich hätte auch das Bei- 
spiel Baden-Württemberg wählen können! — Dort 
wird unter den „obersten Erziehungszielen" neben 
der „Ehrfurcht vor Gott" und der „Würde des Men- 
schen" auch die „Aufgeschlossenheit für alles 
Wahre, Gute und Schöne" subsumiert. Das hier 
festgeschriebene Wertverständnis bürgerlich-idea- 
listische Tradition kann wohl schwerlich als 
Grundkomponente prinzipiell akzeptiert und für 
alle Bürger unseres Staates für verbindlich erklärt 
werden. Tendenziell macht m. E. schon der durch 
die Momente Demokratie und Sozialstaat politisch 
definierte Pluralismus unseres Grundgesetzes (GG 
Art. 20) eine korrigierende Interpretation möglich 
— oder nötig (trotz der GG-Artikel 30, 70 ff. u. 83). 

Die Grundgesetzaussage — ich meine den Arti- 
kel 5 — sagt kurz und knapp: „Kunst und Wissen- 
schaft, Forschung und Lehre sind frei." 

Ich glaube, daß diese Aussage die oben genann- 
ten wertintendierten bayerischen Lern- und Lehr- 
ziele relativiert. Gerade im Blick auf die Schule, 
der unser Präsident ja freundlicherweise einer 
so ausführlichen Einbeziehung gewürdigt hat, gilt 
das. Herkömmlicherweise werden dem einzelnen 
Bürger zwei seine subjektiven Kriterien für die 
Kunstwertung überlassen; doch im Blick auf eine 
dynamisch-politische Weiterentwicklung vor allem 
der Bedeutungsräume von Kunst und Wissenschaft 
darf diese nicht dadurch so vehement einge- 


schränkt werden, daß für den öffentlichen Erzie- 
hungsbereich fast ausschließlich Wertvorstellun- 
gen zugrunde gelegt werden, die dem humanistisch- 
christlichen Erbe des vergangenen und vorvergan- 
genen Jahrhunderts erwachsen sind. „Gutes, Wah- 
res, Schönes" verbindet sich assoziativ noch immer 
mit diesen sogenannten abendländischen Grundla- 
gen. 

Wenn wir Kunst aus dem engeren Kultur-Bereich 
lösen wollen, sie gesellschaftlich relevant machen 
möchten, muß der Prozeß der Definition und Koor- 
dination bei den Interessen und Bedürfnissen der 
vielen einsetzen. Anders kann ich mir eine neue 
Definition nicht vorstellen und ich begrüße, daß 
dieser Aspekt nun auch aus übernationaler Sicht 
artikuliert wurde. 

Strategisch ist zur Verwirklichung dieser Absicht 
so etwas wie ein Kulturcurriculum erforderlich. Es 
betrifft zwar wiederum den pädagogischen Bereich 
insbesondere, sprengt aber die Pädagogik im enge- 
ren Sinne. An der Erarbeitung eines Kulturcurricu- 
lums müßten sich Pädagogen, Sozialwissenschaft- 
ler, Sozialarbeiter, Künstler, Schriftsteller, Publizi- 
sten und engagierte Aktionisten und betroffene Re- 
zipienten von Kunst beteiligen. 

Ich glaube, daß erst im Prozeß solcher Art über 
das bloße Kodifizieren von Kunst, wie es der Schul- 
unterricht in der Regel ebenso wie die städtische 
Kulturarbeit tut, hinauskommt. 

Darüber im europäischen Rahmen weiterzudisku- 
tieren, wäre sehr lohnend. Die Frage ist allerdings, 
unter welchen Kriterien das geschieht, wie die not- 
wendigen (?) Verfassungs-Fixierungen darüber er- 
folgen, bzw. korrigiert werden. Offensichtlich ist es 
eine Frage, die manche Delegierte aus den Mit- 
gliedsländern ebenso wie mich interessiert: Sicher- 
lich ist es sehr schwierig, auch unter Hinzuziehung 
der Menschenrechtskonventionen den jeweiligen 
Kultur-Raum verfassungsrechtlich zu qualifizieren 
und zu quantifizieren. Wenn wir von der „Freiheit 
der Darstellung" sprechen, meine ich — und dabei 
kommen mir auch die vorhin genannten Beispiele 
aus Irland in den Sinn — , daß die Chance der Frei- 
heit voll gewahrt und eine mögliche „Begrenzung" 
verfassungsmäßig ihr je unterzuordnen ist. Mögli- 
cherweise, vielleicht sogar notwendigerweise, wäre 
es — dafür möchte ich in diesem Schlußsatz plädie- 
ren — gar nicht erforderlich, Negativ-Einschränkun- 
gen der „Kultur" durch gesetzliche Formulierungen 
zu „verfassen". Dann wären wir und die Künstler 
„frei". 

* 


Die freie Meinungsäußerung und die Rolle des 
Künstlers in der Europäischen Gesellschaft 

Berichterstatter: Abgeordneter Karasek 

Ost- West-Beziehungen unter dem Gesichtswinkel 
der freien Meinungsäußerung und der Stellung der 
Künstler 

Bevor wir uns mit den verschiedenen Sitzungen 
unseres Kolloquiums befassen, erscheint es uns 
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notwendig, wenn nicht unumgänglich, auf ein The- 
ma, das immer wieder aufgetaucht ist, gesondert 
einzugehen: und zwar die Ost-West-Beziehungen 
und die Folgen, die ein verstärktes Übereinkommen 
zwischen Ost- und Westländern hinsichtlich der 
freien Meinungsäußerung und der Stellung der 
Künstler mit sich bringen könnte. Ihr Berichterstat- 
ter legt jedoch Wert darauf, Ihnen in Erinnerung zu 
rufen, daß das Ziel unseres Kolloquiums im Geiste 
der Kommission nie darin bestanden hat, mit einem 
anklagenden Zeigefinger über alles, was östiicher- 
seits hinsichtlich der freien Meinungsäußerung und 
der Künstler nicht funktioniert, herzuziehen, wäh- 
rend die westliche Seite mit allzu billigen Lobsprü- 
chen bedacht wird. Das wäre politisch unrealistisch 
und außerdem allzu leicht, denn, wie dies einige 
Redner hervorgehoben haben, sind auch die Länder 
des Westens, für die die Europäische Menschen- 
rechtskonvention einen Eckpfeiler ihrer politischen 
Systeme darstellt, bei weitem nicht vor bestimmten 
Kritiken gefeit. 

Es war alles in allem fast zu erwarten, daß, da 
das Kolloquium knapp vor Eröffnung der Konferenz 
von Helsinki über die Sicherheit und Zusammenar- 
beit in Europa stattfand, das Thema der kulturellen 
Ost-West-Beziehungen weit über den Rahmen, den 
wir ihm ursprünglich zugedacht hatten, hinausging. 
Doch war das Kolloquium eine Gelegenheit mehr, 
um uns in unserer Meinung zu bestärken, daß es un- 
sere Pflicht als Politiker ist, im Rahmen unserer 
Versammlung mit den Mitteln, die sich am geeig- 
netsten erweisen, die Resultate der Konferenz von 
Helsinki und Genf zu verfolgen und zur gegebenen 
Zeit Empfehlungen an unsere Regierungen zu rich- 
ten. 

Dies gesagt habend, haben wir alle im Verlauf 
der Zusammenkunft zwischen Künstlern und Politi- 
kern erkannt, wie sehr die ängstliche Sorge der 
Künstler in dieser Welt gerechtfertigt ist, nicht nur 
weil sie durch die Folgeerscheinungen ihrer techni- 
schen Errungenschaften hart ist, sondern auch weil 
die Interessen politischer und vielleicht mehr noch 
kommerzieller Natur die Gefahr mit sich bringen, 
daß eine Reihe von unschätzbaren Werten wie die 
Werte der Kultur, ihrer Freiheit sowohl von seiten 
der Künstler als auch seitens derer, an die sie eine 
Botschaft zu richten haben, unterschätzt werden. 

Günter Grass war der erste, der sich zu einem 
sehr beredten Anwalt dieser ängstlichen Sorge 
machte, und wir meinen, daß sich die Politiker bei 
den Diskussionen, die sich im Rahmen der Konfe- 
renz über die Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa ergeben werden, über dieses Thema Gedan- 
ken machen sollten. 

Wie könnte man in diesem Zusammenhang die 
allerjüngsten Erklärungen von Andrej Sacharow 
unerwähnt lassen, der ein besonders grelles Licht 
auf die Ängste wirft, die im Verlauf unseres Kol- 
loquiums zutage getreten sind. Hat nicht in der Tat 
der bedeutendste der sowjetischen Dissidenten auf 
die Gefahr hin, sich schwere Repressalien zuzuzie- 
hen, die westlichen Länder vor dem Risiko eines 
Übereinkommens mit Moskau ohne Gegenleistung 
gewarnt. „Hütet euch", so erklärte der Vater der H- 


Bombe den Ländern des Westens, „vor einer Annä- 
herung mit Rußland, die nicht mit der Demokrati- 
sierung dieses Landes und der Aufgabe seiner Iso- 
lierung Hand in Hand geht. Eine Entspannung ohne 
Demokratisierung, eine Entspannung, ohne die der 
Westen de facto unsere Spielregeln annehmen wür- 
de, wäre eine gefährliche Entspannung. Sie würde 
keines der weltweiten Probleme lösen und würde 
einer Kapitulation vor unserer wahren oder über- 
triebenen Macht gleichkommen." 

Der sowjetische Physiker, und hier stoßen wir 
wieder voll auf das Hauptanliegen unseres Kollo- 
quiums, hat den westlichen Geschäftsleuten vorge- 
worfen, sich nur für das sowjetische Erdöl und Gas 
zu interessieren „und keine Ahnung von allen an- 
deren Aspekten des Problems zu haben". Die Ein- 
fuhr der westlichen Technologie ändert nichts, und 
Sacharow drängt beharrlich darauf, daß die West- 
mächte Bedingungen für die Entspannung auferle- 
gen und gegen „die abgeschlossenen Länder, wo al- 
les, was vor sich geht, unbemerkt von den Augen 
der Ausländer geschieht" und die „ihr wahres Ge- 
sicht verschleiern", Stellung nehmen. 

Will sich Moskau, indem es den bedeutenden Phy- 
siker reden läßt, unmittelbar vor der Wiederauf- 
nahme der europäischen Konferenz über die Sicher- 
heit und Zusammenarbeit ein gutes Alibi verschaf- 
fen? Die Zukunft allein wird dies zeigen. Erklärt 
sich diese mutige Warnung nicht aus der Haltung 
eines Mannes, der als freiheitsliebender Bürger die 
Nebenwirkungen jeder von außen kommenden Hil- 
fe an die Sowjetunion auf das Schicksal des Men- 
schen in einem von einem unkontrollierbaren büro- 
kratischen Apparat beherrschten Land beurteilt? 
Das sind alles Fragen, die man sich stellen mag. 

Denn schließlich und endlich wenn man den 
Stand der Arbeiten am Schluß der ersten Etappe 
der Konferenz von Helsinki betrachtet, muß man 
wohl zugeben, daß zwischen Ost und West weiter- 
hin Uneinigkeit über den freien Personen- und Gü- 
terverkehr herrscht. Die erste Etappe der Konferenz 
von Helsinki ging am 7. Juli mit der Definition der 
allgemeinen Grundsätze der Sicherheit und Zusam- 
menarbeit in Europa zu Ende. Wenn die westlichen 
Minister besonders auf dem freien Personenverkehr 
und dem freien Gedankenaustausch bestanden ha- 
ben, so haben die Vertreter der sozialistischen Län- 
der, ohne diese prinzipiell zu verwerfen, diesbezüg- 
lich viel mehr Zurückhaltung gezeigt. 

Gerade zu dem Zeitpunkt, da die Frage der kultu- 
rellen Beziehungen und des kulturellen Austau- 
sches zwischen Ost und West einen so bedeuten- 
den Platz einnimmt, soll man sich voll darüber be- 
wußt sein, daß im gleichen Maße, wie sich im 
Osten ein Wille zur Öffnung in den internationalen 
Beziehungen manifestierte, strenge Maßnahmen zur 
kulturellen Kontrolle getroffen wurden, die prak- 
tisch zu einer Isolierung der sowjetischen Kultur 
gegenüber der Außenwelt und zu einer Sterilisie- 
rung der originellsten und erneuerndsten inneren 
Strömung führen. 

j Die Haltung des sowjetischen Regimes ist über- 
legt und beruht auf einem Verteidigungsreflex, der 

I zu einer Abdrosselung der Kultur von unvorherseh- 
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barer Tragweite führt. Dies ist eine Reaktion auf das, 
was man Gedankeninfiltration nennen könnte, und 
diesbezüglich könnte man einen Absatz aus einem Ar- 
tikel von Wadim Sagladin, einem nahen Berater von 
Breschnjew, anführen, der im Oktober 1972 erschie- 
nen ist: „Gegenwärtig", schrieb Sagladin, „wird oft 
behauptet, daß die europäische Konferenz (über die 
Sicherheit und die Zusammenarbeit) im wesentli- 
chen auf ,die Entwicklung des Personenverkehrs 
und des Gedankenaustausches' ausgerichtet sein 
muß. Diese Äußerungen erscheinen relativ harmlos, 
doch verbergen sie in der Tat Absichten, die nicht 
gebilligt werden können. Jedermann weiß, daß man 
im Westen, wenn man von , Personenverkehr und 
Gedankenaustausch' spricht, darunter oft Gedanken- 
infiltration oder genauer ideologischen Eingriff in 
die sozialistische Welt versteht. Das ist selbstver- 
ständlich unzulässig." 

Die bewußte Isolierung der sowjetischen Kunst 
wird durch eine echte innere Sterilisierung der Kul- 
tur verschärft, die ein noch schwerwiegenderes 
Phänomen darstellt. Die verschiedenen Maßnah- 
men, um vor allem die Schriftsteller zum „Schwei- 
gen zu bringen", führen zu einem Klima der Unter- 
drückung und einer besonders starren Haltung in 
der Literatur. Alles deutet also darauf hin, daß in 
dem Augenblick, wo die offiziellen Vertreter des 
Ostens damit einverstanden sind, in Helsinki von 
kulturellem Austausch, Ideenbewegungen und Per- 
sonenverkehr quer durch Europa zu sprechen, alle 
Vorkehrungen getroffen werden, damit diese Pro- 
jekte in der UdSSR selbst eine so geringe Auswir- 
kung wie nur möglich haben. 

Die Rolle des Künstlers 

Zu Recht hat Professor Dupuy die Zweideutigkeit 
des Begriffes Künstler unterstrichen. Eine der Kom- 
missionen der Konferenz von Helsinki hat darauf 
hingewiesen, wie wichtig es wäre, zu einer Defini- 
tion des Ausdrucks „Künstler" zu gelangen, ohne 
daß dies ihr selber gelungen ist. Man kann jedoch 
mit der gebührenden Vorsicht eine Reihe von 
Merkmalen herausarbeiten, die zum Begriff des 
Künstlers gehören. Wir wollen zwei herausgreifen, 
die von den Teilnehmern des Kolloquiums manch- 
mal nicht ohne Heftigkeit besonders erörtert wur- 
den: die Freiheit der künstlerischen Kreation und 
die Notwendigkeit der Beteiligung des Künstlers. 

Wir sind uns einig, im Künstler einen Visionär 
der Zukunft zu sehen, einen Mann, dessen Engage- 
ment größer ist, dessen Sensibilität mehr entwickelt 
ist und dessen Phantasie sich permanenter auf die 
Gesamtheit seiner Probleme und auf die Gesamtheit 
der Impulse, die er von der Gesellschaft erhält, in 
der er lebt, und von den Projektionen, die er in 
Richtung einer zu erbauenden Gesellschaft bringen 
möchte, ausweitet. 

In der Botschaft, die M. Druon, französischer Mi- 
nister für kulturelle Angelegenheiten, uns freundli- 
cherweise übermittelt hat, schreibt er den Künst- 
lern die Geschicklichkeit, aber auch den Willen 
zum Schaffen zu, und schließt sich hiermit der dy- 
namischen Auffassung von der Aufgabe des Künst- 


lers an, die während unseres Kolloquiums oft und 
oft hervorgehoben wurde. 

Auf die Funktion des Staates anspielend, drückt 
sich Druon folgendermaßen aus: „Der Staat kann 
selbstverständlich nicht jedem den Erfolg garantie- 
ren, was eine wahrhaft absurde Auffassung wäre, 
er muß die technischen Mittel, über die der Schaf- 
fende verfügt, um mit dem Publikum in Kontakt zu 
treten, das namens seiner eigenen Freiheit — frei 
in seinem Urteil — der oberste Herr des Erfolges 
ist und bleiben muß, bewahren und mehren. Der 
Künstler so wie der Politiker unterliegt der Abstim- 
mung." Und Druon fügt hinzu: „Da die Kunst ei- 
nes der wesentlichen Mittel ist, die der Mensch er- 
rungen hat, um seine Stellung auszukosten und zu 
verherrlichen, ist es wichtig, daß die öffentlichen 
Stellen Sorge dafür tragen, daß die künstlerischen 
Fächer so weit als möglich gefördert werden — wir 
haben im Kolloquium viel davon gesprochen — 
nicht nur, um Schaffende zu erwecken, sondern 
ebenfalls um das Publikum vorzubereiten, das heißt 
die Empfänger der Schöpfung." 

Es wurde gesagt, daß der Künstler ein Revolutio- 
när sei. Sehr scharfsinnig analysiert Professor Ca- 
zeneuve, was man darunter zu verstehen hat. Der 
Künstler ist Revolutionär als Künstler insofern, als 
er in seiner Kunst etwas radikal Neues bringt. Es 
wurde das Beispiel von Debussy angeführt, der 
eine Art revolutionärer Musik im Vergleich zu der, 
die vorher praktiziert wurde, eingeführt hat. Doch 
es ist ebenso bekannt, daß Debussy im übrigen po- 
litisch konservativ war. Daher setzt professor Caze- 
neuve nicht ohne Grund der Bewertung des 
Künstlers an seinem politischen Engagement eine 
gewisse Skepsis entgegen. Man kann dies unter- 
mauern, wenn man bedenkt, daß viele unserer 
Schriftsteller und Künstler im Laufe ihres Lebens 
mehrmals die politische Einstellung geändert haben 
und ihr Talent während dieser Entwicklung weder 
besser noch schlechter war. Die Künstler haben das 
Talent, das sie haben. Es ist ein quasi mathemati- 
scher Beweis, daß das Talent nicht an das politi- 
sche Engagement gebunden ist. Daher, um eine är- 
gerliche Wortverwechslung zu vermeiden, läßt sich 
sagen, daß die Schriftsteller als Künstler Revolutio- 
näre sind und daß sie dies auch politisch sein kön- 
nen, doch nicht müssen. Es muß bemerkt werden, 
daß der Künstler das Recht hat, politisch nicht en- 
gagiert zu sein, wenn dies sein Wunsch ist, und 
daß man ihm nicht das Recht absprechen kann, 
zwischen seinem künstlerischen Genie und seinen 
politischen Meinungen einen Trennstrich zu zie- 
hen. 

Für St. John-Stevas registriert der Künstler, die- 
ser sensible Mensch, die Enttäuschungen und Hoff- 
nungen der Gesellschaft viel feiner, und das ver- 
leiht ihm eine für die Gesellschaft notwendige Funk- 
tion, selbst wenn diese nicht immer von dem Bild, 
das ihr der Spiegel des Künstlers zurückwirft, ge- 
schmeichelt ist. 

Die Beteiligung des Künstlers 

Wie Frau de Bäcker, die Herren Cazeneuve, De- 
jardin und der Präsident Kahn-Ackermann bemerk- 
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ten, ist die Beteiligung des Künstlers für ihn eine 
Gewähr, daß sowohl seine freie Meinungsäußerung 
gewahrt bleibt, als auch daß seinen Werken staatli- 
che Unterstützung zuteil wird; und wie Professor 
Dupuy klar unterstrichen hat, sollte die Nicht-Dis- 
kriminierung die goldene Regel sein, die das Ein- j 
greifen der Staaten leitet. Die europäische Kommis- 
sion wacht jedesmal darüber, wenn sie befaßt wird, 
und man wendet sich jedesmal an sie, wenn sich 
Probleme ergeben. Wie Professor Cazeneuve ist Pro- 
fessor Dupuy der Meinung, daß eine den Künstlern 
allein überlassene Selbstverwaltung die Gefahr mit 
sich brächte, besonders konformistisch zu sein und 
vor allem unter den arrivierten Künstlern, den 
wohlhabenden Künstlern, zu einem gewissen Tradi- 
tionalismus führen könnte, der ärger wäre als ei- 
ner, der von einer schlecht informierten Macht aus- 
gehen könnte. Darum muß man mit Frau de Bäcker 
übereinstimmen, daß letzten Endes in der Verschie- 
denartigkeit der Organisationen, an denen sich zu 
beteiligen die Künstler aufgefordert werden, das 
Heil zu finden ist. Es geht darum, überall die Schaf- 
fung von Organisationen mit Mehrfachbeteiligung 
zu fördern, die nicht nur Künstler natürlich umfas- 
sen, sondern auch Personen, insbesondere Parla- 
mentarier, die eine besondere Verantwortung der 
Nation gegenüber tragen und die einen gewissen 
Einfluß ausüben könnten. Doch diese Mitwirkung 
des Künstlers an den offenen Organisationen soll 
sich auch auf internationaler Ebene entfalten, denn 
wie Herr Kahn-Ackermann hervorgehoben hat, gibt 
es keine „Nationalparks für die Kultur", Die interna- 
tionale Ebene ist für den Künstler eine Gelegenheit, 
durch die Höhe der Schwierigkeiten, auf die er sto- 
ßen kann, über sich selbst hinauszuwachsen. 


Das Wesen der freien Meinungsäußerung 

Wir kommen nun zu dem Thema, das von Günter 
Grass unserem ersten Vortragenden übertragen 
wurde. 

In seinen Ausführungen, denen man mit gespann- 
ter Aufmerksamkeit folgte, hat Grass besonderen 
Nachdruck auf die Freiheit des politischen Engage- 
ments des Künstlers gelegt. Diese Freiheit ist um so 
notwendiger, dies muß anerkannt werden, als die 
Welt der Politik oder die Macht, anders gesagt die 
Gewalt, versucht sein können, in irgendeiner Weise 
direkt oder indirekt die Künstler an die Zügel zu 
nehmen, die Gegner des politischen Regimes sein 
sollten. Das Problem, das hier angesprochen wird, 
geht über die einfache Gegenüberstellung Osten — 
Westen hinaus, und unser Vortragender hat sich 
vielleicht in dem Wunsch, unsere Aufmerksamkeit 
auf eine etwas provokante Weise auf die Tatsache 
zu lenken, daß dieses Problem sich nicht in Form 
einer vereinfachten Dialektik zwischen Osten und 
Westen stellt, dafür entschieden, zwischen zwei 
Beispielen von Regimes, für die die Künstler keine 
Bürgschaft erbringen können, die Parallelen zu zie- 
hen. Er hat von Griechenland und von der Tsche- 
choslowakei gesprochen. Das hat Herrn Rubin zu- 
erst, dann ihren Berichterstatter sowie andere Teil- 
nehmer zu der Bemerkung veranlaßt, daß in der 
Gruppe der westlichen Länder Griechenland zu den 


Ausnahmen zählt, während bei den Ostländern die 
Tschechoslowakei keineswegs eine Ausnahme dar- 
stellt. Diese Bemerkung ist übrigens rein quantita- 
tiv; sie rührt nicht an den Kern des Problems. 

Herr Rubin hat auf die Gefahr eines zweifelsohne 
baldigen Übereinkommens zwischen dem Staatska- 
pitalismus und dem Privatkapitalismus hingewiesen 
und auf das Risiko, daß zugunsten von Handelsab- 
kommen, ja sogar kulturellen Abkommen, ein güti- 
ger Schleier über gewisse Mißbräuche an der 
Menschheit gebreitet werde. 

Günter Grass hat darauf gedrängt, daß die zu- 
künftigen Abkommen von Helsinki für die Politiker 
nicht Anlaß zu irgendeinem Verzicht bezüglich der 
freien Meinungsäußerung und dem Recht der 
Künstler sein sollten. Er hat uns gesagt, und wir 
haben ihn für diese Worte herzlich akklamiert, daß 
die Toleranz nicht zum zynischen Komplizen der 
Intoleranz werden dürfte. Die Sicherheit und die 
Entspannung sollten nicht als Alibi oder Entschul- 
digung für gefährliches Entgegenkommen gelten. 

Ihr Berichterstatter hat seinerseits unterstrichen, 
wie wenig der Osten und der Westen dieselbe 
Sprache sprechen, wenn man das Kapitel des Kul- 
turaustausches anschneidet. 

Die freie Meinungsäußerung des Künstlers ist ein 
unberührbarer Wert und wir meinen, daß der Staat 
weder im Westen noch im Osten sich zum Richter 
dieser Freiheit aufzuspielen hat. 

In seinem zusammenfassenden Bericht hat sich 
Rektor Capelle gefragt, ob nicht eine Analogie zwi- 
schen dem Problem der Freiheit des Künstlers und 
jenem, das man in der Vergangenheit und selbst in 
der Gegenwart durch den Begriff der Hochschul- 
freiheit lösen zu können glaubte, bestünde. Als 
Akademiker, dessen Meinung besonders maßge- 
bend ist, hat Herr Capelle kein Hehl daraus ge- 
macht, daß er den „Franchisen" nicht positiv ge- 
genübersteht, das heißt der Gewährung von Privile- 
gien an eine bestimmte Gruppe von Bürgern gegen- 
über den anderen auf Grund ihrer wie auch immer 
besonderen Verantwortlichkeiten. Er wurde darin 
von vielen von uns unterstützt und besonders von 
Herrn Gölter, der sehr geistreich die Pflichten des 
Künstlers als solcher und seine Pflichten als Bürger 
analysierte. Was die politischen Ausrichtungen des 
Künstlers betreffen, so befindet sich dieser in der 
gleichen Lage, wie alle Bürger und selbst die Politi- 
ker. Unter diesem Gesichtswinkel gesehen leiten 
sich die Rechte und Pflichten des Künstlers wie 
auch die aller Bürger vom allgemeinen Recht her. 

Wir teilen nicht den Pessimismus derer, zu des- 
sen Sprachrohr sich insbesondere Herr Van Caste- 
ren nicht ohne Lebhaftigkeit machte, die uns sagen, 
daß in unserer Gesellschaft kein Platz mehr für 
Künstler ist und daß in längstens 100 Jahren die 
menschliche Rasse aus allen möglichen Gründen 
und besonders denen, die durch die Arbeiten des 
Klubs von Rom herausgestrichen wurden, unterge- 
gangen sein wird. 

Manche von uns haben den Wunsch ausgespro- 
chen, daß die Freiheit des Künstlers ihm absolut 
anerkannt werde. Das wirft in etwas abweichenden 
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Worten die Frage der Grenzen der Freiheitsaus- 
übung auf, denn niemand kann bestreiten, wie dies 
Bernanos so treffend gesagt hat, daß die Freiheit ei- 
nes jeden zwangsläufig in der Freiheit der anderen 
ihre Grenze findet, sonst gäbe es keine Freiheit 
mehr. • 

Die Notwendigkeit der freien Meinungsäußerung 

Dieses Thema bringt uns zur zweiten Sitzung un- 
seres Kolloquiums, die durch den Vortrag von Herrn 
Piovene eingeleitet wurde. Diese freie Meinungsäu- 
ßerung, so sagte er, war lange Zeit ein erregendes 
Banner; und er vermerkte, und wir spürten alle den 
Ernst dieser Bemerkung, daß unsere in so vielen 
Dingen blasierte Gesellschaft selbst gegenüber Ver- 
folgungen eine gewisse Apathie an den Tag legt. 
Diese freie Meinungsäußerung scheint zu einer 
Ware zu werden, wie Herr Piovene sagte; sie ist 
nicht mehr Glaube. Die ängstliche Sorge teilend, 
die Günter Grass verspürt, fürchtet Herr Piovene 
ebenfalls die Leiseschaltung der Probleme der Frei- 
heit und wies darauf hin, daß wir in eine Gesell- 
schaft eintreten, wo die Freiheit persönlicher, un- 
auffälliger wird, und in diesem Zusammenhang ge- 
brauchte er eine Wendung, die uns alle betroffen 
machte: er sprach von immateriellen Klöstern. Was 
er fürchtet, ist ein Konformismus selbst der Konte- 
station, und damit schließt er sich der Befürchtung 
von Grass an in der Dialektik, die der Kultur den 
Frieden gegenüberzustellen droht, wobei die Kultur 
das Wechselgeld für den Frieden würde, denn dies 
wäre ein Gegensatz zwischen Frieden und Frei- 
heit. 

Die Künste festigen und bereichern die Freiheit, 
so wie die Freiheit für die Entwicklung der Künste 
notwendig ist. Herr St. John-Stevas sprach von kul- 
tureller Unterernährung Europas, ein treffender 
Ausdruck, über den wir nachdenken sollten. 

Damit die Welt der Produktion und des Ertrages 
für den Menschen nicht zur Hölle wird, ist die 
Kunst notwendiger denn je nicht nur für einen 
Kreis Eingeweihter, sondern für das ganze Volk, 
und es ist paradox, dies sei festgestellt, daß zu dem 
Zeitpunkt, wo auf Grund der harten Erfordernisse 
der wirtschaftlichen Entwicklung und der Verfrem- 
dung, die sie hervorruft, zu dem Zeitpunkt, wo die 
Menschen sich wie nie zuvor vielleicht der Not- 
wendigkeit des qualitativen Lebens und des Bei- 
trags der Künstler bewußt werden, daß gerade zu 
diesem Zeitpunkt, die Künstler uns ängstlicher er- 
scheinen. 

Doch wenn wir in diesem Fall wollen, daß dem 
ganzen Volk die Kunst zugute kommt, müssen wir 
die Kunst bereits in der Schule vermitteln. Mehrere 
Redner haben mit Nachdruck darauf hingewiesen, 
insbesondere Professor Grochowiak und Professor 
Dupuy. 

Dieser Unterricht muß nicht zwangsläufig zum 
Ziel haben, Künstler zu produzieren, sondern Anla- 
gen zu erwecken und Verständnis für die Bedürf- 
nisse der Künstler. In einer vom ausschließlichen 
Bestreben um Rationalität gekennzeichneten Grund- 
schule muß Platz für die Sensibilität geschaffen 


werden. Dies verlangt, wie Kahn-Ackermann unter- 
strichen hat, nach politischen Entscheidungen. 

Die Grenzen und der Schutz der freien Meinungs- 
äußerung 

Professor Dupuy, der für den einleitenden Vor- 
trag der dritten Sitzung verantwortlich war, hat 
von Anfang an als Jurist den Schwerpunkt auf die 
Rolle der europäischen Menschenrechtskonvention 
und der Institutionen gelegt, die geschaffen wur- 
den, um deren Wirksamkeit und Einhaltung zu ge- 
währleisten: des europäischen Gerichtshofes für 
Menschenrechte und der europäischen Menschen- 
rechtskommission. 

Die freie Meinungsäußerung war erstmals aus- 
drücklich im europäischen Recht verankert. Zwei- 
felsohne gibt es Unterschiede in der Auffassung 
und Interpretation je nach den Ideologien, jenach- 
dem und dies kennzeichnet wahrscheinlich die 
Kluft zwischen unseren Ländern und den Ländern 
des Ostens, ob dem Recht des einzelnen der Vorzug 
vor dem Recht des einzelnen gegeben wird. Dupuy 
wies auf die besonders schwierige Rolle des Staates 
hin, denn er vermag zugleich die Rechte der Künst- 
ler einzuschränken und sie zu schützen. Die Vor- 
herrschaft des Staates wird gefürchtet und das Ein- 
greifen des Staates ist notwendig. Es gilt also, einen 
Ausgleich zwischen den beiden Extremen dieser 
Dialektik zu finden. 

Dupuy führte Artikel 10 der Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
an, der folgendermaßen lautet: 

„Artikel 10 

1. Jedermann hat Anspruch auf freie Meinungsäu- 
ßerung. Dieses Recht schließt die Freiheit der 
Meinung und die Freiheit zum Empfang und zur 
Mitteilung von Nachrichten oder Ideen ohne 
Eingriffe öffentlicher Behörden und ohne Rück- 
sicht auf Landesgrenzen ein.. Dieser Artikel 
schließt nicht aus, daß die Staaten Rundfunk-, 
Lichtspiele- oder Fernsehunternehmen einem 
Genehmigungsverfahren unterwerfen. 

2. Da die Ausübung dieser Freiheiten Pflichten 
und Verantwortung mit sich bringt, kann sie be- 
stimmen, vom Gesetz vorgesehenen Formvor- 
schriften, Bedingungen, Einschränkungen oder 
Strafdrohungen unterworfen werden, wie sie in 
einer demokratischen Gesellschaft im Interesse 
der nationalen Sicherheit, der territorialen Un- 
versehrtheit, oder öffentlichen Sicherheit, der 
Aufrechterhaltung der Ordnung und der Verbre- 
chensverhütung, des Schutzes der Gesundheit 
und der Moral, des Schutzes des guten Rufes 
oder der Rechte anderer unentbehrlich sind, um 
die Verbreitung von vertraulichen Nachrichten 
zu verhindern oder das Ansehen und die Unpar- 
teilichkeit der Rechtsprechung zu gewährlei- 
sten.'' 

Also zwei wesentliche Grenzen: diejenigen, die 
sich aus der öffentlichen Ordnung und der Verbre- 
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chensverhütung ergeben. Die anderen Grenzen sind 
berufsethischer Natur oder hängen vom Publikum 
selbst ab in dem Sinne, daß die dem Kino, dem 
Fernsehen auferlegten Einschränkungen zum Bei- 
spiel das Alter des Publikums berücksichtigen, an 
das sie sich wenden. Doch gibt es auch die durch 
die Verstöße gegen die Moral eventuell auferlegten 
Einschränkungen und dies ist ein außerordentlich 
kompliziertes Problem. 

Es war sehr viel die Rede von den Massenmedi- 
en, die den einen als eine Art deus ex machina er- 
schienen und anderen als ein unmenschlicher unge- 
waltsam in Besitz nehmender Tyrann. 

Der Rektor Jean Capelle hat mit Recht darauf 
hingewiesen, daß die Macht der Massenmedien in 
Wirklichkeit, oh wir es wollen oder nicht, in die Zi- 
vilisation des Menschen wie mit Siebenmeilenstie- 
feln oder wie Botschafter einer bislang unerreich- 
ten Macht eingreif en, um jedem den Genuß der 
Wohltaten des Gedankens und der Kultur zu ver- 
schaffen. 

Das Fernsehen und seine Rolle wurden im beson- 
deren aufgegriffen. Günter Grass sprach den 
Wunsch aus, daß alle Länder sich das in der Bun- 
desrepublik Deutschland angewendete Verwal- 
tungsmodell zum Vorbild nehmen, das ihm im Zu- 
sammenhang mit den Garantien, die es der freien 
Meinungsäußerung gewährt, exemplarisch er- 
scheint. 

Es kam ebenfalls die Zensur zur Sprache, die zu 
verurteilen sich alle Teilnehmer am Kolloquium ei- 
nig waren. Doch wenn man auch die offizielle Zen- 
sur abschafft, so gibt es heimliche Zensuren und es 
wurde auf eine Reihe von Faktoren hingewiesen, 
die praktisch auf die Einführung von Einschränkun- 
gen mit dem Charakter einer Zensur hinauslaufen. 
Zum Beispiel Monopolstellungen, wie das Presse- 
monopol, das eine oft harte Einschränkung dar- 
stellt, wie dies Günter Grass gesagt hat. 

Es gibt die von den Verlegern gestellten Bedin- 
gungen und das Problem des Urheberrechts, Fra- 
gen, die Gegenstand eines gesonderten Berichts 
von Kahn-Ackermann bilden und auf die wir aus 
diesem Grund folglich nicht näher eingehen, außer 
um zu unterstreichen, daß auch hier das Kollo- 
quium neuerlich den Beweis für die Berechtigung 
der von unserem Präsidenten befürworteten Aktio- 
nen hinsichtlich der notwendigen Harmonisierung 
der Urheberrechte und allgemein der Maßnahmen, 
die getroffen werden müssen, damit die Literatur 
dem Einfluß von ausschließlich kommerziellen Kri- 
terien entgeht, erbracht hat. 

Professor Cazeneuve hat das beachtliche Gewicht 
der „Moden" hervorgehoben und die Tatsache un- 


terstrichen, daß wenn die Pflichten des Staates der 
Herausforderung unterliegen, einem gewissen Kon- 
formismus nicht nachzugeben, es ihnen gegenüber 
einen anderen Konformismus geben kann: einen 
Konformismus des Anti-Konformismus. 

Die Aufgabe des Staates ist es, weder dem einen 
noch dem anderen nachzugeben. Die freie Mei- 
nungsäußerung muß zugleich über den primären 
und über den sekundären Konformismus hinausge- 
hen, der selber ein Anti-Konformismus sein kann. 
Unter diesen Voraussetzungen wird man gewahr, 
daß letzten Endes, wie dies Stevas hervorgehoben 
hat, die freie Meinungsäußerung bei den Künstlern 
direkt zu einer Bewußtwerdung ihrer Pflichten füh- 
ren kann, die darin bestehen, ihre Freiheit sowohl 
gegenüber den Institutionen zu bewahren, deren 
Aufgabe es ist, sie zu verteidigen, und gleichfalls 
eine freie Meinungsäußerung unter ihren anderen 
Tendenzen zu fordern, darunter diejenigen der 
Künstler, die eine bedeutende Gruppe darstellen. 

In diesem Zusammenhang soll darauf hingewie- 
sen werden, daß die Selbstkontrolle des Künstlers 
im Bewußtsein seiner Verantwortung sicher die er- 
ste Garantie für die Erfüllung der berufsethischen 
Pflichten ist. 

Die Herren Rubin und Atalos haben uns nach- 
denklich gestimmt, indem sie unsere Aufmerksam- 
keit auf die praktischen Folgerungen eines Beitritts 
der UdSSR zur Allgemeinen Konvention über das 
Urheberrecht lenkten. Diese Folgerungen sind zwei- 
facher Natur: 

— die Künstler aus dem Westen werden in ihrer 
Vorlage im Osten keine Urheberrechte erhal- 
ten; 

~ es wäre nicht mehr möglich, im Ausland Werke 
zu veröffentlichen, die in der Sowjetunion ver- 
boten sind. Diese letzte Folgerung erscheint uns 
dramatisch, und es war in diesem Zusammen- 
hang viel von einem Mann die Rede, der dieses 
Problem veranschaulicht, Alexynder Solschenit- 
zyn. Solschenitzyn, der an die Tradition der 
Kontestation in der russischen Literatur an- 
knüpft und an die Mission des Schriftstellers an- 
knüpft: neue Werte zu gründen, die ideologi- 
schen Werte, die die Macht vorschlägt, in Zwei- 
fel zu stellen. 

Der Vorwurf, den Atalos an die Politiker gerich- 
tet hat, eine solche Sache Vorbeigehen gelassen zu 
haben, hat uns tief getroffen. Wir waren uns in der 
Überlegung einig, daß es nicht vorstellbar sei, daß 
die Werke, die ein Schriftsteller wie Solschenitzyn 
noch zum Wohle der Menschheit, zur Würde des 
Menschen hervorbringen könnte, in „die Versen- 
kung" verbannt werden. 
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